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 E D I TO R I A L  1

Liebe Leserinnen und Leser

Die gestiegene Lebenserwartung ist 
ein unumstösslicher Fakt. Die Men-
schen leben nicht nur länger als früher, 
sie sind heute vielfach auch bis ins 
hohe Alter «zwäg» und wollen die wohl-
verdienten Jahre im Ruhestand ver-
ständlicherweise aktiv geniessen. So 
erfreulich diese Entwicklung ist, so 
bringt die alternde Gesellschaft doch 
nicht zu unterschätzende Heraus-
forderungen mit sich. Zumindest zwei 
davon betreffen direkt die Arbeitge-
ber und haben deshalb ihren Platz in 
dieser Ausgabe: einerseits die Nut-
zung des Potenzials qualifizierter Wie-
dereinsteigerinnen angesichts des 
 zunehmenden Mangels an Fach- und 
Führungskräften, andererseits die 
Notwendigkeit rechtzeitiger Reform-
massnahmen im System der Alters-
vorsorge angesichts der finanziellen 
Entwicklung von AHV und zweiter 
Säule.

Im Brennpunkt ab Seite 14 legt Gud run 
Sander dar, wie Unternehmen vom Wis-
sen, von den Erfahrungen und Schlüs-
selqualifikationen sogenann ter Wieder-
einsteigerinnen  profitieren können: 
Frauen, die nach einem Erwerbsunter-
bruch zugunsten der Familie in den 
 Arbeitsmarkt zurückkehren. Die Diver-
sity-Expertin der Universität St. Gallen 
ist überzeugt, dass dieses heute noch 
unzureichend genutzte Potenzial in 

den nächsten Jah ren für viele Unter-
nehmen an Bedeutung gewinnen  
wird. Zudem  erzählt die zweifache 
Mutter Patricia Widmer, wie sie in 
ihrem ange stammten Beruf als Ban-
kerin nach ei ner Familienpause 
 wieder Fuss  fassen konnte.

In ihrer Vernehmlassungsantwort zur 
Reform der Altersvorsorge unter-
breiten der Schweizerische Arbeitge-
berverband und Economiesuisse  
dem Bundesrat einen konstruktiven 
Lösungsvorschlag – mit dem Ziel,  
das heutige Rentenniveau auch in Zu-
kunft zu gewährleisten. Die Details 
dazu gibt es auf Seite 28.

Wohlverdienter Ruhestand? Das scheint 
für Joseph Michel ein Fremdwort zu 
sein. Denn seine 86 Jahre hindern den 
Gründer der Michel Stores AG in 
 Sitten keineswegs daran, nach über 
50 Jahren in seiner Firma noch  
immer zum Rechten zu schauen. Dem 
Chef über 50 Mitarbeitende fällt es 
schwer, seinen von Grund auf selber 
aufgebauten Betrieb in fremde  
Hände zu übergeben, wie er im Arbeit-
gebergespräch auf Seite 8 sagt.

Gerade in Zeiten mit weniger jungen 
und mehr älteren Menschen ist die 
Förderung der ersteren umso wichtiger. 
Dazu leisten in der Schweiz nicht nur 
öffentliche, sondern auch eine ganze 
Reihe von Privatschulen einen we-
sentlichen Beitrag. Sie sind im Verband 
Schweizerischer Privatschulen or-
ganisiert. Wie dieser die Interessen der 
sehr heterogenen Mitglieder – vom 
 privaten Kindergarten bis zur privaten 
Fachhochschule – bündelt, erfahren 
Sie im Verbandsporträt auf Seite 32.

Ich wünsche Ihnen eine anregende 
Lektüre. 3

Der Preis des Alterns
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Daniela Baumann ist Redaktorin und  
Mitarbeiterin Information des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Entretien avec Joseph Michel,  
patron de Michel Stores SA à Sion

La rubrique Entretien accueille Joseph 

Michel, patron depuis plus de cinquante 

ans de l’entreprise Michel Stores à Sion. 

Celle-ci conjuge industrie et artisanat 

pour offrir des prestations complètes 

et sur mesure dans le secteur des stores 

et protections contre le soleil et les in-

tempéries. Cette pérennité, l’entreprise 

la doit notamment à l’engagement sans 

limite de son fondateur, Joseph Michel. 

A 86 ans, il arpente quotidiennement 

ses locaux de la zone industrielle sé-

dunoise. Page 40

Le potentiel des femmes  
en réinsertion professionnelle
Bien que le taux d’activité des femmes soit en Suisse supérieur à la moyenne, 

leur potentiel sur le marché du travail est loin d’être épuisé. C’est surtout le cas 

pour des femmes très qualifiées qui reprennent une activité professionnelle et 

des femmes spécialistes ou cadres. Mme Gudrun Sander, de l’Université de St-

Gall, explique ce que cela signifie et ce qui doit être fait. Egalement, dans notre 

Dossier, un portrait de Patricia Widmer, qui nous parle de ses expériences de re-

tour dans le secteur bancaire. Dès la page 46

Réforme de la prévoyance vieillesse
Le système suisse de prévoyance vieil-

lesse, aujourd’hui efficace, ne tardera 

pas à se transformer en gouffre finan-

cier du fait de l’évolution démogra-

phique. L’économie a présenté au Con-

seil fédéral des solutions constructives 

en vue de préserver le niveau actuel des 

rentes. Au lieu de porter tout l’effort sur 

un seul et même paquet mammouth 

de mesures, elle y réclame une vision 

globale s’appuyant sur des actions seg-

mentées en portions digestes et obéis-

sant à des priorités claires. Page 54

Fédération Suisse des Écoles Privées
La notion d’«écoles privées» recouvre une large réalité dans le cas de la Fédéra-

tion Suisse des Écoles Privées (FSEP), puisque celles-ci concernent aussi bien des 

écoles internationales avec un public cible issu des quatre coins du monde que 

des programmes de formation complémentaires intégrant des concepts péda-

gogiques alternatifs. S’y ajoutent des fournisseurs dans le domaine de la forma-

tion continue. La fédération s’engage de diverses façons pour un objectif com-

mun: des conditions-cadres avantageuses. Page 58
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Im Brennpunkt : Das Potenzial  
von Wiedereinsteigerinnen
Obwohl die Erwerbsquote der Frauen in der Schweiz überdurchschnittlich hoch 

ist, ist das Potenzial der Frauen auf dem Arbeitsmarkt noch lange nicht ausge-

schöpft. Das gilt vor allem auch mit Blick auf gut qualifizierte Wiedereinsteige-

rinnen sowie weibliche Fach- und Führungskräfte. Was das heisst und was zu 

tun ist, erläutert Gudrun Sander von der Universität St. Gallen. Ausserdem im 

«Brennpunkt»: ein Porträt von Patricia Widmer, die über ihre Erfahrungen als Wie-

dereinsteigerin in der Bankenbranche berichtet. Ab Seite 14

Die Firma Trunz expandiert mit 
Anlagen zur Wasseraufbereitung

Das Ostschweizer Familienunterneh-

men Trunz ist breit aufgestellt und bietet 

neben Metalltechnik auch Luftkanalsys-

teme sowie Anlagen zur Wasseraufbe-

reitung an. Das von Remo Trunz (Bild) 

geführte Unternehmen mit Sitz in Stein-

ach (SG) beschäftigt rund 180 Mitarbei-

tende und bildet Lernende in fünf ver-

schiedenen Berufen aus. Nun will die 

Trunz Holding weiter expandieren – be-

sonders im Geschäft mit Anlagen für 

sauberes Wasser, das weltweit grosses 

Potenzial hat. Seite 22

Reform der Altersvorsorge ist nötig
Das System der Altersvorsorge wird wegen der demografischen Veränderungen 

ohne rechtzeitige Reformmassnahmen bald nicht mehr finanzierbar sein. Ange-

führt vom Schweizerischen Arbeitgeberverband hat die Wirtschaft dem Bundes-

rat einen konstruktiven Lösungsvorschlag vorgelegt – mit dem Ziel, das Rentenni-

veau zu halten. Dazu braucht es kein überladenes Gesamtpaket, sondern eine 

durchdachte Reform in verdaubaren Portionen und mit klaren Prioritäten. Seite 28

Im Porträt : Der Verband 
Schweizerischer Privatschulen
Rund 90 000 Schülerinnen und Schü-

ler besuchen jährlich eine Privatschule, 

die vom Verband Schweizerischer Pri-

vatschulen repräsentiert wird. Dieser 

hat insgesamt 220 Mitglieder – darun-

ter neben international orientierten Pri-

vatschulen auch solche mit lokaler 

Ausrichtung oder private Anbieter auf 

Weiterbildungsstufe. Wofür sich der Ver-

band derzeit besonders einsetzt und 

mit welchen politischen Herausforde-

rungen er konfrontiert ist, erklärt Ge-

neralsekretär Markus Fischer (Bild) im 

Verbandsporträt. Seite 32 Bil
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4 K U R Z  U N D  B Ü N D I G

Der im Auftrag des Staatssekretariats 
für Wirtschaft (Seco) verfasste Bericht 
«Fachkräftemangel in der Schweiz» ver-
schafft einen Überblick über die Nach-
frage nach Fachkräften in verschiede-
nen Berufsfeldern. Rund 36 Prozent der 
Erwerbstätigen arbeiten in einem Beruf 
mit einem Verdacht auf Fachkräfteman-
gel. Besonders häufig finden sich Anzei-

chen für einen schwer zu deckenden 
Fachkräftebedarf in Berufen des Mana-
gements, im Bereich Administration, 
Fi nanzen und Rechtswesen, in Gesund-
heitsberufen, in Lehr- und Kulturberu-
fen sowie in Berufen der Technik und 
Informatik (MINT).

Das Indikatorensystem beleuchtet 
verschiedene Formen und Aspekte des 

Fachkräftebedarfs in der Schweiz quer 
über verschiedene Berufe hinweg und 
weist auf mögliche Ansatzpunkte zur 
Entschärfung der Problematik in ver-
schiedenen Berufsfeldern hin.

Die Resultate bestätigen die häufigen 
Klagen der Unternehmen über Schwie-
rigkeiten bei der Personalrekrutierung. 
Mit Blick auf die demografische Ent-
wicklung (stagnierende oder sogar 
schrumpfende Erwerbsbevölkerung ab 
2020) sowie die Umsetzung der Massen-
einwanderungs-Initiative gilt es nun, die 
entwickelten Indikatoren zu nutzen, um 
geeignete und gezielte Massnahmen 
zur Linderung des Fachkräftemangels – 
etwa im Bildungs-, Arbeitsmarkt- oder 
Migrationsbereich – einzuleiten. Den 
geeigneten strategischen Rahmen 
dazu bildet die von Bund, Kantonen 
und Sozialpartnern getragene Fach-
kräfte-Initiative.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band hat im Rahmen dieser Initiative 
bereits eine Massnahme zur Erhöhung 
der Arbeitsmarktbeteiligung älterer Ar-
beitnehmender ins Leben gerufen: die 
Initiative «arbeitsmarkt45plus». 3

Pensionskassen, die ausschliesslich 
Lohnanteile über 126 360 Franken ver-
sichern, dürfen ihren Versicherten un-
terschiedliche Anlagestrategien anbie-
ten. So kann sich jemand für eine 
An lagestrategie entscheiden, die zwar 
höhere Erträge generiert, bei der aber 
auch das Risiko von Verlusten grösser 
ist. Die heutige Regelung sieht aber vor, 
dass solche Versicherte bei einem PK-
Austritt zwingend den garantierten Min-
destbetrag gemäss Freizügigkeitsgesetz 
erhalten. Das Risiko von solchen Versi-
cherten müssen die übrigen Versicher-
ten mittragen.

Das soll sich ändern: Künftig sollen Ver-
sicherte die Risiken ihrer freiwillig ge-
wählten Anlagestrategien bei hohen 
Lohnanteilen selbst tragen. Der Bundes-
rat will bis Ende Jahr eine entsprechende 
Botschaft zur Revision des Freizügig-
keitsgesetzes vorlegen. Der Schweize-
rische Arbeitgeberverband (SAV) be-
grüsst, dass der Bundesrat die Revision 
vorantreibt.

Sicherung von Alimenten

Der Bundesrat hatte im Rahmen der Re-
vision auch eine Gesetzesänderung vor-
geschlagen, die unterhalts berech tig te 

Personen besser schützen soll. Der Hin-
tergrund: Wenn sich Alimenten-Schuld-
ner Vorsorgeguthaben auszahlen lassen, 
gelingt es den Inkassobehörden oft 
nicht, die entsprechenden Unterhalts-
beiträge rechtzeitig zu sichern.

Der Vorschlag zur Sicherung von Ali-
menten ist aus der Sicht des SAV aber 
vorsorgefremd und würde zudem die 
Verwaltungskosten der Pensionskassen 
in die Höhe treiben. Zwar hält der Bun-
desrat an seiner Idee fest, er will jedoch 
diese Frage in einer separaten Botschaft 
behandeln. Damit folgt er einem An-
trag des SAV. 3

Studie bestätigt verbreiteten Fachkräftemangel
Ein vom Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) veröffentlichtes Indikatorensystem belegt  

den weit verbreiteten Fachkräftemangel und liefert Ansatzpunkte zur Entschärfung des Problems.

Revision des Freizügigkeitsgesetzes wird konkret
Künftig sollen Versicherte die Risiken ihrer frei gewählten Anlagestrategien bei hohen Lohnanteilen 

selbst tragen. Das sieht die vom Bundesrat geplante Revision des Freizügigkeitsgesetzes vor.
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Auch im Informatik-Bereich gibt es nicht genug Fachkräfte.



Schweizer Arbeitgeber 5 / 2014

 K U R Z  U N D  B Ü N D I G  5

Mit dem Lehrplan 21 soll erstmals ein 
sprachregionaler Lehrplan für 21 
deutsch- und mehrsprachige Kantone 
für den Unterricht auf allen Stufen der 
Volksschule definiert werden. Nun ist 
der Auswertungsbericht zur Konsulta-
tion erschienen, entsprechende Über-
arbeitungsaufträge sind erteilt worden. 
Ein Ziel ist es, den Lehrplan zu straffen.

Das Lehrplan-Projekt ist für die Arbeit-
geber von Bedeutung und wurde vom 
Schweizerischen Arbeitgeberverband 
(SAV) anlässlich der Konsultation Ende 
2013 ausdrücklich begrüsst. Die Projekt-
leitung hat nun wichtige Anliegen des 
SAV für die Überarbeitung aufgenom-

men. So soll die berufliche Orientierung 
als Modul-Lehrplan verbindlicher in der 
Volksschule verankert werden. Leider 
wird dabei an der Planung von 39 Lek-
tionen festgehalten – allerdings wird es 
den Kantonen freistehen, mehr Lektio-
nen zur Verfügung zu stellen. Wichtig 
ist weiter, dass auch in der Volksschule 
Unternehmens- und Produktionsaspek-
 te berücksichtigt werden und dass sich 
die Wirtschaftsbildung nicht einseitig 
auf den Konsum oder gar auf Werthal-
tungen bezieht.

Der Lehrplan 21 wird in vielen Kanto-
nen voraussichtlich auf das Schuljahr 
2017/ 18 eingeführt. 3

Sinkende Zahlen bei den Berufskrank-
heiten und den Berufsunfällen sowie ein 
Anstieg der Taggelder und Heilkosten: 
Das ergibt die Auswertung des Versiche-
rungsjahrs 2013 der Suva. Insgesamt 
meldeten die 1,9 Millionen Versicherten 
462 776 Unfälle und Berufskrankheiten. 
Die Suva zahlte 2013 Taggelder in der 
Höhe von 1,27 Milliarden Franken, das 
sind 3,4 Prozent mehr als im Vorjahr. Die 
durchschnittliche Taggeldbezugsdauer 
stieg um 1,9 Prozent. Die Kosten für ärzt-
liche und therapeutische Behandlungen 
stiegen um 12,4 Prozent auf 1,15 Milli-

arden. Derzeit beziehen rund 100 000 
Personen eine Rente der Suva, davon 
sind gut drei Viertel Invalidenrenten 
und knapp ein Viertel Hinterlassenen-
renten. Monatlich fliessen so rund 123 
Millionen Franken als Rentenzahlungen 
an die Anspruchsberechtigten. 2013 
sprach die Suva 1776 neue Invalidenren-
ten, im 2012 waren es 1584.

Die Suva engagiert sich stark, um die 
steigenden Kosten im Griff zu behalten. 
So prüft sie jährlich rund zwei Millionen 
Rechnungen und rund 300 Verdachts-
fälle von Versicherungsmissbrauch. 3

Die neue Online-Plattform für Jugend-
liche, die sich für die kaufmännische 
Grundausbildung bei Versicherungen 
interessieren, heisst «startsmart.tv». Die 
dreisprachige Website wurde vom 
Schweizerischen Versicherungsverband 
(SVV) und dem Berufsbildungsverband 
der Versicherungswirtschaft entwickelt. 
Sie zeigt die Vielfalt der Tätigkeiten und 
Möglichkeiten in der Branche auf – 
etwa mit Videoporträts, die Lernende 
in ihrem Alltag auf persönliche Weise 
zeigen. Es sind auch die Lernenden, die 
startsmart.tv weiterentwickeln.

Die Plattform bietet Informationen zur 
kaufmännischen Grundausbildung und 
zeigt Weiterbildungswege auf. Mit ei-
nem «Talent Check» können Inte res sier-
 te ihre Einstellung zum Top-Versiche-
rungsthema «Risiko» testen. Jedes 
Ver sicherungsunternehmen, das Ausbil-
dungsmöglichkeiten bietet, kann für Be-
werbungen und Schnupperanfragen di-
rekt auf der Job-Plattform kontaktiert 
werden. Für Unterhaltung sorgen origi-
nelle Werbespots von Versicherern. 3

www.startsmart.tv

Lehrplan 21 wird überarbeitet 

Suva meldet weniger Unfälle

SVV: Plattform für Lernende

AU S B L I C K

Wachstum in Sicht

Die Aussichten für die Schweizer 

Wirtschaft und die Entwicklung der 

Konjunktur sind nach wie vor gut.

Das Konjunkturbarometer der Konjunkturfor-
schungsstelle der ETH (KOF) ist im März zwar 
leicht um 0,04 auf 1,99 Punkte gefallen. Es 
bleibt aber bei der 2-Punkte-Marke, womit sich 
die positive Entwicklung des Bruttoinlandpro-
dukts fortsetzen dürfte. Zum Rückgang des 
Barometers trugen insbesondere die rückläu-
figen Indikatoren für das internationale Umfeld, 
die heimische Industrie und den Finanzplatz 
bei. Die Effekte, die vom Gast- und Baugewer  - 
be ausgingen, waren vernachlässigbar. Posi-
tiv wirkte sich dagegen der Indikator für den 
Konsum im Inland aus.

Bis Ende Jahr wird die Schweizer Wirtschaft 
laut KOF robust wachsen. Das BIP sollte ge-
mäss der neusten Konjunkturprognose um 
2 Prozent steigen, im kommenden Jahr um 
2,1 Prozent. Die Exporte dürften von einer Be-
lebung der Weltwirtschaft profitieren. Zudem 
dürften sich die Wachstumsimpulse von der 
Binnenwirtschaft auf die Exporte verlagern. 
Die KOF rechnet weiter damit, dass die An-
nahme der Initiative zur Beschränkung der 
Zuwanderung die Unsicherheit für Investiti-
onsentscheide erhöht hat. 2015 könnte auch 
die Bautätigkeit gedämpft werden. 3

KOF Konjunkturbarometer 
und BIP

Quelle: KOF

KOF Konjunkturbarometer
BIP (Veränderung ggü. Vorjahres-
quartal in %)
Provisorische BIP-Werte: 2012–2013
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Das Ergebnis der repräsentativen Um-
frage bei den Mitgliedern von Swissme-
chanic ist ein klares Votum gegen die 
Mindestlohn-Initiative: Rund 98 Prozent 
der Befragten lehnen die Initiative ab, 
wie der Branchen- und Arbeitgeberver-
band der mechanisch-technischen so-
wie elektrotechnischen Klein- und Mit-
telbetriebe mitteilt. Für die Befragten 
ist die unternehmerische Freiheit der 
Schlüssel zu wirtschaftlichem Wachstum 
und Wohlstand. Der Staat solle sich nicht 
in Lohnfragen einmischen, sondern sich 
auf seine Aufgaben konzentrieren und 
der Wirtschaft die bestmöglichen poli-
tischen und administrativen Rahmen-
bedingungen zur Verfügung stellen, so 
die verbreitete Meinung unter den Be-
fragten. 

Der weltweit höchste Mindestlohn 
würde zudem die Sogwirkung auf un-
qualifizierte ausländische Arbeitskräfte 
steigern und die Berufsbildung unter-
graben. Die Swissmechanic-Firmen bil-
den jährlich rund 6000 Lernende aus. 
Das Begehren, wonach eine unqualifi-
zierte Arbeitskraft bereits ab dem ers-

ten Arbeitstag 4000 Franken verdienen 
soll, stösst bei vielen Unternehmen auf 
Unverständnis. Dies führe bei jungen 
Menschen zu sinkender Motivation für 
Aus- und Weiterbildungen.

Es geht auch ohne GAV

Die unternehmerische Freiheit sehen die 
Mitglieder von Swissmechanic auch bei 
einer Einführung von Gesamtarbeitsver-
trägen (GAV) in ihrem Wirtschaftsbereich 
gefährdet. Deshalb wehrt sich der Ver-
band gegen das Bestreben der Gewerk-
schaften, allgemeinverbindliche und flä-
chendeckende GAV in allen Branchen 
einzuführen. Gemäss der Umfrage spre-
chen sich 85 Prozent der Swissmecha-
nic-Firmen gegen einen GAV in der ei-
genen Branche aus.

Die Sozialpartnerschaft bei den KMU 
besteht gemäss Swissmechanic aus Ar-
beitnehmenden und Arbeitgebern. Laut 
Direktor Oliver Müller ist die Einführung 
von Verträgen deshalb unnötig: «In un-
seren Mitgliederbetrieben begegnen 
sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf 
Augenhöhe, unsere Betriebe funktionie-

ren deshalb auch ohne Gewerkschaften. 
Die Arbeitnehmer sind Fachkräfte – und 
die meisten von ihnen schon seit vie-
len Jahren in den Betrieben tätig. Man 
kennt und schätzt sich. Es gibt ein gül-
tiges Arbeitsgesetz und entsprechende 
Arbeitsverträge.»

Swissmechanic-Unternehmen sind in 
vielen Fällen Familienfirmen und wer-
den von Patrons geführt, die sich auch 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten um 
ihre Mitarbeitenden kümmern und sich 
im regionalen Umfeld engagieren. Der 
derzeitige Mangel an Fachkräften sorgt 
zusätzlich für faire und attraktive Rah-
menbedingungen zugunsten der Ar-
beitnehmenden, wie der Verband fest-
hält.

Hartes Umfeld für KMU

Einige KMU in der Branche haben laut 
Swissmechanic mit einem schwierigen 
Umfeld zu kämpfen. Der starke Franken 
setzt den exportorientierten Unterneh-
men massiv zu. Die Währungsdiskus-
sion ist zwar aus der Öffentlichkeit ver-
schwunden, bei den Firmen mit hohen 
Exportanteilen ist die Thematik aber 
nach wie vor sehr aktuell. Der starke 
Franken drückt auf die Margen. Aufträ - 
ge gehen verloren oder können nur 
durch schmerzhafte Kompensationen 
akquiriert werden. Um auf den teils la-
bilen Märkten bestehen zu können, 
brauchen die Unternehmen maximale 
Flexibilität. Was sie in der jetzigen Situ-
ation nicht gebrauchen können, sind 
zusätzliche administrative Belastungen 
oder Einschränkungen der unternehme-
rischen Freiheit, betont der Verband, der 
am 20. Juni 2014 sein 75-jähriges Jubi-
läum feiern wird. 3 (MM / Pfi.)

Swissmechanic

Umfrage mit klaren Ergebnissen
Die Mitglieder von Swissmechanic lehnen die Mindestlohn-Initiative klar ab und wehren sich 

auch gegen allgemeinverbindliche und flächendeckende Gesamtarbeitsverträge in ihrer Branche. 

Das zeigt eine Umfrage des Verbands, dem 1400 Firmen mit 60 000 Beschäftigten angehören.
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Rund 1400 Firmen sind Mitglied von Swissmechanic.

www.swissmechanic.ch
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Es ist schon fast ein Ritual: Kaum läuft ein Ver-
nehmlassungsverfahren ab, ziehen die Medien 
Bilanz. Das gilt auch für die Reform der Alters-
vorsorge. Später folgt noch der Bundesrat mit 
einem Auswertungsbericht. Eigentlich könnte 
man sich diesen sparen. Stellvertretend verkün-
dete die SDA: Es gibt zwei Lager: Erstens die Bun-
desrats-Treuen, allen voran der Gewerkschafts-
bund. Sie unterstützen das von Bun desrat Ber - 
set proklamierte Gesamtpäckli – nach der Devise 
«alles oder nichts». Daran führe kein Weg vorbei. 
Auf der andern Seite sind die Bundesrats-Kritiker, 
die ein Vorgehen mit verdaubaren Portionen 
und klaren Prioritäten  fordern. An vorderster Stel - 
le der Schweizerische Arbeitgeberverband 
(SAV). Und schon ist das klassische schwarz-
weisse Bild gemalt. Fragt sich nur: cui bono?

Die Fakten sind klar. Wer auch in Zukunft sichere 
Renten will, muss jetzt handeln. Klar ist das 
wohl auch den Chefs der Gewerkschaften, ob 
sie es öffentlich zugeben mögen oder nicht.  
Da kommt das Bekenntnis zu einem Gesamt-
päckli gerade recht. Bloss: Was steckt eigent-
lich drin, in diesem Gesamtpäckli, das schon auf-
grund des Begriffs die Assoziation mit Weih- 
 nachten weckt und Kinderaugen strahlen lässt? 
Wenig bis nichts. Auf jeden Fall nichts, das 
brauchbare Antworten auf die Herausforderun-
gen bietet. Ein Plädoyer für höhere AHV-Ren-
ten (man muss ja die eigene Volksinitiative be-
wirtschaften) – und ein Nein zur Senkung des 

Mindestumwandlungssatzes. Ich sehe förm - 
lich, wie die strahlenden Kinderaugen vor dem 
Weihnachtsbaum verblassen. Weil im gros- 
sen Paket nur ein kleineres steckt – ohne Inhalt. 
Am Schluss bleibt die grosse Enttäuschung. 
Ähnlich könnte es der Schweiz mit dem Gesamt-
päckli zur Reform der Altersvorsorge gehen, 
wenn in ein paar Jahren fast oder gar nichts übrig 
bleibt.

Auch der Gewerkschaftsbund hat sich einmal 
mehr für das klassische Muster entschieden, 
nach der Devise «Lehnen wir erst mal alles ab, 
was uns prima vista nicht passt, und stellen  
wir unsere Maximalforderungen». Es sei nicht 
verschwiegen, dass es auch im rechten Spekt-
rum und in der Wirtschaft noch Kreise gibt, die 
sich ihrerseits dieses Modells bedienen. Der 
Ansatz basiert auf der Idee, das Parlament sei 
in der Lage, bei der Beratung sinnvolle Kom-
promisse herbeizuführen. Vielleicht funktionierte 
das früher dank besonnenen Akteuren auf bei-
den Seiten. Nur sind die immer wieder zitierten 
Beispiele wie die 10. AHV-Revision lange her. 
Seither hat sich die Politik verändert. Seit Jahren 
versandet Vorlage um Vorlage, und dies nicht 
nur im Bereich der komplexen Sozialversiche-
rungen.

Es ist höchste Zeit, dass sich Dachorganisationen 
ihrer Verantwortung und den veränderten 
 Rahmenbedingungen stellen. Der SAV hat dies 
getan. Er schluckt auch unangenehme Kröten 
und legt eine kompromissfähige Lösung vor. 
Bleibt zu hoffen, dass sich das nötige Verant-
wortungsbewusstsein unter allen Sozialpartnern 
durchsetzt. Dann könnte der Bundesrat den 
entsprechenden Steilpass aufnehmen und die 
Botschaft so präsentieren, dass die Reform ei - 
ne echte Chance hat. Viel Zeit bleibt jedoch nicht. 
Als Modell könnte immerhin das Beispiel der 
UVG-Revision dienen – mit dem zustande ge-
kommenen Sozialpartner-Kompromiss. Aller-
dings erfolgte die Einsicht erst nach zehn Jahren 
meist vergeblicher Arbeit. So viel Zeit hat die 
Altersvorsorge nicht. 3

Die Mogelpackung 
« Gesamtpäckli »
Die Gewerkschaften unterstützen den Bundesrat. Sie wollen ein Gesamtpäckli 

für die Reform der Altersvorsorge. Fragt sich nur: Was steckt drin? Martin Kaiser
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Martin Kaiser ist Mitglied 
der Geschäftsleitung des 
Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Herr Michel, was zeichnet Ihr Unternehmen be-
sonders aus ?
Joseph Michel: Als ich 20 Jahre alt war, hatte ich 
zwar kein Geld und verfügte über keine kaufmän-
nische Ausbildung, aber ich hatte den Kopf voll 
von Ideen. Als gelernter Polymechaniker habe ich 
auf Baustellen in der ganzen Schweiz Storen mon-
tiert. Ende der 1940er-Jahre habe ich Sitten entdeckt 
und lange an einer Möglichkeit herumstudiert, wie 
ich eine eigene Firma gründen könnte. 1961 habe 
ich dann damit begonnen, auf eigene Rechnung 
Storen einzubauen. Die Wahl, mein Geschäft im 
Wallis zu lancieren, ist auf meine spezielle Verbun-
denheit mit der Bevölkerung und der Mentalität 
dieser Gegend zurückzuführen. Die Aussicht, ei nen 
Beitrag zur kantonalen Wirtschaft leisten zu kön-
nen, begeisterte mich. In jener Zeit erzielte ich den 
grössten Teil meines Einkommens mit der Montage 
von Holzstoren und der Herstellung von Zubehör 
aus Metall. Anschliessend habe ich mir nach und 
nach eine Produktionswerkstatt aufgebaut, indem 
ich in Infrastrukturen investiert habe.

Was hat die Entwicklung der Firma angetrieben?
Schon immer habe ich mich über neue Entwick-
lungen in der Branche auf dem Laufenden gehal-
ten. So konnte ich nach und nach und je nach 
Markttrend neue Produkte in unser Angebot auf-
nehmen. Die Holzstoren wurden durch Aluminium 
abgelöst, danach folgte die Epoche der Lamellen 
und der Nähstoffbahnen. Später haben es auf die 
jeweiligen Bedürfnisse zugeschnittene Informatik-
programme ermöglicht, das Produktions- und Lie-
fermanagement zu vereinfachen und auf die Wün-
sche der Kunden abzustimmen. Die Firma Michel 
Stores war dadurch in der Lage, die Rentabilität zu 

erhöhen, zu wachsen und vollständig unabhängig 
zu werden. Wir decken zurzeit Leistungen ab, die 
von der Produktion über die Montage bis zum Un-
terhalt von etwa 30 Produkten reichen. Wir sind 
seit 1981 als AG registriert, das Unternehmen be-
schäftigt heute um die 50 Mitarbeitende.

À propos Mitarbeitende: Haben Sie Probleme, das 
benötigte Personal zu finden ?
Nein, eigentlich nicht. Die angenehme Arbeitsat-
mosphäre im Unternehmen führt dazu, dass die 
Angestellten bei uns bleiben wollen; übrigens sind 
mehrere unserer ehemaligen Lehrlinge zu langjäh-
rigen Mitarbeitern geworden. Unsere Mitarbeiten-
den sind einer der Motoren unseres Unternehmens 
und verfügen über die fachlichen Qualitäten, die 
es unbedingt braucht, damit unsere Firma reibungs-
los funktioniert: Vielseitigkeit, Offenheit und Ge-
schicklichkeit. Dank ihrer Flexibilität können sie 
verschiedene Aufgaben übernehmen, je nach 
Schwankung der Nachfrage. Unser Team deckt ein 
breites Berufsspektrum ab: Die Mitarbeitenden im 
kaufmännischen und im technischen Bereich ar-
beiten in vielen Bereichen – etwa als Produktions-
leiter, Magaziner, Schneiderinnen, Rollladenmon-
teure oder Reparaturspezialisten.

Welche Bedeutung hat die Berufsausbildung ?
Seit 35 Jahren ist die Berufsausbildung für Michel 
Stores ein prioritäres Anliegen. Die Arbeit des Sto-
renbauers umfasst zwei Tätigkeitsfelder: einmal 
das Montieren und Installieren, dann das Fabrizie-
ren und Produzieren von Storen. Diese «Doppel-
gleisigkeit» verleiht der Ausbildung eine umfas-
sende und abwechslungsreiche Dimension. Das 
führt dazu, dass unsere erfahrensten Mitarbeiten-
den unseren Auszubildenden ein grosses und viel-
fältiges Know-how weitergeben können. Wir haben 
uns zudem über den Branchenverband – den Ver-
band Schweizerischer Anbieter von Sonnen- und 
Wetterschutz-Systemen – aktiv an der Errichtung 
eines Ausbildungszentrums in der Westschweiz be-

Joseph Michel, Chef von Michel Stores AG

«Ausschlaggebend für 
unseren Erfolg war der Mut»
Seit mehr als 50 Jahren bringt die Firma Michel Stores in Sitten industrielle Fertigung 

und Handwerk unter einen Hut und bietet massgeschneiderte Lösungen im Bereich 

Storen, Sonnenschutzblenden und Witterungsschutz. Firmengründer Joseph Michel 

schaut auch mit 86 Jahren noch jeden Tag zum Rechten. Im Gespräch äussert er sich 

etwa zur Entwicklung in der Branche und zur Zukunft seiner Firma. Agathe Seppey

« Wer mithalten will, muss sich dem 
Markt anpassen. Der Konkurrenzkampf 
in der Storenbranche wird heftiger. »
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teiligt. Seit kurzer Zeit wird die west-
schweizerische Ausbildungskommis-
sion von einem unserer Mitarbeiter 
präsidiert.

Was ist die Basis Ihres Erfolgs? 
Zuerst und ohne Zweifel: der Mut. Als 
ich mein Unternehmen aufzog, hätte 
ich mich auf die einfachste Lösung be-
schränken können: den Wiederverkauf 
von Storen. Stattdessen habe ich mich 
dazu entschlossen, auch die Produktion 
abzudecken. Hinzu kamen verschiedene 
Akteure, die es letztlich ermöglichten, 
dass Michel Stores im Walliser Markt die 
Rolle einnehmen konnte, die das Un-
ternehmen heute hat: Partnerlieferan-
ten, Wiederverkäufer, Architekten, die 
Mitarbeitenden und natürlich die Kun-
den – in erster Linie aus dem Privatsek-
tor – waren ausschlaggebend für unse-
ren Erfolg.

Wie präsentiert sich die aktuelle Situ-
ation in Ihrer Branche ?
Ein erster Punkt: Der Konkurrenzkampf 
in der Storenbranche wird immer hefti-
ger geführt, in der Schweiz wie im Aus-
land. Will man mithalten, ist es ausge-
sprochen wichtig, sich der Marktent- 
wicklung anzupassen. Ein zweiter Punkt: 
Die Klimaveränderung beeinflusst un-
seren Beruf. Es ist schon seit Jahrzehn-
ten so, dass die Sonnenstrahlen immer 
stärker und die damit verbundenen Ge-
fahren immer grösser werden. Diese 
Veränderungen zwingen uns dazu, die 
Qualität des Schutzes vor UV-Strahlung 
anzupassen. Ein dritter Punkt: Im Hin-
blick auf Umweltbedenken schreitet die 
Entwicklung der elektrisch betriebenen 
Storen unaufhaltsam voran. Der Einbau 
von solarbetriebenen Motoren ist dafür 
nur ein Beispiel. Und ein letzter Punkt: 
Die Globalisierung ist ein unumgängli-
cher Faktor für die Produktionsbedin-
gungen der Branche geworden, ohne 
Materialeinfuhren aus Europa und China 
könnten wir  mit der ausländischen Kon-
kurrenz nicht mithalten.

Welche Projekte lagen und liegen Ih-
nen besonders am Herzen ?
Mitte der 1960er-Jahre erhielten wir eine 
Anfrage für die Herstellung von Storen 
aus PVC, den Auftrag haben wir freu-
dig angenommen. Ich selbst war es, der 

ein entsprechendes Fabri-
kationssystem auf die Bei-
ne stellte; der Auftrag bot 
die Gelegenheit, die Wirk-
samkeit des Systems zu testen. Wir wa-
ren auch unter den ersten, die Prototy-
pen für das Verschweissen von Stoffen 
mittels Ultraschall nutzten. In dasselbe 
Kapitel geht die Geschichte von der 
Fräse für die Holzstoren, die erneuert 
werden sollte: Wir haben uns an die 
Fachhochschule HES-SO in Sitten ge-
wendet, daraus entstand eine fruchtbare 
Zusammenarbeit. Sie entwickelte in we-
nigen Monaten einen massgeschnei-
derten Automaten. Solche Innovationen, 
gepaart mit einem sorgfältigen, profes-
sionellen und von unserer Kundschaft 
geschätzten Service, haben uns das gute 
Image verschafft, das wir heute haben. 
Ein paar Beispiele unserer Arbeit: Wir 
haben etwa die zehn Verkaufsstellen 
der Bäckerei-Konditorei Zenhäusern 
ausgerüstet, oder das Lycée-Collège 
des Creusets und die kaufmännische 
und handwerkliche Berufsschule Sitten. 
Zurzeit statten wir die Hotelresidenz 

Bellevue in Rigi-Kaltbad mit Holzrolllä-
den aus.

Wie sieht die Zukunft aus?
Zurzeit sind wir mit zwei grösseren He-
rausforderungen konfrontiert. Einmal 
ist die politische und wirtschaftliche Si-
tuation wegen der kürzlichen Abstim-
mung unsicher geworden, die Walliser 
und die Schweizer Wirtschaft steht vor 
komplizierten Entscheidungen. Dann 
bereitet mir die Nachfolgeregelung 
Kopfzerbrechen. Auch wenn es mehrere 
Kaufinteressenten gibt, konnte ich mich 
bislang nicht dazu durchringen, mein 
Unternehmen, das ich ein Leben lang 
aufgebaut habe, in andere Hände zu ge-
ben. Aber ich habe ja noch Zeit, oder? 3

Agathe Seppey ist Redaktorin  
bei Cadence Conseils in Lausanne.
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Joseph Michel startete mit einer Ausbildung zum Po-
lymechaniker ins Berufsleben. Bald einmal kam er in 
Kontakt mit der Storenbranche. Im Alter von 21 Jah-
ren entdeckte er das Wallis und zwölf Jahre später er-
öffnete er in Sitten die Firma Michel Stores. Über zehn 
Jahre war Michel Präsident des Walliser Gewerbever-
bands, dessen Struktur er dynamisierte.
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Sachverhalt

A. war seit dem 13. November 2010 als 
Casserolier tätig, vereinbart war eine 
Probezeit von drei Monaten. Am 19. Ja-
nuar 2011 wollte er nach Vollendung 
der Morgenschicht seine Wertsachen 
aus der Garderobe holen. Die Türe zur 
Garderobe war verschlossen und der 
Schlüssel, der unter den Angestellten 
geteilt wurde, nicht auffindbar. Als der 
Schlüssel unter den anwesenden Mitar-
beitern und nach einigen Telefonaten 
verschwunden blieb, versuchte A. die 
Türe mit einer Feile aufzubrechen. Hier-
durch wurde die Türe beschädigt. A. liess 
von seinem Vorhaben erst ab, als ein Ver-
treter von X. mit einem Ersatzschlüssel 
auftauchte. A. wurde daraufhin noch am 
selben Tag schriftlich und mündlich frist-
los gekündigt.

Aus den Erwägungen

Fristlose Kündigung

Im vorliegenden Fall gilt es einerseits 
zu bedenken, dass sich A. im Zeitpunkt 
der Kündigung in der Probezeit befand; 
an die Zulässigkeit der fristlosen Kün-
digung sind mithin aufgrund der kur-
zen Kündigungsfrist hohe Anforderun-
gen zu stellen. Andererseits betraf die 
durch A. begangene Sachbeschädigung 
das Eigentum von X., womit sich die 
Frage stellt, ob bereits durch diesen Vor-
fall ein wichtiger Grund für eine frist-
lose Entlassung als gegeben betrach-
tet werden muss. 

Insbesondere ist zu berücksichtigen, 
dass A. nicht völlig grundlos zur Tat 
schritt. Er wollte eigentlich seine Wert-
sachen erlangen, um die längere Pause 
zwischen zwei Arbeitsschichten sinn-
voll zu nutzen (Trambillet, Hausschlüs-
sel, Geld sowie einen Pullover). Obwohl 
sein Verhalten in der konkreten Situa-

tion unverhältnismässig war und nach 
Ablauf der Probezeit grundsätzlich X. zur 
fristlosen Kündigung des Arbeitsverhält-
nisses mit A. berechtigt hätte, musste 
X. innerhalb der siebentägigen Kündi-
gungsfrist nicht mit weiteren Sachbe-
schädigungen rechnen. Die Einhaltung 
der Kündigungsfrist war ihr deshalb zu-
zumuten.

X. hat eingewandt, dass A bereits zu-
vor habe verwarnt werden müssen, weil 
er mehrmals zu spät gekommen sei, 
ohne Abmeldung von der Arbeit ver-
schwunden sei und etwas aggressiv ge-
wesen sei. Allerdings hat X. nicht an-
satzweise substanziiert behauptet, wer, 
wann und aus welchem Grund A. ver-
warnt haben soll. Aufgrund der fehlen-
den Schriftlichkeit und mangels Subs-
zantiierung kann die Aussprache sol - 
cher Verwarnungen nicht nachgewie-
sen werden.

Die fristlose Entlassung von A. erfolgte 
daher ungerechtfertigt. Darüber hinaus 
ist A. keine Entschädigung wegen un-
gerechtfertigter fristloser Entlassung ge-
mäss Art. 337c Abs. 3 OR zuzusprechen. 
Das Mitverschulden von A. an der frist-
losen Entlassung ist erheblich. A. hat 
sich einer Sachbeschädigung schuldig 
gemacht. Die Entlassung ist nur deshalb 
als ungerechtfertigt anzusehen, weil sich 
A. noch in der Probezeit befand und die 
Kündigungsfrist damit sehr kurz war. 
Unter diesen Umständen kann X. nicht 
zu einer Strafzahlung wegen ungerecht-
fertigter fristloser Entlassung verurteilt 
werden.

Verrechnung  

mit Reparaturkosten Türe

Der Arbeitnehmer ist für den Schaden 
verantwortlich, den er dem Arbeitge-
ber absichtlich oder fahrlässig zufügt 

(Art. 321 e OR). A. hat den Schaden an 
der Türe der Garderobe von X. vorsätz-
lich herbeigeführt. Er hat ihr deshalb 
den daraus entstandenen Schaden zu 
ersetzen. Kann die beschädigte Sache 
repariert werden, so gehen die ent-
sprechenden Kosten zulasten des Haft-
pflichtigen. Stehen diese Kosten jedoch 
nicht in einem vertretbaren Verhältnis 
zum Restwert des fraglichen Gegen-
standes, liegt ein Totalschaden vor. In 
diesem Fall sind die Anschaffungskos-
ten eines gleichwertigen Ersatzgegen-
standes zu ersetzen. Der Schaden ent-
steht am Unfalltag, weshalb er auch 
geltend gemacht werden kann, wenn 
die beschädigte Sache (noch) nicht re-
pariert worden ist. X. hat einen Schaden 
von 2297.95 Franken geltend gemacht. 
Die geltend gemachte Schadenssumme 
ist zu hoch. Aufgrund der eingereichten 
Fotos der beschädigten Türe erscheint 
eine Reparatur gemäss Offerte der M. 
für 1495.95 Franken nicht verhältnismäs-
sig zum verursachten Schaden. Wie die 
Offerte der K. AG zeigt, lässt sich die 
Türe – und nicht das Schloss, wie vom 
Vertreter von X. an der Fortsetzung der 
Verhandlung fälschlicherweise behaup-
tet – ebenfalls mit einer Abdeckung 
durch einen Edelstahl-Türschoner repa-
rieren. Die Reparaturkosten würden in 
diesem Fall 300 Franken betragen. Be-
rücksichtigt man den nach vollendeter 
fachgemässer Reparatur nicht mehr zu 
beseitigenden Minderwert, kann ein 
Sachschaden von insgesamt 500 Fran-
ken geschätzt werden.

Ungenügend substanziiert wurde hin-
gegen der Schaden am Schloss. Es ist 

Urteil

Fristlose Entlassung  
nach Sachbeschädigung
Während der Probezeit gelten angesichts der ohnehin kurzen 

Kündigungsfrist erhöhte Anforderungen an eine fristlose 

Entlassung. Die Kosten für die Reparatur einer Sachbeschä di-

gung, die der Arbeitnehmende zu bezahlen hat, dürfen  

nicht unverhältnismässig hoch sein.
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festzuhalten, dass es unbestritten ist, 
dass A. am 19. Januar 2011 die Türe trotz 
Gewaltanwendung nicht öffnen konn te. 
Diese wurde vielmehr von C. (wie X. 
behauptet) oder von D. (wie A. behaup-
tet) mit dem Schlüssel geöffnet. Das 
Schloss war somit auch nach der Beschä-
digung der Türe durch A. noch funkti-
onsfähig. Dies bestätigt auch ein E-Mail 
von D. an die K. AG, in dem er ausführt, 
dass sich die Türe noch einwandfrei ab-
schliessen lasse. Als Indiz für die Unver-
sehrtheit des Schlosses ist auch zu wer-
ten, dass X. zwei Offerten zur Reparatur 
der Türe einholte, keine von beiden je-
doch die Reparatur beziehungsweise 
den Ersatz des Schlosses erwähnt. Zu-
dem bedeutet der Umstand, dass die 
Türe bisher nicht repariert wurde, ob-
wohl die Garderobe allen Angestell ten 
zur Verfügung steht, um ihre Wertsachen 
während der Arbeitszeit zu deponieren, 
ebenfalls darauf hin, dass die Türe ab-
geschlossen werden kann. Schliess lich 
liessen sich auch auf den durch X. ein-
gereichten Bildern keinerlei Schäden am 
Schloss selber feststellen. Es ist daher 
davon auszugehen, dass das Schloss 
weiterhin funktionsfähig ist.

Es sind demgemäss 500 Franken für 
die Fixierung des Schlosses und die Ab-
deckung des Holzschadens gemäss der 
Offerte durch die K. AG sowie Minder-
wert als Verrechnungsforderung zuzu-
sprechen.

Aus Entscheide des Arbeitsgerichts  
Zürich,  
(AGer., AN110011 vom 17. April 2012)
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Urteil

Altersdiskriminierung

Eine ordentliche Kündigung bei Erreichen des Pensionsalters ist nicht 

missbräuchlich. Altersgrenzen dienen auch gemäss dem Europäischen 

Gerichtshof einem «legitimen sozialpolitischen Ziel», eine ausgewogene 

Altersstruktur zu schaffen und im Interesse einer Verteilung der Be -

schäf tigung zwischen den Gene rationen die berufliche Eingliederung 

jüngerer Arbeitnehmer zu fördern.

Sachverhalt 

A. arbeitete seit Oktober 1988 als ne-
benamtlicher Fachlehrer für Rechtsleh-
ren / HTL für das «Institut P.». Der Schul-
betrieb wurde in der Folge wiederholt 
auf neue Rechtsträger übertragen. Zu-
letzt war die «Stiftung B.» (ab dem 13. Juli 
2012 unter dem neuen Namen «Y.») bis 
am 31. Dezember 2011 Rechtsträgerin 
der damaligen Ingenieurschule. Per 1. Ja-
nuar 2012 sollte der privatrechtliche 
Schulbetrieb der B. der «Y.» angeglie-
dert werden.

In einem gemeinsam verfassten 
Schrei ben der B. und der Y. vom 9. Mai 
2011 wurde A. mitgeteilt, dass er mit 
seinem Lehrpensum von weniger als 
20 Prozent der Personenkategorie «Ein-
zelentschädiger» zugeteilt worden sei 
und dass die Angehörigen dieser Kate-
gorie im Juni /August 2011 schriftlich 
über ihren künftigen Einsatz informiert 
würden.

Mit Schreiben vom 11. Mai 2011 kün-
digte die B. dem A. das Arbeitsverhält-
nis per 15. August 2011. Im Zeitpunkt der 
Kündigung war A. 70-jährig.

Aus den Erwägungen

3.1 Der Beschwerdeführer macht unter 
Hinweis auf BGE 136 III 552 geltend, mit 
seiner im Hinblick auf sein Alter und die 
Anstellungsbedingungen bei der Y. aus-
gesprochenen Kündigung sei Art. 333 
OR umgangen worden. Eine Umgehung 
zeige sich unter anderem darin, dass 
der Arbeitsplatz des entlassenen Arbeit-
nehmers mit einer Neuanstellung wie-
der besetzt werde. Seine Stelle sei so-
gleich nach der Kündigung durch eine 
neue Dozentin belegt worden. Die Vor-
instanz begründe nicht, weshalb es «in 
der Natur der Sache» liegen solle, dass 
darin keine Gesetzesumgehung gese-

hen werden könne. Es könne nicht al-
lein aufgrund des Alters des Beschwer-
deführers gesagt werden, eine Kündi - 
 gung – die im Zusammenhang mit 
einem Betriebsübergang erfolgt sei – 
stelle keine Umgehung von Art. 333 OR 
dar. Zudem verletze eine Nicht-Anwen-
dung von Art. 333 OR im Hinblick auf 
das Alter das Diskriminierungsverbot 
gemäss Art. 8 Abs. 2 BV. 

Darüber hinaus sei eine Kündigung, 
die aufgrund des Alters ausgesprochen 
wurde, bereits per se missbräuchlich, 
da der Grund der Kündigung gemäss 
Art. 336 lit. a OR in der Eigenschaft des 
Arbeitnehmers gelegen habe. Sein Alter 
sei jahrelang nie ein Thema gewesen; 
er sei mehrere Jahre lang ohne Diskus-
sion über eine angebliche «Altersgren - 
ze» hinaus beschäftigt worden. Erst mit 
dem Betriebsübergang sei sein Alter 
plötzlich relevant geworden, womit die 
Kündigung – nebst einer Umgehung 
von Art. 333 OR – missbräuchlich sei.

3.3 A. wurde bei der Y. jeweils (nur) für 
die Dauer eines Schulsemesters als ne-
benamtlicher Fachlehrer angestellt, wo-
bei der Anstellungsvertrag vorsah, dass 
sich sein Arbeitsverhältnis um die Dauer 
eines Semesters verlängere, sofern die-
ses nicht von einer Partei bis spätestens 
am 15. Februar bzw. 15. August gekün-
digt werde. Mit Schreiben vom 11. Mai 
2011 kündigte die Beschwerdegegnerin 
das Arbeitsverhältnis mit A. ordentlich 
auf den 15. August 2011 bzw. auf Ende 
des im Arbeitsvertrag vom 3. / 8. Okto-
ber 1988 vorgesehenen Schulsemesters. 
(…). Dem angefochtenen Urteil kann 
nicht entnommen werden, dass A. des-
halb gekündigt wurde, «weil aufgrund 
des Betriebsübergangs» eine Weiterbe-
schäftigung nicht mehr möglich war. 
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Die Vorinstanz hielt vielmehr fest, dass 
«wie dem Kündigungsschreiben zu ent-
nehmen ist, wurde dem damals 70-jäh-
rigen Kläger gekündigt, weil er das Pen-
sionierungsalter längst erreicht hatte 
und weil eine öffentlich-rechtliche An-
stellung ab 1. Januar 2012 ausgeschlos-
sen war und eine privatrechtliche Wei-
terbeschäftigung aus Gründen der 
Gleichbehandlung mit öffentlich-recht-
lich Angestellten ausser Betracht fiel». 
Daraus ergibt sich, dass der eigentliche 
Grund für die Kündigung das Alter von 
A. war. 

3.4 Die Kündigung des Arbeitsverhält-
nisses durch die Beschwerdegegnerin 
wurde somit objektiv durch das Alter 
von A. begründet. Eine ordentliche Kün-
digung bei Erreichen des Pensionsalters 
ist – vorbehaltlich besonderer Um stän-
 de – nicht missbräuchlich. Soweit A. in 
diesem Zusammenhang eine Diskrimi-
nierung aufgrund des Alters (Art. 8 
Abs. 2 BV) ausmacht, übergeht er, dass 
er sich im privatrechtlichen Arbeitsver-
hältnis nicht auf unmittelbar diesen 
grundrechtlichen Schutz berufen kann. 
Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass 
der Europäische Gerichtshof, der sich 
gestützt auf die Richtlinie 2000 / 78 auch 
im Hinblick auf privatrechtliche Arbeits-
verhältnisse schon öfters mit der Frage 
beschäftigen musste, ob Altersgrenzen 
eine Diskriminierung wegen des Alters 
beinhalteten, wiederholt festgehalten 
hat, solche Regelungen würden dem 
«legitimen sozialpolitischen Ziel» ent-
sprechen, eine ausgewogene Alters-
struktur zu schaffen und im Interesse 
einer Verteilung der Beschäftigung 
zwischen den Generationen die beruf-
liche Eingliederung jüngerer Arbeitneh-
mer zu fördern. Entsprechend verneinte 
er eine Diskriminierung. 
 
Urteil des Schweizerischen 
Bundesgerichts, 17. Februar 2014 
(4A_399/2013)

Sachverhalt 

Den von A. verlangten Zuschlag für 
Nachtarbeit wies das Landgericht ab. 
Die Y. AG habe A. bezüglich der Nacht-
arbeit mehrmals abgemahnt und diese 
mithin nicht angeordnet. Daher sei 
kein Zuschlag geschuldet.

Aus den Erwägungen

4.1 A. beruft sich auf eine Zeugenaus-
sage, wonach Y. froh gewesen sei, wenn 
die Arbeitnehmer länger gearbeitet 
hätten. Ein anderer Zeuge habe ange-
geben, mehrere hätten schon um 4.00 
Uhr gearbeitet. Ein weiterer Zeuge habe 
bestätigt, die meisten Mitarbeiter hät-
ten schon um 5.00 Uhr angefangen und 
bis 22.00 / 23.00 Uhr gearbeitet. Teilweise 
seien Mitarbeiter sogar nach geleiste-
ten Überstunden telefonisch wieder zur 
Arbeit zurückgeholt worden. A. macht 
geltend, er sei nicht der Einzige gewe-
sen, der jeweils vor 6.00 Uhr mit der Ar-
beit begonnen habe, wogegen Y. nichts 
einzuwenden gehabt habe. Erst nach-
dem zwei Mitarbeiter Forderungen ge-
stellt hätten, sei ihr bewusst geworden, 
dass Nachtarbeit mit einem Zuschlag 
von 50 Prozent des Stundenlohns zu 
entschädigen sei. Ab diesem Zeitpunkt 
habe sie A. ermahnt, nicht mehr vor 
5.00 Uhr mit der Arbeit zu beginnen. 
Die Aussage, er sei mehrmals ermahnt 
worden, stamme von drei Mitgliedern 
der Betriebsleitung, die nicht objektiv 

Urteil

Zuschlag für freiwillig erfolgte 
Nachtarbeit 
Nimmt der Arbeitgeber in Kauf, dass seine Mitarbeiter Nacht arbeit 

leisten, obwohl er dies nicht angeordnet hat, sind die normalen 

Zuschläge zu bezahlen. Es genügt nicht, dass der Arbeitgeber Nacht-

arbeit als unerwünscht erklärt. Er muss das Verbot auch durch-

setzen. An der Belastung durch die Nachtarbeit ändert sich nichts, 

auch wenn sie nicht angeordnet wurde.

seien. Sein Vorgesetzter habe nur ausge-
sagt, A. habe eigenmächtig manchmal 
vor 6.00 Uhr mit der Arbeit begonnen. 
Zudem sehe weder das Arbeitsgesetz 
noch der LGAV vor, dass für freiwillig 
erfolgte Nachtarbeit kein Zuschlag zu 
zahlen wäre. 

4.2 Selbst wenn Y. froh gewesen sein 
sollte, dass die Arbeitnehmer länger ar-
beiteten, folgt daraus in tatsächlicher 
Hinsicht nicht, dass sie die Nachtarbeit 
angeordnet hätte. Als Anordnung wäre 
es dagegen zu qualifizieren, falls Mitar-
beiter nach geleisteten Überstunden 
telefonisch wieder zur Arbeit zurückge-
holt worden sein sollten. Diese Aussage 
bezieht sich allerdings offensichtlich 
nicht auf den Arbeitsbeginn. Damit ge-
lingt es A. nicht, die Feststellung, die 
Nachtarbeit sei nicht angeordnet, son-
dern freiwillig geleistet worden, als of-
fensichtlich unhaltbar auszuweisen. Da-
für spricht auch die von A. angeführte 
Aussage seines Vorgesetzten, der angab, 
A. habe «eigenmächtig» gehandelt. Zu 
prüfen bleibt die Frage, ob dies die gel-
tend gemachten Ansprüche ausschliesst, 
wie die kantonalen Instanzen anneh-
men. 

4.2.1 Nach Art. 10 Abs. 1 ArG gilt die 
Arbeit von 6 Uhr bis 20 Uhr als Tagesar-
beit und die Arbeit von 20 Uhr bis 23 
Uhr als Abendarbeit. Beides ist bewilli-

www.arbeitgeber.ch
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gungsfrei. Untersagt ist hingegen die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern aus- 
serhalb der betrieblichen Tages- und 
Abendarbeit (Nachtarbeit; Art. 16 ArG). 
Ausnahmen vom Verbot der Nachtar-
beit bedürfen der Bewilligung (Art. 17 
Abs. 1 ArG). 

Insbesondere setzt die Bewilligung 
dauernder Nachtarbeit deren Unent-
behrlichkeit aus technischen oder wirt-
schaftlichen Gründen voraus (Art. 17 
Abs. 2 ArG). Das Arbeitsgesetz dient dem 
Arbeitnehmerschutz, insbesondere in 
gesundheitlicher und sozialer Hinsicht. 
Die Bestimmungen über die Nachtar-
beit und die Dauernachtarbeit bezwe-
cken mithin in erster Linie, Gesundheits-
störungen und übermässige Belastun - 
gen des familiären und sozialen Lebens 

beim Arbeitnehmer zu vermeiden. Das 
Arbeitsgesetz setzt für die Nachtarbeit 
das Einverständnis der Arbeitnehmer 
voraus (Art. 17 Abs. 6 ArG), macht die 
Zulässigkeit der Nachtarbeit aber nicht 
einzig davon abhängig. Der Schutz der 
Arbeitnehmer wäre erheblich einge-
schränkt, wenn davon durch individu-
elle oder allenfalls kollektive Zustim-
mung jederzeit abgewichen werden 
könnte, zumal die einzelnen Arbeitneh-
mer unter Umständen einem erhebli-
chen Druck von Seiten des Arbeitgebers 
oder allenfalls der Gruppe der übrigen 
Arbeitnehmer ausgesetzt sein könnten. 
Der Lohnzuschlag nach Art. 17b ArG ist 
auch dann geschuldet, wenn die Bewil-
ligung zur Nachtarbeit nicht eingeholt 
wurde. 
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4.2.2 Auch wenn der Arbeitgeber die 
Nachtarbeit nicht angeordnet hat, tre-
ten deren nachteilige Folgen auf. Wenn 
es betrieblich nicht notwendig ist, soll 
(auch freiwillig) keine Nachtarbeit ge-
leistet werden. Wenn der Arbeitnehmer 
mit Wissen des Arbeitgebers regelmä-
ssig Nachtarbeit leistet, stehen ihm die 
im Gesetz oder LGAV als Ausgleich dafür 
vorgesehenen Ansprüche zu, auch wenn 
der Arbeitgeber die Nachtarbeit nicht 
angeordnet haben sollte. Die Frage, ob 
der Arbeitnehmer den Zuschlag auch 
beanspruchen kann, wenn er entgegen 
der ausdrücklichen Weisung des Arbeit-
gebers Nachtarbeit leistet, kann offen 
bleiben. Sie stellt sich nur für die Zeit, 
nachdem eine entsprechende Weisung 
oder Abmahnung erfolgt ist, und unter 
der Voraussetzung, dass ihr nicht bloss 
formaler Charakter zukommt, sondern 
Nachachtung verschafft wird. Der Ar-
beitgeber kann die Zuschläge für Nacht-
arbeit nicht verweigern, wenn er diese 
trotz Abmahnung faktisch duldet. (…) 

Selbst wenn aber bereits zu Beginn 
Weisungen bestanden haben oder Ab-
mahnungen erfolgt sein sollten, hätte 
deren Missachtung keinerlei Konse-
quenzen seitens der Arbeitgeberin nach 
sich gezogen. Dies würde aber bedeu-
ten, dass diese die Nachtarbeit trotz der 
formellen Abmahnung faktisch gedul-
det hat. Daher ist der Nachtzuschlag 
jedenfalls geschuldet. 
 
Urteil des Schweizerischen  
Bundesgerichts, 19. Dezember 2013 
(4A_434 / 2013)

Kann ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmenden zu einem Vertrauensarzt schicken? 

Ist eine Videoüberwachung am Arbeitsplatz zulässig? 

Antworten finden Sie in:

SAE 2011 
Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheide

Ideal für Juristen und Personalverantwortliche, 

die mit arbeitsrechtlichen Fragen konfrontiert sind. 

Bestellungen: 

bestellungen@arbeitgeber.ch 

www.arbeitgeber.ch  

Telefon: +41 (0)44 421 17 17

Darf ein in der Personalkommission aktiver Mitarbeitender aus wirtschaftlichen Gründen entlassen werden?
Was ist bei der Zustellung von Pensionskassenausweisen an die Arbeitnehmenden zu beachten? 
Antworten finden Sie in:

SAE 2013 
Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheide

Ideal für Juristen und Personalverantwortliche, 
die mit arbeitsrechtlichen Fragen konfrontiert sind. 
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Wenn gut ausgebildete Frauen nach ei-
ner längeren Elternzeit nicht in ihren er-
lernten Beruf zurück kehren, ist dies nicht 
nur ökonomisch, sondern auch gesell-
schaftspolitisch zu hinterfragen. Einer-
seits gehen unserer Gesellschaft dadurch 
wertvolle Ressourcen verloren. Anderer-
seits bedeutet das aber auch, dass diese 
Frau en keine Karriereentwicklung mehr 
erfahren und im Alter schlechter gestellt 
sein werden, weil sie sich keine oder 
eine nur unzureichende Rente aufbau-
 en können.

Wir werden stetig älter, die Sozialsys-
teme sind mit der bisherigen traditio-
nellen Rollenteilung nicht mehr zu fi-
nanzieren. Gleichzeitig werden die 
Potenziale der zunehmend besser aus-
gebildeten Frauen für den Arbeitsmarkt 
trotz Fachkräftemangels oftmals links 
liegen gelassen. So besitzen etwa 10 Pro-
zent der Frauen zwischen 30 und 45 Jah-
ren einen Tertiärabschluss und sind 
nicht erwerbstätig. Dazu kommt ein be-
trächtlicher Teil hoch qualifizierter Frau-
 en, die in kleinen Pensen weit unter ihrer 
Qualifikation arbeiten.

Vielseitige Qualifikationen

Die klassische lineare Dreiteilung in 
Kindheit / Jugend, Erwerbstätigkeit be-
ziehungsweise Haushalt und Kinderer-
ziehung sowie Pensionierung löst sich 
mehr und mehr auf. Stattdessen erge-
ben sich mehrmals im Leben Zeitfens-
ter, die einen Neustart ermöglichen – zu-
nehmend auch bei Frauen zwischen 35 
und 50 Jahren. So hat auch eine 45-jäh-
rige Frau noch mehr als 15 Berufsjahre 
vor sich und damit allen Grund, eine 
herausfordernde und befriedigende Tä-
tigkeit anzustreben sowie nebenbei 
noch etwas für ihre finanzielle Absiche-
rung im Alter zu tun.

Neben diesen eher allgemeinen Grün-
den bieten Wiedereinsteigerinnen als 
Arbeitnehmerinnen ganz konkrete Vor-
tei  le, die nicht allen Unternehmen be-
wusst sind: Die Familienplanung ist ab-
geschlossen, die Rückkehrerinnen sind 
hoch motiviert und engagiert, und sie 
bleiben der Unternehmung in den meis-
ten Fällen treu – anders als junge Stu-
dien abgänger, die in der Regel nach 
zwei bis drei Jahren die Stelle wieder 
wechseln. Zudem besitzen gerade diese 
Frauen viele von Unternehmen gern ge-

sehene Kompetenzen, wie etwa Kom-
munikations- und Konfliktfähigkeit, Or-
ganisationstalent, Erfahrung im Netz  - 
werken sowie Zuverlässigkeit. Neben 
ihrer oft hervorragenden Ausbildung 
und den Schlüsselqualifikationen, wel-
che Mütter während der Familienphase 
sammeln, sind sie häufig in verantwor-
tungsvollen Positionen ehrenamtlich 
tä tig – eine Qualifikation, die oftmals 
nicht als solche anerkannt wird.

All dies hilft ihnen, etwa auch in heik-
len Situationen gelassener zu bleiben 

Wiedereinsteigerinnen – ein vernachlässigtes Potenzial

Ressourcen von Frauen besser nutzen
Die Auswirkungen der demografischen Entwicklung werden auf dem Arbeitsmarkt  zuneh mend 

spürbar: Der Schweizer Wirtschaft gehen die Fach- und Führungskräfte aus. Den noch werden  

die Potenziale der Frauen bislang unzureichend genutzt. Dies wird sich in den nächsten Jahren 

ändern, denn gerade hervorragend ausgebildete Wieder ein steigerinnen sind äusserst interessant  

für viele Unternehmen. Gudrun Sander
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Gudrun Sander ist Leiterin des Programms «Women Back to Business» an der Uni St. Gallen.
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als etwa Berufsanfänger. Viele dieser gut 
ausgebildeten Frauen können komplexe 
Projekte aufgrund ihrer Erfahrungen 
und Netzwerke lösungsorientiert füh-
ren. Frauen mit Lebenserfahrung wer-
den da her sowohl im Team als auch auf 
Kunden seite ernst genommen und ge-
schätzt.

Unterschiedliche Erwartungen

Zugegeben, viele Frauen können nach 
einer längeren Familienphase nicht 
mehr im zuvor ausgeübten Beruf tätig 
sein. Aber es gibt eine Reihe spannen-
der Jobs, in denen die Kompetenzen 
dieser Frauen voll zum Tragen kommen 
und deren Lebenserfahrung Vorteile 
bietet. Dies ist etwa in allen Tätigkeiten 
der Fall, die eine hohe Beratungskom-
petenz, gepaart mit Fachwissen, erfor-
dern, wie etwa als Projektleiterin oder 
Kundenberaterin. Wieso aber wird die-
ses offenkundige Potenzial so wenig 
wahrgenommen? Viele Arbeitgeber 
ha ben immer noch Vorbehalte. Die Er-
wartungen der Arbeitgeber und der Be-
rufsrückkehrerinnen sind häufig nicht 
deckungsgleich: Insbesondere hinsicht-
lich der Flexibilität der Arbeitszeiten, des 
Aufgabenprofils und der Weiterqualifi-
kation existieren oft unterschiedliche 
Ansprüche, die sich zunächst annähern 
müssen.

Eine Frau, welche zwei Studiengänge 
abgeschlossen hat, in der Politik tätig 
war und eine Familienphase von fünf 
Jahren gemacht hat, ist mit einem un-
qualifizierten Teilzeitjob unterfordert. 
Zudem werden die oben genannten 
Kompetenzen häufig nicht in den Vor-
dergrund gestellt, sondern in der schrift-
lichen Bewerbung und der Personalaus-
wahl vor allem die fehlenden bezieh- 
ungsweise veralteten Fach-, Branchen- 
und Marktkenntnisse betont.

Familienfreundliche 

Arbeitgeber gefragt

Qualifizierte Jobs für Berufsrückkehre-
rinnen sehen anders aus als solche für 
Studienabgänger. Die wenigsten Wie-
dereinsteigerinnen suchen eine Vollzeit-
stelle, sondern anspruchsvolle Tätigkei-
ten mit flexiblen und familienfreund- 
lichen Arbeitsbedingungen. Zusätzlich 
ist die räumliche und zeitliche Flexibili-
tät (noch) eingeschränkt. Die Leistungs-

bereitschaft und das Engagement sind 
aber mindestens gleich gross wie bei 
den jungen «High Potentials».

Andererseits sind die Anreize sehr un-
terschiedlich, besonders bei jenen sehr 
gut ausgebildeten Frauen, die nicht aus-
schliesslich aus ökonomischen Gründen 

zurück ins Erwerbsleben eintreten wol-
len. Hier zählen nicht ein möglichst 
hohes Gehalt, sondern eine anspruchs-
volle, erfüllende Tätigkeit, eine hohe Fle-
xibilität des Arbeitsplatzes, ein gutes 
Team, Freiräume in der Gestaltung der 
Aufgabe und ein motivierendes Arbeits-
klima. Zudem ist der berufliche Wieder-
einstieg für die meisten Frauen kein 
punktuelles Ereignis, sondern ein Pro-
zess, der sich über mehrere Jahre er-
streckt. Flexible und kreative Einstiegs-
modelle sowie eine gute Unterstütz- 
ung sind also notwendig. Eine Möglich-
keit, welche in Amerika und in Deutsch-
land bereits von einigen Firmen prakti-
ziert wird, sind sogenannte «Return- 
ships», also massgeschneiderte Trainee-
Programme für Wiedereinsteigerinnen 
oder Umsteiger.

Die Politik sieht hier eindeutig die 
Schweizer Wirtschaft in der Pflicht. Bun-

desrätin Doris Leuthard meint dazu: 
«Von der Integration von Frauen in die 
Schweizer Wirtschaft profitieren in ers-
ter Linie die Unternehmen selber. Des-
halb ist es von zentraler Bedeutung, 
wenn sich die Firmen an die Bedürfnisse 
der Mitarbeitenden mit Familienpflich-
ten anpassen.»

Mehr Frauen dank  

Diversity-Management

Einige Unternehmen haben dies bereits 
erkannt und engagieren sich aktiv, um 
Berufsrückkehrerinnen besser integrie-
ren zu können. Für sie ist das Diversity-
Management ein wichtiger Bestandteil 
der Unternehmensstrategie. Und so wer-
den erste Erfolge sichtbar: Der Frauen-
anteil in diesen Firmen steigt kontinu-
ierlich, wenn auch langsam an. Frauen in 
Führungspositionen werden häufiger, 
und der Anteil der Rückkehrerinnen 
nach der Geburt eines oder mehrerer 
Kinder steigt markant an.

Um im internationalen Wettbewerb 
bestehen zu können, muss die Schweiz 
sämtliche Ressourcen nutzen – beson-
ders jene der Frauen und jene der sehr 
gut ausgebildeten Wiedereinsteigerin-
nen. Die Schaffung der politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen wie zum Beispiel die Ausweitung 
des Betreuungsangebots für Kinder so-
 wie Änderungen im Steuer- und Ren-
tensystem, eine Veränderung der (Un-
ternehmens-)Kulturen und die gezielte 
Förderung von engagierten Frauen sind 
wesentliche Meilensteine auf diesem 
Weg. 3

Spezifisches Weiterbildungsangebot und spannende Porträts
Die Universität St. Gallen hat ein Weiterbildungsangebot entwickelt, das speziell 
auf die Situation von Wiedereinsteigerinnen zugeschnitten ist: das Zertifikatspro-
gramm «Women Back to Business». Dabei werden Berufsrückkehrerinnen – 
neben einer fachlichen Weiterbildung in allen wichtigen Manage ment be-
reichen – durch Coachings und Ressourcenworkshops wieder fit für den 
Arbeitsmarkt gemacht. Denn ein mangelndes Selbstbewusstsein und eine 
teils unrealistische Einschätzung der eigenen Kompetenzen sind meistens 
die grössten Barrieren für eine gezielte Bewerbung.

Zehn erfolgreiche Wiedereinsteigerinnen sind in der Publikation «Mutma-
cherinnen – zehn Erfolgsgeschichten gelungener Wiedereinstiege» der Uni-
versität St. Gallen porträtiert. 3

www.es.unisg.ch / wbb

« Notwendig sind  
flexible und kreative 
Einstiegsmodelle 
sowie eine gute  
Unterstützung. »
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Ein Betriebswirtschaftsstudium, parallel 
dazu der Berufseinstieg bei einer Gross-
bank, dann der Wechsel zu einer kleine-
ren Privatbank in eine verantwortungs-
vollere Position: ein klassischer Start 
einer beruflichen Laufbahn. Sie wird bei 
Frauen jedoch häufig abrupt unterbro-
chen, wenn sie eine Familie gründen. 
Nach der Kinderpause – die bisweilen 
einen Erwerbsunterbruch von mehreren 
Jahren bedeutet – stehen die Mütter 
vor der Frage, wie es beruflich weiter-
geht. So erging es auch Patricia Widmer, 
nachdem sie neun Jahre lang auf eine 
Erwerbstätigkeit verzichtet und sich 
stattdessen um die Kinder gekümmert 
und für verschiedene Organisationen 
ehrenamtlich engagiert hatte.

Kein bewusster Entscheid

Eigentlich hätte Patricia Widmer ja erst 
gar nicht mit arbeiten aufhören wollen, 
als sie 2004 das erste Kind erwartete. 
«Ich hatte mir immer vorgestellt, wei-
terhin erwerbstätig zu bleiben. Der Ent-
scheid für eine Familienpause kam viel-
mehr aus der damaligen Situation he - 
raus», begründet die heute 40-Jährige 
den vor zehn Jahren eingeschlagenen 
Weg. Sie und ihr Mann hatten sich ent-
schieden, in die USA zu gehen, damit 
er dort ein MBA absolvieren konn te. 
Da die Tochter noch sehr klein und das 
zweite Kind unterwegs war, versuch te 
das Paar erst gar nicht, zwei Visa zu er-
halten, die zu einer Erwerbstätigkeit be-
ziehungsweise einem Studium berech-
tigt hätten. «Ich wusste, dass es mir 
schwer fallen würde, gar nicht zu arbei-
ten», so die Bankerin. Deshalb habe sie 
sich in den USA aktiv um Jobs im ge-
meinnützigen Bereich bemüht. «Das 
war sehr spannend und ein guter Aus-
gleich zu Kindern und Familienarbeit.»

Sie bereut denn auch nicht, zwischen-
zeitlich auf eine Erwerbsarbeit verzich-
tet zu haben: «Ich möchte diesen Le-
bensabschnitt und die damit verbun- 
 denen Freiheiten überhaupt nicht 
missen.» Dass der Auslandaufenthalt für 
sie selber und die ganze Familie eine 
lohnende Erfahrung war, zeigt allein 
schon der Umstand, dass aus den ge-
planten zwei Jahren deren vier wurden. 
Anschliessend kamen gar noch drei Jah-
re in Deutschland dazu. Eine Arbeitsbe-

willigung zu erhalten, wäre dort zwar 
kein Problem gewesen. Patricia Widmer 
stand aber vor einer anderen Heraus-
forderung: «Es ist sehr schwierig, Fami-
lie und Beruf miteinander zu vereinba-
ren, wenn die Umgebung komplett neu 
und man als Mutter nicht vernetzt ist. 
Ist ein Kind krank oder fällt die Schule 
aus, hängt man ohne zusätzliche Unter-
stützung total in der Luft.» Deshalb ver-
schob sie ihren beruflichen Wiederein-
stieg auf die Rückkehr in die Schweiz.

Netzwerk führte zum Erfolg

Dass sie früher oder später wiederein-
steigen würde, war für die Bankerin 
mit Universitätsabschluss und acht Jah-
ren Erfahrung – erst studienbegleitend, 
dann hauptberuflich – nie infrage ge-
stellt. Fraglich war eher, wie glatt es 
mit einer Arbeitsstelle klappen würde. 
Widmer begann, sich auf Stellenaus-
schreibungen zu bewerben, gleichzei-
tig aber auch ihr berufliches Netzwerk 
zu reaktivieren. Letzteres führte schnel-

ler als erwartet zum erhofften Erfolg. 
Nichtsdestotrotz ging sie die Aufgabe 
pragmatisch an: «Ich wusste, dass ich 
nicht zu hohe Erwartungen haben darf.» 
Gewisse Aspekte seien ihr aber durch-
aus wichtig gewesen, so etwa, dass die 
Tätigkeit ihrer Qualifikation entspricht 
und ihr persönlich etwas bringt. «Der 
notwendige logistische und organisa-
torische Aufwand, um als Mutter über-
haupt erwerbstätig sein zu können, 
muss durch eine befriedigende Arbeits-
stelle gerechtfertigt sein», findet sie.

Bezüglich des Arbeitspensums brach-
 te Patricia Widmer zunächst klare Vor-
stellungen mit: «Maximal 50 Prozent 
schien mir eine genügend grosse Um-
stellung für mich wie für meine Familie 
zu sein.» Doch es kam anders: Durch 
eine persönliche Empfehlung nahm sie 
mit einer Privatbank in Zürich Kontakt 
auf – ohne zu wissen, dass diese tat-
sächlich eine Stelle, jedoch zu 100 Pro-
zent, zu besetzen hatte. Die Parteien 
fanden sich trotzdem: «Ich akzeptierte 
ein 70-Prozent-Pensum, das kurze Zeit 
später sogar auf 80 Prozent erhöht 
wurde. Dies jedoch nur unter der Vor-
aussetzung, nicht mehr als drei Tage 
pro Woche anwesend zu sein und den 
Rest von zuhause aus erledigen zu kön-
nen», schildert Widmer den ausgehan-
delten Kompromiss. Sie sei bei ihrem 
Vorgesetzten mit dem Wunsch nach ei-
ner flexiblen Handhabung der Arbeits-
zeit erfreulicherweise auf offene Ohren 
gestossen.

Die Familie muss mitmachen

Neben einem kulanten Arbeitgeber hat 
in den Augen Patricia Widmers auch 
eine Weiterbildung zum geglückten 
Wiedereinstieg beigetragen. Da sie nicht 
wissen konnte, wie schnell die Stellen-

Porträt von Patricia Widmer

«Das Netzwerken ist das A und O»
Nach einer mehrjährigen Familienpause war für Patricia Widmer klar, dass sie wieder ins Er werbs-

leben zurückkehrt. Schneller als erwartet, fand sie eine Stelle als Kundenberaterin und HR-Ver-

antwortliche einer Bank. Die Mutter zweier Kinder im Alter von 8 und 10 Jahren ist trotz ihres ge-

glückten Wiedereinstiegs überzeugt: Will die Wirtschaft das Potenzial gut qualifizierter Frauen 

künftig besser nutzen, müssen die Arbeitgeber mehr flexible Arbeitsmodelle anbieten.  Daniela Baumann

«Wir Frauen trauen 
uns nach der 
Pause zu wenig zu. »
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suche zum Erfolg führen würde, be-
gann sie parallel dazu ihre Management-
Kenntnisse aufzufrischen. Sie habe vom 
Zertifikatskurs «Women Back to Busi-
ness» der Universität St. Gallen (siehe 
Kasten Seite 15) nicht nur in fachlicher 
Hinsicht profitiert: «Das Coaching, das 
Auftreten vor Publikum und der Aus-
tausch mit anderen Wiedereinsteigerin-
nen gaben mir zusätzliches Selbstver-
trauen für den Bewerbungsprozess.» 
Mittlerweile sind alle Module abge-
schlossen, ausstehend ist noch die Ab-
schlussarbeit.

Die zweifache Mutter weist ausser-
dem darauf hin, dass beim Wiederein-
stieg nicht zuletzt die Familie mitma-
chen muss. «Mein Mann unterstützt 
mich stark. Er kann einen Tag pro Wo-
che von zuhause arbeiten und seine 
Arbeitszeit recht flexibel einteilen.»

Hat sie auf dem Weg zurück ins Er-
werbsleben umgekehrt Erfahrungen ge-
macht, welche der Rückkehr hinderlich 
waren? Patricia Widmers Antwort mag 
erstaunen: «Meistens sind wir Frauen 
die grösste Hürde für uns selber. Wir 
trauen uns nach der Pause zu wenig 
zu.» Darüber hinaus stellte sie im Be-
werbungsprozess fest, dass vor allem 
bei grossen Unternehmen die Gefahr 
besteht, dass Wiedereinsteigerinnen so-
gleich aussortiert werden und keine 
Chance erhalten, sich zu präsentieren. 

Kommt es dennoch zum Vorstellungs-
gespräch, wird beim Wunsch nach Fle-
xibilität und Teilzeit häufig abgeblockt. 
«Vor allem Stellen, die eine höhere Qua-
lifikation erfordern, sind meistens zu 
100 Prozent ausgeschrieben.»

Stets ein Thema war im persönlichen 
Gespräch die Frage, ob sie nach fast 
zehn Jahren Auszeit den fachlichen An-
schluss wieder schaffen würde. Widmer 
hat diesbezüglich eine klare Haltung: 
«Die zwischenzeitliche Weiterentwick-
lung des Fachgebiets, aber etwa auch 
der IT, kann man sich aneignen. Die Per-
sönlichkeit, die Motivation, der Enthu-
siasmus und die Leistungsbereitschaft, 
die eine Wiedereinsteigerin mitbringt – 
das sind hingegen Faktoren, die man 
nicht lernen kann.» Sie sei jedenfalls 
selber erstaunt gewesen, wie schnell 
sie in der Bankenwelt wieder Fuss ge-
fasst habe.

Rückschläge gehören dazu

Aufgrund ihrer Erfahrungen rät Patricia 
Widmer anderen Frauen, den berufli-
chen Wiedereinstieg zuallererst in der 
Familie zu thematisieren und sich gut 
zu überlegen, wie die verschiedenen 
Aufgaben künftig vereinbart werden 
können. «Der potenzielle Arbeitgeber 
will im Bewerbungsgespräch verständ-
licherweise wissen, wie die Kinderbe-
treuung geregelt und ob sie nachhal-

tig gewährleistet ist.» Wichtig sei auch, 
sich nicht allein auf ausgeschriebene 
Stellen zu konzentrieren, sondern par-
allel dazu die persönlichen Kontakte 
auszuschöpfen. Man dürfe sich von 
Rückschlägen jedoch nicht entmutigen 
lassen. Widmer weiss, wovon sie spricht: 
«Ich haderte auch mit Absagen. Als Voll-
zeit-Mutter und in der Freiwilligenarbeit 
waren mir immer alle wohlgesinnt und 
froh um mein Engagement. Da war es 
im ersten Moment hart, zurückgewie-
sen zu werden.» Mit Blick auf die Fami-
lie gibt die passionierte Hobbybäckerin 
zudem zu bedenken: «Wenn neben der 
Mutterrolle ein zusätzlicher Job hinzu-
kommt, muss man zuhause etwas los-
lassen und gewisse Aufgaben abgeben 
können.»

Flexibilität ist gefragt

Und die Arbeitgeber? Hier sieht Patri-
cia Widmer vor allem punkto Offenheit 
für flexible und Teilzeit-Arbeitsmodelle 
einen Handlungsbedarf. «Als Wiederein-
steigerin ist man auf einen Arbeitgeber 
angewiesen, der einem das Vertrauen 
schenkt, dass man seine Arbeit ebenso 
gut macht, wenn man zwei Tage pro 
Woche abwesend ist.» Genauso müss-
ten aber auch Männer vermehrt Teilzeit 
arbeiten können, um die Frau en in der 
Familienarbeit zu unterstützen und so 
deren Wiedereinstieg zu erleichtern. 3
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«Ich wusste, dass es mir schwer fallen würde, gar nicht zu arbeiten», sagt Patricia Widmer über sich selber.



ASGA auf einen Blick
Kennzahlen per 31.12.2013
Mitgliedfirmen  9 669
Versicherte Personen  77 389
Altersrentner 4 650
Performance Gesamtvermögen 6,65 %
Deckungsgrad 114,1 %
 
Betriebsrechnung Mio CHF
Beiträge (Sparbeiträge/Risikoprämien) 558.7
Einlagen/Freizügigkeitsleistungen 756.0
Leistungen an Versicherte  873.1 
(Kapital und Renten)
  
Bilanz Mio CHF
Bilanzsumme 9 774.3
Technische Rückstellungen 380.4
Wertschwankungsreserve  1126.9 
inkl. freie Mittel 
 

Die ASGA Pensionskasse hat das Geschäfts-
jahr 2013 äusserst positiv abgeschlossen.  
Die Mitglieder der Genossenschaft freut’s:  
Sie profitieren von einer Mehrverzinsung. 
Im 51. Geschäftsjahr liegt die Bilanzsumme der ASGA 
Pensionskasse bei 9.78 Mia. Franken. Mit über 300 neu-
en Mitgliedfirmen und mehr als 2000 neu bei der ASGA 
versicherten Personen kann ein erfreulicher Anstieg 
im Wachstum verzeichnet werden. Auch das Vorsorge-
kapital der aktiv Versicherten und der Rentner stieg 
um 8,9 % auf 7.6 Mia. Franken. 

Den Mitgliedern 82.5 Millionen Franken 
Mehrzins ausbezahlt
«Wir verwenden erwirtschaftete Erträge zur Steigerung 
der Stabilität unserer Kasse und zur Verbesserung  
der Vorsorgeleistung unserer Mitglieder», sagt Sergio  
Bortolin, Geschäftsführer der genossenschaftlich or-
ganisierten ASGA Pensionskasse. «Dank der guten An-
lageresultate, einer Performance von 6,65 % bei einer 
Volatilität von 2,5 % und des erfreulichen Risikover-
laufs konnten wir für 2013 sogar einen Überschuss von 
82.5 Millionen Franken in Form einer Mehrverzinsung 
auszahlen», so Bortolin weiter. Statt mit dem gesetzli-
chen Minimum von 1,5 % wurde das Alterskapital der 
aktiv Versicherten mit 3 % verzinst.

Positive Entwicklung beim Deckungsgrad
Trotz der Mehrverzinsung und der nötigen Reserven 
für die Erbringung der Rentenleistungen konnte ein 
Deckungsgrad von 114,1 % erreicht werden – dies bei 

einem technischen Zinssatz von 3 %. Die zunehmende 
Dichte an Gesetzen, Verordnungen und Weisungen 
konfrontiert die Pensionskassen generell stetig mit 
steigenden Kosten. Dank ihrer äusserst effizienten  
Verwaltung kann die ASGA trotzdem nach wie vor an 
ihrem Verwaltungskostenansatz festhalten. Dieser ist 
mit 180 Franken pro versicherter Person und Jahr der 
Tiefste im Branchenvergleich.

ASGA Pensionskasse Rosenbergstrasse 16,  9001 St.Gallen, T 071 228 52 52, www.asga.ch

ASGA: BERUFLICHE VORSORGE,  
EINFACH SICHER.

Sergio Bortolin,
Geschäftsführer ASGA
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Wie gross ist das noch vorhandene Po-
tenzial von Frauen auf dem Schweizer 
Arbeitsmarkt? Wie viele Frauen steigen – 
zum Beispiel wegen der Gründung 
einer Familie und der Geburt von Kin-
dern – ganz oder teilweise aus dem Er-
werbsleben aus? Und wie viele Frauen 
wollen nach einer kürzeren oder län-
geren Auszeit wieder in ihrem Beruf 
oder in einer anderen Tätigkeit Fuss fas-
sen? Die se interessanten Fragen können 
nicht mit statistisch erfassten Zahlen be-
antwortet werden, weil es solche Zahlen 
schlicht nicht gibt.

Es gibt aber durchaus Hinweise da für, 
dass es viele Frauen gibt, deren Poten-
zial auf dem Arbeitsmarkt noch nicht 
ausgeschöpft wird und die aufgrund 
ihrer Fähigkeiten und Ausbildungen sehr 
wohl bereit wären, Karriere zu machen. 
Das gilt nicht nur mit Blick auf Frauen 
generell, sondern auch mit Blick auf Wie-
dereinsteigerinnen. Gudrun Sander von 
der Universität St. Gallen (siehe Beitrag 
Seite 14) und andere Experten weisen 
in diesem Kontext unter anderem auf 
die nach wie vor relativ tiefe Präsenz 
von Frauen in Führungspositionen hin. 
Das heisst: Obwohl der weibliche An-
teil auf Kaderstufe und in Chefetagen 
langsam steigt, ist die Förderung von 
Frauen zweifellos noch ausbaufähig, 
auch vonseiten der Unternehmen und 
in allen Branchen.

Frauen im Vormarsch

Fakt ist aber auch: Nur in wenigen Län-
dern ist die Integration der Frauen in 
den Arbeitsmarkt so weit fortgeschrit-
ten wie in der Schweiz – und zwar un-
abhängig von ihren Qualifikationen und 
beruflichen Stellungen. Das beweist die 
Entwicklung der Netto-Erwerbsquote: 
Diese steigt seit drei Jahren kontinuier-
lich an und erreichte bei den Frauen 

zwischen 15 und 64 Jahren gemäss dem 
Bundesamt für Statistik (BFS) im letzten 
Jahr 77,6 Prozent. Gegenüber 1996 (70,1 
Prozent) entspricht dies einem satten 
Plus von 7,5 Prozent. Die Netto-Erwerbs-
quote bei den Frauen ist damit zum 
Teil deutlich höher als in vergleichbaren 
Industriestaaten. In der EU ist sie ledig-
lich in Dänemark und Norwegen noch 
ausgeprägter.

Bemerkenswert ist dabei: Die eben-
falls sehr hohe Erwerbsquote, bei den 
Männern ist in den letzten drei Jahren 
leicht geschrumpft – von 88,4 Prozent 
2010 auf 88,1 Prozent 2013. Das zeigt 
gemäss der Interpretation des BFS, dass 

die insgesamt feststellbare Zu nah me der 
Beschäftigungsquote in der Schweiz vor 
allem auf die «vermehrte Arbeitsmarkt-
beteiligung der Frauen zurückzuführen 
ist». Von der Zunahme der Erwerbstä-
tigkeit bei den Frauen sind zudem vor 
allem die Altersgruppen der 25- bis 39- 
Jährigen respektive der 55- bis 64-Jähri-
gen betroffen. Das deutet darauf hin, 
dass die Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie bei den jüngeren Frauen zur Norm 
wird und das seit 2005 geltende Ren-
tenalter für Frauen von 64 Jahren auch 
auf dem Arbeitsmarkt sichtbar wird.

Weniger Aussteigerinnen

Interessant ist zudem, dass der Anteil 
der Frauen, die sich als Folge von Mut-
terschaft und Familiengründungen 

(mindestens vorübergehend) aus dem 
Erwerbsleben zurückziehen, tendenzi-
ell abnimmt. Das bestätigt eine Unter-
suchung des BFS aus dem Jahr 2008, 
wonach die Ausstiegsquote bei Frauen 
zwischen 30 und 40 Jahren (der soge-
nannte statistische «Knick» wegen Mut-
terschaft) seit 1990 erkennbar zurückge-
gangen ist. Dieser Trend dürfte an dau- 
ern. Das heisst konkret: Tendenziell 
steigen weniger Frauen ganz oder teil-
weise aus dem Berufsleben aus, weil sie 
sich vor allem auf die Kinderbetreuung 
und andere Aufgaben konzentrieren. 
Immer mehr Frauen in der Schweiz ar-
beiten nach einem Mutterschaftsurlaub 
weiter, allenfalls mit Teilzeitpensen.

Die Mehrheit  

der Frauen arbeitet Teilzeit

À propos Teilzeitarbeit: Sehr viele der 
erwerbstätigen Frauen in der Schweiz 
arbeiten mittlerweile Teilzeit. Gemäss 
den neusten Zahlen des Bundes hatten 
im vierten Quartal 2013 schon 58,9 Pro-
zent der erwerbstätigen Frauen Teilzeit-
stellen. Damit ist ihr Anteil seit 1991 (da-
mals lag er bei 49,1 Prozent) erheblich 
gestiegen. Zum Vergleich: Bei den Män-
nern waren Ende des vergangenen Jah-
res lediglich 14,6 Prozent als Teilzeiter 
beschäftigt.

Über die Gründe für die Zunahme der 
Teilzeitarbeit bei Frauen gibt es zweifel-
los verschiedene Interpretationsmög-
lichkeiten. Sie kann aber auch ein Indiz 
dafür sein, dass immer mehr Frauen eine 
berufliche Tätigkeit mit anderen Aufga-
ben wie Kinderbetreuung oder Haus-
arbeit verbinden können oder wollen. 
Das wären dann Frauen, die gar nicht 
aus dem Berufsleben aussteigen – und 
deshalb auch keinen Wiedereinstieg an-
streben müssen. 3

Fakten: Frauen im Arbeitsmarkt

Die Erwerbsquote der Frauen steigt
Wie viele Frauen aus dem Berufsleben aussteigen und später wieder einsteigen, ist statistisch nicht 

klar fassbar. Sicher ist aber: Die Erwerbsquote der Frauen in der Schweiz steigt und ist deutlich  

höher als in vergleichbaren Ländern. Zudem nutzen immer mehr Frauen die Möglichkeit der Teil-

zeitarbeit. René Pfister

« Die Zahl der 
Frauen, die aus 
dem Berufsleben 
aussteigen, geht 
weiter zurück.»
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Am ersten nationalen Spitzentreffen der 
Berufsbildung diskutierten Sozialpart-
ner, Bildungspraktiker und weitere Ak-
teure aus Wirtschaft und Politik über die 
Zukunft einer starken Berufsbildung in 
unserem Land. Die Verbundpartner wa-
ren sich grundsätzlich einig, dass die 
Berufsbildung als Äquivalent zur allge-
meinen Bildung weiter gestärkt werden 
soll. Ein wichtiges Ziel dabei: Die Berufs-
bildung soll auch in Zukunft den Bedarf 
an qualifizierten Fachkräften decken.

Drei Schwerpunkte im Zentrum

Zur Stärkung der Berufsbildung verab-
schiedeten die Verbundpartner unter 
anderem folgende Handlungsschwer-

punkte: 1. Die Angebote der höheren 
Berufsbildung sollen national und in-
ternational besser positioniert werden. 
2. Die Berufsmaturität soll weiterentwi-
ckelt werden, um die Berufsbildung 
noch attraktiver zu gestalten. 3. Erwach-
senengerechte Bildungsangebote sol-
len Personen, die über keinen nachobli-
gatorischen Abschluss verfügen, Per - 
spektiven in der Bildung und auf dem 
Arbeitsmarkt eröffnen.

Enge Kooperation nötig

Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
(SAV) betonte am Spitzentreffen, dass 
sich eine starke Berufsbildung laufend 
weiterentwickeln muss – damit sie mit 

den sich verändernden Arbeitsmarkt-
Bedürfnissen Schritt halten kann. Um 
dieses Ziel zu erreichen, müssen Behör-
den und Arbeitgeber- respektive Berufs-
verbände eng zusammenarbeiten. Wei-
ter muss sich die Fortentwicklung der 
Berufsbildung auf die Praxis und auch 
auf die Erkenntnisse aus dem nationa-
len Bildungsmonitoring abstützen.

Für den SAV bietet das mittlerweile 
seit zehn Jahren bestehende Berufsbil-
dungsgesetz zudem den nötigen Spiel-
raum – und damit gute Voraussetzun-
gen für eine starke Berufsbildung in der 
Schweiz. Zur Bewältigung des sich ak-
zentuierenden Fachkräfte-Mangels ist 
dies essenziell. 3 (SAV)

Sicherung von Fachkräften

Für eine starke Berufsbildung
Am ersten nationalen Spitzentreffen zur Stärkung der Berufsbildung in der Schweiz wurden mehrere Han d - 

lungsschwerpunkte verabschiedet. Der Schweizerische Arbeitgeberverband betonte dabei, dass sich eine 

starke Berufsbildung laufend weiterentwickeln und an die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts anpassen muss.

WIE MACHT IHR 
TEAM-BUILDING?

WIR SETZEN 
UNS GEMEINSAM 

AN DEN TISCH.

SCHWEIZER LUNCH-CHECK
DIE LECKERSTE WÄHRUNG DER SCHWEIZ.

Für eine ausgewogene 
Work-Life-Balance im Betrieb. 
Lunch-Checks sind ein bargeldloses Zahlungsmittel, das 

Mitarbeitende in über 5000 Restaurants einlösen können. 

Die kostengünstige Alternative zum Personalrestaurant 

und bar ausbezahlten Spesen spart zudem Sozialabgaben.

lunch-check.ch

«BÜLACHER GLAS»
produzieren wir heute nicht nur in der Schweiz, sondern 
auch in Österreich, Kroatien, Tschechien, in der 
Slowakei und in der Ukraine. www.vetropack.com
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Es ist so sicher wie das Amen in der 
Kirche: Alle vier Jahre findet die Fuss-
ball-WM statt – und der Tagesablauf 
einer Mittelstandsfamilie ist klar vor-

gegeben. Arbeit beziehungsweise Schule, 
 anschliessend wenn möglich Sport oder musi-
sche Aktivitäten und dann selbstverständlich 
das Mitfiebern vor dem Fernseher mit der favo-
risierten Fussballmannschaft. Nie ist die Fa-
milie pflegeleichter als in dieser Zeit. Jegliche 
Debatte über ein Alternativprogramm ist  
über flüssig. So viel zur diskussionslosen Seite 
des Sportereignisses des Jahres. Was aller-
dings den Familienfrieden gefährden kann, sind 
die Begleiterscheinungen der Fussball- 
WM, sprich das Sammeln von Panini-Bildchen.

Kaum sind sie auf dem Markt, also an den Kios-
ken, bei den Detailhändlern oder sonstwo zu 
erwerben, gehen die pädagogischen Streitig-
keiten los. Soll und darf das Taschengeld für 
eine ganze Schachtel ausgegeben werden? Es 
darf, schliesslich liegt die Hoheit darüber ein-
zig und allein bei den Kindern. Ob es sinnvoll ist, 
auf einen Schlag eine Fünfhunderter-Packung 
zu kaufen, ist ein anderer Punkt. Wenn das Album 
voll ist, gibt es nichts mehr zum Tauschen. 
Womit das Interesse an den Kindern, die das 
Buch voll haben, schlagartig erlischt. Sie sind  
in der Schule marginalisiert, isoliert, wertlos. Also 
doch besser häppchenweise vorgehen. Diese 
soziale Lektion haben unsere Kinder schnell ge-
lernt.

Die Eltern gehen also zur zweiten Lektion, dem 
Prinzip des Tauschhandels, über. Jede Lehr per-
son müsste uns eigentlich dafür danken, dass 
wir unseren aufmerksamen Kindern einleuch-
tend darlegen können, dass gewöhnliche Zah-
lungsmittel wie Geld an Bedeutung respek - 
tive Wertschätzung verlieren, wenn sie durch 
Ersatzwährungen in Form von Naturalien 
 substituiert werden. Auch moralische Grund-
sätze können anhand von Panini-Bildchen 
 bestens erläutert werden: Verhält sich die Mut-
ter korrekt, begeht sie eine einfache Beste-
chung oder korrumpiert sie gar, wenn sie sich 
durch den Kauf von Panini-Bildchen bei  
ihren Kindern kleinere oder grössere immateri-
elle Vorteile erkämpft?

Die Frage bleibt in unserer Familie vorderhand 
ungelöst oder wird von den betroffenen Par-
teien unterschiedlich beantwortet. Fragt sich nur, 
auf welche Seite sich der Vater schlägt. Dieser  
ist als Leiter eines grossen Industrieunterneh-
mens allerdings anderweitig gefordert, muss 
er seinen Söhnen doch die volkswirtschaftliche 
Lektion der Preisunterschiede erklären. Wa - 
rum kostet ein Panini-Päckchen bei Media Markt 
nur 70 Rappen, bei Coop und Migros 90 Rap-
pen und an den Kiosken 1 Franken? Und warum 
sind die Päckchen in der Schweiz teurer als im 
benachbarten Ausland? Die zweite Frage lässt 
sich schnell und sauber beantworten. Die  
erste weniger. Erst recht, wenn der Vater ein In-
dustrieunternehmen der Migros leitet.

Auch wenn es mir angesichts der überall im 
Haushalt herumliegenden Fotos von attrak-
tiveren oder weniger ansprechenden Männern 
schwer fällt, es zuzugeben: Der päda gogische 
Wert der Panini-Bildchen ist nicht zu bestreiten. 
Übrigens: Sie dürfen sich gerne bei uns mel-
den, wenn Ihnen Nr. 523 (Ronaldo) fehlt. Wir 
tauschen ihn gegen vier andere  Bildchen. 3

Esther Girsberger

Vom Wert der Panini-Bildchen 
und des Tauschhandels
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Esther Girsberger ist Publizistin und Dozentin  
und lebt in Zürich.
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Im Jahr 1972 verkauft der gelernte In-
dustriespengler Remo Trunz seinen ge-
liebten Pontiac und startet im sankt-gal-
lischen Wittenbach im Bereich Lüftung 
und Klima in die Selbstständigkeit. Im 
Unterakkord montiert er gemeinsam 
mit einem Kollegen Lüftungskanäle. Das 
Geschäft kommt schnell in Schwung, 
und einige Jahre später beginnt Trunz 
in St. Gallen die Kanäle und Rohre, die 
er montiert, auch selbst zu produzieren.

Der Jungunternehmer baut das Ge-
schäft sukzessive aus und expandiert 
in neue Geschäftsfelder. Ab 1988 wird 
der Bereich Metalltechnik zur festen 
Grös se, und drei Jahre später übernimmt 
Trunz die Abteilung Karosserie von Sau-
rer in Arbon. Zur Gründung der Trunz 
Fahrzeugtechnik AG kommt es 2003 mit 
der Übernahme der Teilfertigung der 
NAW Nutzfahrzeuge AG in Arbon. 2007 
wird die Holding ergänzt durch die 
Gründung der Trunz Water Systems AG.

Ein klassischer Zulieferbetrieb

Heute besteht die Trunz Holding aus drei 
Bereichen und beschäftigt ins gesamt 
rund 180 Mitarbeitende. «Am grös s ten 
ist die Metalltechnik, zu der jetzt auch 
die Fahrzeugtechnik gehört. Wir erzie-
len in diesem Bereich rund 20 Mil lionen 
Franken Jahresumsatz», erklärt Remo 
Trunz. Die Entwicklungs- und Konstruk-
tionsabteilung ist für die Metalltechnik 
ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Die Fer-
tigungstechnologien reichen vom Laser-
schneiden über Abkanten und Schweis-
sen bis zu Beschichten und Bedrucken. 
Die Kunden sind grössere und kleinere 
Firmen in der Industrie – Firmen wie 
Daimler, MAN, Bühler, AFG, Oerlikon, 
Sulzer, Metrohm oder Mowag.

Bedeutend geworden ist der Innenaus-
bau für Schienenfahrzeuge. Zum Bei-
spiel für die Züge von Stadler Rail in 
Bussnang entwickeln und produzieren 
die Ostschweizer Deckenkonstruktionen, 
Gepäckträger, Glas-Trennwände und 
dergleichen mehr. «Im Apparate- und 
im Maschinenbau ist der Markt beson-
ders umkämpft. Das bedeutet für uns, 
dass wir noch mehr auf bestimmte Ni-
schen fokussieren müssen», sagt Trunz. 
Mit rund 16 Millionen Franken Umsatz 
ist auch der Bereich Luftkanalsysteme 
bedeutend.

Mit zwei Standorten in Langenthal 
(BE) und Wittenbach (SG) ist man stark 
in Grossprojekten vertreten und gehört 
zu den führenden Herstellern in der 
Schweiz. Zu den Referenzen gehören 
die AFG-Arena in St. Gallen, die neue 
Fachhochschule St. Gallen, das KKL in 
Luzern oder verschiedene Sektoren am 
Flughafen Zürich, die mit den Luftka-
nalsystemen aus dem Hause Trunz aus-
gestattet sind. Solange die Baubranche 
floriert, läuft es auch bei Trunz in die-
sem Bereich – dank dem guten Namen 
und dem Know-how der Mitarbeiten-
den.

Ein anspruchsvolles  

und weltweites Business

Die jüngste und zugleich wohl auch an-
spruchsvollste Sparte ist diejenige der 
Wasseraufbereitungsanlagen, die von 
der Trunz Water Systems AG betrieben 
wird. Remo Trunz erzählt, wie es dazu 
kam: «Als klassischer Zulieferbetrieb 
hatte ich schon länger den Wunsch 
nach einem eigenen Produkt. Der An-
stoss dazu kam dann von einem Kolle-
gen ausserhalb der Firma. Gemeinsam 

mit Ralph Hangartner brachten wir die 
Idee zur Marktreife und entwickelten 
daraus verschiedene Produkte.» Die An-
lagen von Trunz Water Systems kom-
men in entlegenen Gebieten von Ent-
wicklungs- und Schwellenländern zum 
Einsatz. Aus stark verschmutztem oder 
salzhaltigem Wasser kann mittels mehr-
facher Filtration sauberes Trinkwasser 
gewonnen werden.

Das Besondere an den Anlagen: Mit 
Sonne oder Wind betrieben, benötigen 
sie sehr wenig Energie und funktionie-
ren komplett unabhängig. Rund 800 An-
lagen aus Steinach sind inzwischen in 
40 Ländern in Betrieb. Vor allem in Süd-
ostasien, aber auch in Indien, Südame-
rika, Afrika und im mittleren Osten. Sie 
stehen in abgelegenen Dörfern, in Schu-
len, touristischen Institutionen – oder 
sie dienen zur Notfallversorgung, etwa 
in Katastrophengebieten. Je nach Aus-
führung produzieren die Anlagen 1000 
bis 80 000 Liter Trinkwasser pro Tag, aus 
Salzwasser um die 3000 Liter pro Tag.

Ein neues Geschäftsmodell 

entwickelt

Gemäss den Zahlen der UNO haben 
schon heute 780 Millionen Menschen 
auf der ganzen Welt keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser. Die UNO-Exper-

Trunz Holding

Trunz forciert  
das Geschäft mit dem Wasser
Metalltechnik, Luftkanalsysteme und Wasseraufbereitungsanlagen: Gut 40 Jahre nach der Gründung 

ist das Ostschweizer Familienunternehmen Trunz breit aufgestellt. In den nächsten Jahren kommt  

es zum Generationenwechsel in der operativen Führung. Gleichzeitig strebt das Unternehmen ein 

deutliches Umsatzwachstum an. Einen grösseren Anteil dazu soll die Trunz Water Systems AG 

beitragen. Michael Zollinger 

1

« Am grössten ist 
heute der Bereich 
Metalltechnik –  
mit rund 20 Millio-
nen Umsatz . »
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Die von Remo Trunz (oben links) geführte Firma Trunz bietet vielfältige Produkte wie zum Beispiel in der Metalltechnik und im Metallbau 
(unten und Mitte rechts) und liefert Wasseraufbereitungsanlagen in 40 Länder, etwa in Asien oder Afrika (Bilder oben und Mitte links).
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1 ten gehen davon aus, dass bis zur Mitte 
des Jahrhunderts 40 Prozent der Men-
schen in Gebieten leben, in denen Was-
ser knapp ist. Das Potenzial für Trunz 
scheint riesig. Das Geschäft ist für ein 
Schweizer KMU aber auch äusserst he-
rausfordernd. «Wir brauchen die richti-
gen Partner vor Ort, die es sich ge-
wohnt sind, mit den Regierungen und 
den Behörden zu arbeiten. Es ist alles 
eine Frage der Koordination und der 
Infrastruktur vor Ort», erklärt Remo 
Trunz. Vor Kurzem wurde in Panama 
eine Niederlassung eröffnet, die von 
Ralph Hangartner geleitet wird. Dieser 
war in der Anfangszeit Geschäftsführer 
der Trunz Water Systems AG. Die Firma 
ist mit zehn Mitarbeitenden bislang 
klein geblieben und wird heute von 
Lars Willi geleitet. Sie erzielt aber auch 
erst einen jährlichen Umsatz von rund 
5 Millionen Franken.

Weil man langsamer vorankommt, 
als erhofft, hat man jetzt ein neues Ge-
schäftsmodell entwickelt. Unter dem 
Namen Nexus sollen unter der Ägide 
von Einheimischen in Dörfern kleine, 
Kiosk-artige Treffpunkte geschaffen 
werden, wo verschiedene Services wie 
Strom, TV und Radio oder Duschen und 
andere Dienstleistungen angeboten 
werden. Fester Bestandteil dieser Zen-

tren soll eine Wasseraufbereitungsan-
lage sein. Um das Projekt zu finanzieren, 
wendet sich Trunz jetzt an verschiede ne 
Stiftungen.

Ganz offensichtlich steckt Remo Trunz 
zurzeit am meisten Energie in die Was-
seraufbereitungssysteme: «Es ist das 
Feld, wo wir das mit Abstand grösste 

Potenzial sehen – und das die Produk-
tion der Metalltechnik zusätzlich aus-
lastet. Ohne die Metalltechnik und die 
Luftkanalsysteme zu vernachlässigen, 
werden wir hier in den nächsten Jahren 
viel Zeit und Geld investieren.» Mit den 
Wasseraufbereitungsanlagen bewegt 
sich Trunz im Spannungsfeld zwischen 
Geschäft und Entwicklungshilfe. Remo 
Trunz räumt ein, dass dies zuweilen 
einem Spagat gleichkomme, aber gut 
zur Firmenphilosophie passe.

Ein Patron im positiven Sinn

Zum Verständnis und zur Firmenkultur 
von Remo Trunz gehört es, die Projekte 
in den Schwellenländern allen Mitarbei-
tenden aktiv zu kommunizieren und 
eine emotionale Bindung zu schaffen. 
Die Metalltechnik profitiert direkt vom 
neuesten Bereich, indem es die Anla-
gen in Steinach fertigt. Das Wohlerge-
hen seiner Belegschaft ist Remo Trunz 
wichtig. Da ist er, der einst fast Profi-
Fussballer geworden wäre (er spielte 
eine Saison im Fanionteam des FC 
St. Gallen), ein Patron im besten Sinne. 
«Wir wollen hier als ganze Familie einen 
guten Ort bieten, wo die Menschen sich 
entfalten können», sagt er.

Als Lehrbetrieb übernimmt Trunz 
ebenfalls Verantwortung und bildet 

aktuell nicht weniger als 20 Lernende 
in fünf verschiedenen Berufen aus. Al-
lerdings ist dies auch aus einer Not he-
raus entstanden, wurde es doch zuneh-
mend schwierig, qualifiziertes Personal 
zu finden. 2012 wurde Trunz für seine 
unternehmerische Leistung mit dem 
Export Award der Exportförderorgani-
sation Osec (heute Switzerland Global 
Enterprise ) belohnt.

Kontinuität in  

der Führung sichergestellt

Mit 64 hat der Patron auch die Nach-
folge schon seit Längerem eingeleitet. 
Nebst seiner Frau engagieren sich so-
wohl Tochter Andrea (37) wie auch Sohn 
Roger (32) im Unternehmen. In zwei bis 
drei Jahren möchte sich Remo Trunz auf 
das VR-Präsidium konzentrieren. Um-
satzmässig sieht der Unternehmer mit-
telfristig durchaus eine Verdoppelung 
des Gruppenumsatzes.

Der Platz für die weitere Expansion 
wurde schon geschaff en. Der architekto-
nisch gekonnte und doch funktionale 
Büro- und Produktionsneubau in Stein-
ach, den man vor fünf Jahren bezogen 
hat, ist heute erst etwa zu rund 70 Pro-
zent ausgelastet und bietet Platz für 
künftiges Wachstum. 3

Ein architektonisches Prunkstück: Firmensitz von Trunz in Steinach.

« Die Firma bildet 
nicht weniger als  
20 Lernende in 
fünf verschiedenen 
Berufen aus. »

Folgen Sie uns auf Twitter:
@arbeitgeber_ch
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Die Mindestlohn-Initiative will einen 
staatlich diktierten Mindestlohn von 
22 Franken pro Stunde einführen – im 
internationalen Vergleich klar der höchs-
 te. «Ein solcher Mindestlohn würde der 
Schweizer Wirtschaft und den Arbeit-
nehmenden massiv schaden. Viele KMU 
könnten so hohe Löhne schlicht nicht 
zahlen und müssten schliessen, sollten 
sie die steigenden Lohnkosten nicht 
mit Stellenabbau oder Rationalisierun-
gen auffangen können», erklärte Jean-
Fran çois Rime, Präsident des Schweize-
rischen Gewerbeverbands.

Drohender Kostenschock

«Mit der Mindestlohn-Initiative setzen 
wir uns im internationalen Wettbewerb 
selbst schachmatt», sagte Valentin Vogt, 
Präsident des Schweizerischen Arbeit-
geberverbands. «Zudem höhlt ein ge-
setzlicher Mindestlohn die bewährte 
Sozialpartnerschaft aus.» Auch grössere 
exportorientierte Unternehmen, die we-
gen der hohen Schweizer Löhne schon 
heute einem starken internationalen 
Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind, wür-
den mit dem geforderten Mindestlohn 
einen richtigen Kostenschock erfahren, 
erklärte Alain Guttmann, Präsident der 
Bobst Group in Lausanne. Die Lohnkos-
ten würden derart in die Höhe schnel-

len, dass die Schweizer Exportwirtschaft 
international nicht mehr mithalten 
könn te. Der Verlust von Arbeitsplätzen 
wäre die Folge.

Dieser Effekt würde auch den Touris-
mus mit voller Härte treffen, wo die Min-
destlohn-Initiative gerade bei kleineren 
Hotels und Gastbetrieben einen wah-
ren Kahlschlag auszulösen droht. «Wir 
zahlen schon heute doppelt so hohe 
Löhne wie die Österreicher. Müssen wir 
unsere Preise weiter erhöhen, laufen wir 
Gefahr, viele Schweizer Kunden und in-
ternationale Gäste zu verlieren. Wenn 
die Mindestlohn-Initiative angenom-
men wird, müssen wir Leute auf die 
Stras se stellen oder ganze Betriebe 
schliessen», sagte Guglielmo L. Brentel, 
Präsident von Hotelleriesuisse.

Deutliche Warnungen

Marianne Meister, Unternehmerin und 
Gemeindepräsidentin im solothurni-
schen Messen, führte am Beispiel ihres 
Detailhandelsgeschäfts aus, dass spezi-
ell Berufseinsteiger mit wenig Erfahrung 
grosse Mühe hätten, in der Arbeitswelt 
überhaupt Fuss zu fassen. Ein ge setz-

licher Mindestlohn würde insbesondere 
Berufseinsteiger, Frauen und Leute mit 
tiefem Einkommen aus dem Arbeits-
markt drängen. Auch Teilzeitstellen, die 
es vor allem Frauen erlauben, ein wich-
tiges Zusatzeinkommen für die Familie 
zu verdienen, drohten aufgrund der 
hohen Lohnkosten zu verschwinden.

Der Tessiner Unternehmer Fabio Re-
gazzi verdeutlichte, dass sich ein Min-
destlohn insbesondere auf ländliche Re-
gionen und Berggebiete fatal auswirken 
würde. Regionen wie das Tessin hätten 
gerade auch deshalb gute wirtschaftli-
che Perspektiven, weil sie dank tieferer 
Lebenshaltungs- und Lohnkosten wett-
bewerbsfähig seien. Darauf nimmt die 
Mindestlohn-Initiative jedoch keinerlei 
Rücksicht. Viele Regionen in der Schweiz 
würden durch die Mindestlohn-Initiative 
einen ihrer wichtigsten Wettbewerbs-
vorteile – die tieferen Kosten – verlieren. 
Regazzi ergänzte: «Gerade in ländlichen 
Gebieten, wo um jeden Arbeitsplatz ge-
kämpft wird, hat es direkte gesellschaft-
liche Konsequenzen, wenn eine Familie 
mangels Erwerbsmöglichkeiten abwan-
dert.» 3

Nein zum Lohndiktat

Gegen den staatlichen Mindestlohn
Ein staatlich diktierter Mindestlohn würde die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft gefährden und 

kleine und mittlere Betriebe bedrohen. Darunter leiden würden besonders Berufseinsteiger,  

Frauen und Leute mit tiefen Einkommen in ländlichen Regionen und Berggebieten: Das bekräftigten 

die Wirtschaftsverbände sowie Firmenchefs vor den Medien in Bern.
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Klare Argumente gegen das Lohndiktat: Valentin Vogt, Jean-François Rime, Guglielmo L. Brentel  
und Marianne Meister (von links) an der Medienkonferenz in Bern.

Die Kampagne läuft
Informieren Sie sich ausführlich 
über die Kampagne des überpar-
teilichen Komitees «Mindestlohn 
NEIN» und beteiligen Sie sich da ran! 
Alle Argumente gegen einen staat-
lichen Mindestlohn sowie Fakten 
und Hintergründe unter:

www.mindestlohn-nein.ch 3
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Der Wille des Volkes muss rasch umge-
setzt werden: Die Zuwanderung ist zu 
bremsen. Der neue Verfassungstext ver-
langt aber auch, dass dabei im Interesse 
des Wohlstands den Bedürfniss en der 
Wirtschaft Rechnung getragen wird. Der 
Schweizerische Arbeitgeberverband hat 
die Eckwerte eines Modells im Rahmen 
der Expertengruppe in Bern lanciert, mit 
dem sich die Verfassungsbestimmung 
gemäss Volkswille umsetzen lässt, ohne 
die bewährten bilateralen Verträge zu 
gefährden. Diese garantieren nämlich 
den Schweizer Unternehmen und Ar-
beitnehmenden den freien Marktzu-
gang in Europa.

Der Vorschlag des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands (SAV) beruht auf 
folgenden vier Pfeilern:

 3 Die neue Regelung bezweckt die 
Steuerung der Zuwanderung. Es fal-
len grundsätzlich nur solche Perso-
nen darunter, die in der Schweiz sess-
haft werden wollen. Der Kern der 
Grundfreiheit «Personenfreizügigkeit» 
möchte dagegen ermöglichen, im ge-
samten EU-Raum eine Arbeitstätig-
keit aufzunehmen. Somit beinhalten 

das Freizügigkeitsabkommen und 
die Masseneinwanderungs-Initiative 
zwei völlig unterschiedliche Themen.

 3 Kurzaufenthalter mit Aufenthalt bis 
zu einem Jahr zählen unter dieser Vo-
raussetzung nicht mit (heutige L-Be-
willigung). Konsequenterweise muss 
durch den Vollzug garantiert werden, 
dass die Kurzaufenthalter innert ei-
nes Jahres die Schweiz wieder verlas-
sen oder eine reguläre, kontingents-
relevante Aufenthaltsbewilligung 
(heutige B-Bewilligung) beantragen 
müssen.

 3 Es bedarf einer Neuregelung der re-
gulären Aufenthaltsbewilligung (heu-
tige B-Bewilligung) und der Nieder-
lassungsbewilligung (heutige C-Be - 
willigung). Ausschliesslich diese bei-
den Bewilligungsformen sind einwan-
derungsrelevant und befinden sich 
daher im Wirkungskreis der neuen 
Verfassungsbestimmung.

 3 Es braucht eine neue «Ausnahmebe-
willigung» (neue P-Bewilligung): Die 
Wirtschaft benötigt eine mehrjährige 
Spezialbewilligung für Sondergrup-
pen, welche grundsätzlich keine Ab-
sicht auf ständigen Aufenthalt haben. 

Berufsleute (wie etwa Sushi-Köche 
usw.), Fachkräfte und Spezialisten für 
Projekte (zum Beispiel Forscher) tra-
gen massgeblich zu unserem Wohl-
stand bei. Für diese Personen besteht 
ein erheblicher Bedarf, weil entspre-
chende Arbeitskräfte aus dem Inland 
oftmals fehlen. Sie kommen in der 
Regel aber nur, wenn sie die Garantie 
auf einen mehrjährigen Aufenthalt 
haben. Nach Beendigung der Arbeit 
respektive des Projektes verlässt diese 
Personengruppe die Schweiz wieder, 
weil die Aufenthaltsbewilligung da-
hinfällt.

Im Weiteren nimmt der SAV seine Ver-
antwortung wahr. Er bekräftigt deshalb 
auch sein Bekenntnis, den Bundesrat 
bei seinen Bemühungen zu unterstüt-
zen, um das inländische Arbeitskräf-
tepotenzial auszuschöpfen – etwa mit 
dem Wiedereinstieg von Frauen und 
der Beschäftigung älterer Arbeitneh-
mender. Das Volk will den inländischen 
Arbeitskräften einen Vorrang gewäh-
ren, und diese Forderung soll im Rah-
men der Zuwanderung umgesetzt wer-
den. 3 (SAV)

Masseneinwanderungs-Initiative

Arbeitgeber zeigen 
den Weg zur Umsetzung auf
Seit der Annahme der Masseneinwanderungs-Initiative vom 9. Februar 2014 herrscht in der Wirt-

schaft Unsicherheit. Diese könnte zur Abwanderung von Unternehmen und zu einem Arbeits-

platzabbau führen. Das will der Schweizerische Arbeitgeberverband unter allen Umständen verhin-

dern und möglichst rasch Klarheit schaffen. Er hat deshalb ein Umsetzungsmodell lanciert, das  

mit dem Freizügigkeitsabkommen kompatibel ist.

Möchten Sie regelmässig die aktuellsten arbeitgeberrelevanten Informationen erhalten?

Dann abonnieren Sie den

Newsletter 
des Schweizerischen Arbeitgeberverbands

Registrieren Sie sich einfach im Internet auf : www. arbeitgeber. ch
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Für die Invalidenversicherung wird es 
immer enger. Nach dem Scheitern der 
dringend nötigen IV-Revison 6b und den 
damit verbundenen Sparmassnahmen 
ist die Sanierung ungewisser denn je. 
Und dies trotz des wenig ambitionierten 
Ziels, den Schuldenberg von 14 Milliar-
den Franken erst bis 2030 abzutragen.

Auf den ersten Blick deuten das letzt-
jährige Umlageergebnis der IV von 509 
Millionen Franken und das Betriebser-
gebnis von 586 Millionen auf einen Er-
folg hin. Doch der Schein trügt: Bis Ende 
2017 erhält die IV jährlich eine zusätzli-
che Finanzspritze von über einer Milli-
arde Franken durch die befristete Zusatz-
finanzierung mit der Mehrwertsteuer. 

Der Bund übernimmt zudem noch die 
Sonderschuldzinsen gegenüber der AHV 
von knapp 200 Millionen Franken, die 
eigentlich auch die IV tragen müsste.

Unter Berücksichtigung dieser Fakto-
ren hätte die IV auch 2013 tiefrote Zah-
len geschrieben. Ob sie ab 2018 nach 
dem Wegfall der Finanzspritzen aus ei-
gener Kraft ein positives Resultat erzie-
len wird, ist immer fraglicher. Um die 
Schulden zu tilgen, müsste sie darüber 
hinaus jährlich ausreichende Über-
schüs se generieren.

Angesichts der trüben Aussichten for-
dert der Schweizerische Arbeitgeberver-
band mindestens die Wiederauflage der 
unbestrittenen Massnahmen der IV-Re-

vision 6b. Eine entsprechende Motion 
wurde bereits lanciert, und es liegt nun 
am Bundesrat, die Massnahmen so rasch 
wie möglich dem Parlament vorzulegen. 
Zudem sollte der Bundesrat den Spiel-
raum für Optimierungen auf Verord-
nungs-Stufe nutzen. Ausreichen wird 
aber auch das nicht. Schon jetzt zeich-
net sich ab, dass der Bundesrat mittel-
fristig weitere Sparmassnahmen wird 
präsentieren müssen. Damit würde er 
endlich das anlässlich der Volksabstim-
mung über die befristete Zusatzfinan-
zierung abgegebene Versprechen ein-
lösen, wonach die se in einem weiteren 
Schritt um Sparmassnahmen ergänzt 
werde. 3 (SAV)

Invalidenversicherung

Bei der IV-Sanierung wird es eng
Ohne die bis Ende 2017 befristete Zusatzfinanzierung über die Mehrwertsteuer und 

die vom Bund getragenen Schuldzinsen hätte die IV auch letztes Jahr ein Defizit eingefahren.  

Der Schweizerische Arbeitgeberverband fordert den Bundesrat deshalb zum Handeln auf.

Im Durchschnitt sind
    Mitarbeitende jedes Jahr 
6,8 Tage gesundheits-
         bedingt abwesend.

Versicherung

Kein Unternehmen ist durchschnittlich. Deshalb 
bieten wir Ihnen massgeschneiderte Versicherungs-
lösungen, die Sie vor den finanziellen Folgen krank-
heits- oder unfallbedingter Abwesenheiten schützen.

Lassen Sie sich von uns beraten:
per Telefon 058 277 18 00 oder 
auf www.css.ch/unternehmen. 
Ganz persönlich. 
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Die Reform der Altersvorsorge stellt eine 
der grossen gesellschafts- und sozialpo-
litischen Herausforderungen der kom-
menden Jahre dar. Es gilt, das in den 
letzten Jahrzehnten erfolgreich aufge-
baute und bewährte System der Alters-
vorsorge mit Blick auf die alternde Ge-
sellschaft zukunftsfähig zu machen. Die 
Wirtschaft – vertreten durch den Schwei-
zerischen Arbeitgeberverband (SAV), 
Economiesuisse, alle wichtigen Bran-
chenverbände, zahlreiche Handels- und 
Industrievereine sowie diverse bedeu-
tende Unternehmen – unterstützt die 
bundesrätliche Gesamtschau der ersten 
und der zweiten Säule.

Dezidiert und geschlossen Nein sagt 
sie aber zum Gesamtpaket des Bundes-
rats, wie Valentin Vogt, Präsident des 
Schweizerischen Arbeitgeberverbands, 
an einer Medienkonferenz in Bern be-
tonte: «Es ist komplett überladen, zu 
teuer und weder für den einzelnen Bür-
ger noch für die Wirtschaft tragbar.»

Das Risiko eines Absturzes 

ist zu vermeiden

Weshalb dem so ist, rechnete SAV-Di-
rektor Roland A. Müller an einem fikti-
ven Beispiel vor: Ein Rentner-Ehepaar 
mit monatlich 4700 Franken Rente hätte 
einen Einkommensverlust von über 200 
Franken einzustecken, wenn das Mass-
nahmenpaket vollständig umgesetzt 
würde. «Damit riskiert der Bundesrat, 
dass die Vorlage spätestens in der Volks-
abstimmung scheitert, wenn sie nicht 
schon im Parlament auf der Strecke 
bleibt», so Müller.

Die Wirtschaft ist nicht bereit, dieses 
Risiko eines Totalabsturzes einzugehen 
und wertvolle Jahre in eine Reform zu 

investieren, deren Erfolgsaussichten 
von vornherein minim sind. Für solche 
Spielchen ist der Handlungsbedarf zu 
dringend: Angesichts der demografi-
schen Entwicklung müssen in der AHV 
in den nächsten Jahren Mehreinnahmen 
und Einsparungen in Milliardenhöhe er-
zielt werden. In der zweiten Säule sind 
die Renten aufgrund der gestiegenen 
Lebenserwartung und sinkender Ren-
diten mit dem aktuellen Mindestum-
wandlungssatz künftig nicht mehr finan-
zierbar.

Weniger Massnahmen  

rascher umsetzen

Auch für Heinz Karrer, Präsident von 
Economiesuisse, ist klar: «Aufgrund der 
absehbar schwierigen finanziellen Ent-
wicklung ist es unabdingbar, dass ge-
handelt wird.» Deshalb nehme die Wirt-
schaft ihre Verantwortung gegenüber 
der Gesellschaft wahr und wolle einen 
wesentlichen Beitrag zur Sicherung der 
wichtigsten Sozialwerke des Landes 
leisten. Das Ziel: Trotz der finanziellen 
Herausforderung soll ein Leistungsab-

Reform der Altersvorsorge

Die Wirtschaft präsentiert einen 
Lösungsvorschlag für sichere Renten
Das erfolgreiche Schweizer System der Altersvorsorge wird aufgrund der demografischen Verän-

derungen ohne rechtzeitige Reformmassnahmen bald nicht mehr finanzierbar sein. Die Wirtschaft 

hat dem Bundesrat deshalb einen konstruktiven Lösungsvorschlag vorgelegt – mit dem Ziel, das 

Rentenniveau zu halten. Statt mit einem überladenen Gesamtpaket alles auf eine Karte zu setzen, ist 

eine Gesamtschau mit verdaubaren Portionen und klaren Prioritäten nötig.
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Sichere Renten sind eine Frage des Rechnens und rechtzeitigen Handelns.
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bau bei den Altersrenten verhindert wer-
den. Die konkrete Forderung legte Ro-
land A. Müller vor den Medien auf den 
Tisch: ein schrittweises und vom jewei-
ligen Finanzierungsbedarf abhängiges 
Vorgehen mit einer klaren Priorisierung 
und Portionierung der überdimensio-
nierten Vernehmlassungsvorlage. 

In erster Priorität sind zwei parallele 
Kernvorlagen zu beraten: Die erste 
umfasst die Anhebung des Referenz-
Rentenalters auf 65 Jahre für beide Ge-
schlechter, die Flexibilisierung des Ren-
tenbezugs zwischen 62 und 70 Jahren, 
die Erhöhung der Mehrwertsteuer zu-
gunsten der AHV um maximal 0,6 Pro-
zent sowie die Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes auf 6,0 Prozent. 
Letzteres erfolgt mit verhältnismässigen 
Kompensationsmassnahmen wie höhe-
ren Altersgutschriften oder der Beitrags-
pflicht ab Alter 21. Die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer muss zudem mit der-
jenigen des Referenz-Rentenalters ein-
hergehen. Damit kann gemäss Roland 
A. Müller das heutige Rentenniveau für 
die nächsten zehn Jahre garantiert 
werden.

Die zweite Kernvorlage umfasst einen 
Stabilisierungsmechanismus für die AHV, 
der im Fall einer drohenden finanziel-
len Schieflage des Sozialwerks künftig 
rechtzeitig Massnahmen vorsieht. Hier 
schlägt die Wirtschaft eine weitere 
schrittweise Erhöhung des Referenz-
Rentenalters um maximal 24 Monate 
sowie daran gekoppelt nochmals 0,4 

Mehrwertsteuer-Prozente Zusatzeinnah-
men vor.

Damit leisten sämtliche Bevölkerungs-
schichten und die Wirtschaft einen an-
gemessenen Beitrag – statt den Rent-
nerinnen und Rentnern durch ein 
Aussetzen des Mischindexes ans Porte-
monnaie zu gehen, wie dies der Bun-
desrat vorschlägt. Die Erhöhung des 
Referenz-Rentenalters über 65 Jahre 
hinaus erfolgt zudem erst dann, wenn 
der Arbeitsmarkt die entsprechenden 
Arbeitskräfte aufnehmen kann. Sowohl 
diese Stabilisierungsregel als auch die 
erste Kernvorlage sollen noch in die-
sem Jahr dem Parlament unterbreitet 
werden, damit sie 2018 in Kraft treten 
können.

Höheres Rentenalter ist 

längerfristig unumgänglich

Wie die Wirtschaftsverbände weiter dar-
legten, können heute nicht sämtliche 

Probleme in der Altersvorsorge sozusa-
gen auf Vorrat gelöst werden. Vielmehr 
seien ab 2020 in Abhängigkeit des Hand-
lungsbedarfs zusätzliche separate Re-
formschritte einzuleiten. «Weiterge-
hende leistungsseitige Massnahmen 
sind längerfristig unvermeidbar. Das 
Thema Rentenalter-Erhöhung darf des-
halb kein Tabu sein», erklärte Heinz 
Karrer mit Verweis auf die heute deut-
lich höhere Restlebenserwartung der 
Rentner als noch bei der Einführung 
der AHV 1948.

Der Ball liegt jetzt beim Bundesrat: «Er 
hat das Resultat der Vernehmlassung 
ernst zu nehmen und das Gesamtpaket 
so umzubauen, dass die sinnvolle Ge-
samtschau eine echte Chance für tragfä-
hige Lösungen bietet», forderte Valentin 
Vogt. «Tut er dies nicht, wird sich die 
Wirtschaft auf die Realisierung einzel-
ner unumgänglicher Schritte konzent-
rieren.» 3

Die AHV schneidet finanziell viel schlechter ab

Die finanzielle Situation der AHV hat sich im vergangenen Jahr erheblich ver-
schlechtert: So hat sie 2013 nur noch 14 Millionen Franken mehr an Beiträgen 
eingenommen, als sie an Renten ausbezahlt hat. Im Vorjahr hatte das soge-
nannte Umlageergebnis (also das versicherungstechnische Ergebnis) noch 
260 Millionen erreicht. Das Betriebsergebnis, das sowohl den Beitrag aus der 
Vermögensbewirtschaftung (607 Millionen) als auch die vom Bund bezahlten 
Zinsen auf der IV-Schuld (287 Millionen) beinhaltet, tauchte gleichzeitig um 
mehr als die Hälfte auf 908 Millionen Franken. Im Jahr 2012 betrug es noch 
2,026 Milliarden Franken. Das geht aus den jüngst publizierten Zahlen des 
Bundesamts für Sozialversicherungen hervor.

Bereits 2012 war das Umlageergebnis leicht rückläufig gewesen. Die im ver-
gangenen Jahr auf nur noch 14 Millionen Franken geschmolzene Differenz 
zwischen Beiträgen und Renten widerspiegelt den demografischen Wandel: 
Immer weniger Erwerbstätige finanzieren immer mehr Rentnerinnen und 
Rentner. Der klar negative Trend ist aus der Sicht des Schweizerischen Arbeit-
geberverbands nicht mehr aufzuhalten, rote Zahlen werden bald Realität 
sein. Die alarmierende Entwicklung verdeutlicht den dringenden Handlungs-
bedarf in der AHV. 3

« Es können heute 
nicht alle Probleme 
in der Altersvor-
sorge auf Vorrat 
gelöst werden. »

Laufend über die Positionen und Aktivitäten des Schweizerischen 

Arbeitgeberverbands informiert sein:

Abonnieren Sie unseren News-Service.
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Der Bundesrat

Das politische System der Schweiz, in Romanform spannend 

erklärt. Silvano Moeckli, 2014, 224 S., Taschenbuch, Fr. 9.90, 

KLV (www.klv.ch), Mörschwil, ISBN 978-3-85612-284-3. Die-
ses Buch ist Staatskunde und Roman in einem: Politische Ein-
richtungen, Prozesse und Kultur werden auf unterhaltsame 
Weise, in Form einer Lebensgeschichte, vermittelt.

Berufliche Vorsorge

100 Versicherungsfragen und Leistungsfälle. Hans-Ulrich 

Stauffer, 2014, 2. Aufl., 328 Seiten, broschiert, Fr. 88.–, Dike, 

Zürich / St. Gallen, ISBN 978-3-03751-601-0. In der beruflichen 
Vorsorge verschränken sich zwingendes und dispositives 
Recht. Die in der Anwendung wichtigen Begriffe werden er-
klärt, anhand von Fallkonstellationen Lösungen erarbeitet.

Das Touchpoint-Unternehmen

Mitarbeiterführung in unserer neuen Businesswelt. Anne M. 

Schüller, 2014, 368 Seiten, gebunden, Fr. 39.90, Gabal, Offen-

bach, ISBN 978-3-86936-550-3. Digitale Transformation, neue 
Arbeitsmodelle und die Digital Natives lassen keine Wahl: Mit-
arbeiterführung muss neu gelernt werden. Das Buch ist ein 
praxisorientierter Wegweiser in die neue Arbeitswelt.

Wrong Turn

Warum Führungskräfte in komplexen Situationen versagen. 

Lars Vollmer, 2014, 224 Seiten, gebunden, Fr. 26.90, Orell Füssli, 

Zürich, ISBN 978-3-280-05527-4. Die Prozesse in Wirtschaft 
und Gesellschaft werden immer komplexer. Der Autor zeigt ty-
pisches Fehlverhalten von Managern auf und liefert Denkmo-
delle, um in unvorhersehbaren Systemen agieren zu lernen.

Individuelle Arbeitsstreitigkeiten 

in der neuen Schweizerischen Zivilprozessordnung. Stephan 

Fröhlich, 2014, 276 S., brosch., Fr. 80.–, Stämpfli, Bern, ISBN 978-

3-7272-0706-8. Die neue ZPO statuiert für arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten Sonderregelungen, die in ihrer Gesamtheit den 
arbeitsrechtlichen Prozess ausmachen. Die Dissertation infor-
miert unter anderem über die verschiedenen Verfahrensarten.

Pendler zwischen Wirtschaft und Politik

Essays und Reden. Kaspar Villiger, 2014, 168 Seiten, gebun-

den, Fr. 39.–, Stämpfli, Bern, ISBN 978-3-7272-1416-5. Nur 
eine freiheitliche und verantwortungsvolle Gesellschaft kann 
die Herausforderungen unserer Zeit bewältigen: Mit dieser 
Überzeugung fragt der Autor, wie eine Gesellschaft mündiger 
Menschen zureichenden Wohlstand für alle erarbeiten kann.

Wie verhandle ich?

Fallanalyse, Grundlagen, Übungen. Jeannette Philipp / Chris-

tian Stadler, 2014, 104 Seiten, broschiert, Fr. 20.–, vdf, Zürich, 

ISBN 978-3-7281-3580-3. Der Berufsalltag besteht aus einer 
Vielzahl von Verhandlungen – etwa mit Kunden oder Arbeits-
kollegen. Wie identifiziert man seinen Verhandlungsstil und 
erreicht durch kluges Verhandeln eine Win-win-Situation?

Weitere Veranstaltungen auf 

www.arbeitgeber.ch

Vortrag am Mittag : Schweiz  – EU : 

Herausforderungen der 

Schweizerischen Industrie mit der 

europäischen Gesetzgebung am 

Beispiel der chemischen Industrie

Veranstalter: Europa Institut,  
Universität Zürich
Datum: 9. Mai 2014
Ort: CS Forum St. Peter, Zürich
www.eiz.uzh.ch      Weiterbildung  
     Vortragsreihe am Mittag

Tagung : Entwicklung von Berufs-

kompetenzen heute und morgen

Veranstalter: Berufsbildungsverband 
der Versicherungswirtschaft VBV
Datum: 14. Mai 2014
Ort: UPTown auf dem Gurten – Park 
im Grünen, Wabern
www.vbv.ch      Aktuell      STAPA

Abendveranstaltung : 

Bescheidenheit und Demut – neue 

Führungstugenden oder blosse 

Staffage ?

Veranstalter: Paulus Akademie Zürich
Datum: 15. Mai 2014
Ort: Hotel Glockenhof, Zürich
www.paulus-akademie.ch

Symposium : Digitale 

Arbeitswelten – Chancen und 

Gefahren für HR !

Veranstalter: Zürcher Gesellschaft für 
Personal-Management (ZGP)
Datum: 2. Juni 2014
Ort: Hotel Marriott, Zürich
www.zgp.ch 

Tagung : Familienergänzende 

Kinderbetreuung

Veranstalter: Schweizerische Akade-
mie der Geistes- und Sozialwissen-
schaften, Pro Familia Schweiz und 
Schweizerischer Arbeitgeberverband
Datum: 5. Juni 2014
Ort: Kursaal, Bern
www.sagw.ch      Veranstaltungen
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D ie bislang vierten Berufs-
Europameisterschaften 
(Euro Skills) werden vom 
2. bis 4. Oktober in der 

französischen Stadt Lille ausgetragen. 
Das Kick-Off-Wochenende der Dele ga - 
  tion, welche die Schweiz repräsentiert,  
ging in Dagmersellen (LU) über die 
Büh ne.

Christine Davatz-Höchner, Delega-
tionsleiterin und Vizedirektorin des 
Schweizerischen Gewerbeverbands, 
be grüsste die 13 jungen Berufsleute, die 
am Event antreten werden, und mein-
 te: «Ihr alle kommt aus einem Berufsbil-
dungssystem, das einzigartig ist. Geht 
nach Lille und zeigt Europa die Schweiz 
und eure super Skills.» Sie nahm damit 
Bezug auf das Motto «Improve your 
Super Skills», unter dem rund 500 Per-
sonen aus 25 europäischen Ländern in 
etwa 50 Berufen um Medaillen und Ehre 
kämpfen werden.

Die vier Frauen und neun Männer, die 
für die Schweiz antreten, vertreten elf 
Berufe – von der Dekorationsmalerin 
bis zum Bodenleger. Mit dabei sind mit 
Nadja Humbel (Bekleidungsgestaltung) 
und Debora Widmer (Schönheitspflege) 
auch zwei Kandidatinnen, die schon bei 
den Berufs-Weltmeisterschaften (World 
Skills) Erfahrungen sammeln konnten. 
Es handelt sich um das grösste Schwei-
zer Team, das bisher an Berufs-Europa-
meisterschaften teilgenommen hat. Be-
gleitet und unterstützt wird es von der 
Delegationsleitung, Teamleadern sowie 
Expertinnen und Experten.

Intensive Vorbereitung 

und positive Gefühle

Am Kick-Off-Wochenende stand für die 
hochmotivierten Berufsleute schon ei-
niges auf dem Programm: Sie wurden 
in die Abläufe von internationalen Wett-
bewerben eingeführt und beschäftig-

ten sich mit Themen wie Kommunika-
tion, Teambildung oder Mentaltraining. 
Zudem wurde Mass genommen für die 
Bekleidung, und es gab einen regen 
persönlichen Austausch – um sich ken-
nenzulernen und zu erfahren, was die 
Delegation in Lille erwartet.

Die Erwartungen sind übrigens auch 
dieses Jahr hoch, nach den jeweils zwei-
ten Rängen in der Nationenwertung an 
den letzten beiden Euro Skills. Ein erneu-
ter Podestplatz ist schon fast Pflicht. 
Darauf arbeitet die Delegation nun an 
weiteren Team-Wochenenden und in 
individuellen Trainings hin. Christine 
Davatz-Höchner zeigte sich jedenfalls 
schon mal optimistisch, dass auch in 
Lille ein Erfolg möglich sei: «Einige sind 
anfangs doch eher zurückhaltend, aber 
spätestens in Magglingen beim nächs-
ten Vorbereitungs-Weekend tauen alle 
sehr schnell auf und werden zu einem 
eingeschworenen Team.» 3 (MM / Pfi.)

Swiss Skills

Neue Erfolge im Visier
Die Schweizer Delegation für die nächsten Berufs-Europameisterschaften steht in den Startlöchern.  

Sie traf sich zum ersten Team-Wochenende in Dagmersellen.
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Die Vorfreude der jungen Berufsleute (Bild links) auf die Europameisterschaften war schon beim Kick-Off-Meeting spürbar. Bild oben rechts: 
Delegationsleiterin Christine Davatz-Höchner mit Swiss-Skills-Generalsekretär Ueli Müller. Unten rechts: Teammitglieder bei der Anprobe.
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Wer hierzulande die Schule besucht und eine Aus-
bildung absolviert – sei es auf dem berufsbilden-
den oder dem allgemeinbildenden Weg –, tut dies 
meist in öffentlichen Institutionen. Das heisst aber 
nicht, dass Privatschulen keine wichtige Funktion 
auf den verschiedenen Stufen des Schweizer Bil-
dungssystems ausüben. Immerhin jährlich 90 000 
Schülerinnen und Schüler sowie Studierende wäh-
len im Verlauf ihrer Bildungskarriere aus unterschied-
lichen Gründen eine Mitgliedschule des Verbands 
Schweizerischer Privatschulen (VSP) anstelle einer 
öffentlichen Schule. Das entspricht dem Volumen 
des ganzen Kantons Bern. Im Kanton Genf mit sei-
ner stark internationalen Prägung geht fast jede 
und jeder Fünfte an eine Privatschule.

Quelle der Innovation

Internationale Schulen bilden indes nur einen Teil 
der hiesigen Privatschul-Landschaft. Sie richten sich 
zum einen an den Nachwuchs von temporär in der 
Schweiz tätigen Arbeitnehmenden aus aller Welt. 
Zum anderen ziehen sie junge Menschen aus dem 
Ausland an, die eigens zu Bildungszwecken in die 
Schweiz kommen. Ein prominentes Beispiel: der 
heutige US-Aussenminister John Kerry, der in den 

1950er-Jahren in einem Innerschweizer Internat 
seine Ausbildung genoss. Markus Fischer, General-
sekretär des Verbands Schweizerischer Privatschu-
len, weiss um den Wert des Schweizer Absenders 
für die hiesigen Privatschulen im Ausland, will aber 
auch die Bedeutung der Privatschulen für das 
Image der Schweiz nicht unbemerkt lassen: «Wer 
als Schüler eine prägende Zeit seines Lebens in 
der Schweiz verbracht hat, kehrt danach als Bot-
schafter unseres Landes in seine Heimat zurück.»

Neben den «International Schools» vertritt der 
VSP auch solche mit lokaler Ausrichtung. Sie ergän-
zen in verschiedener Hinsicht das Angebot der öf-
fentlichen Schule, indem sie etwa ein spezielles 
pädagogisches Konzept verfolgen, einen bestimm-
ten religiösen Hintergrund aufweisen oder allge-
mein neue Akzente setzen. Zahlreiche Innovationen 
im Bildungsbereich gehen auf private Initia tiven 
zurück und wurden von der staatlichen Schule 
übernommen, so beispielsweise die zweisprachige 
Matur, das Brückenangebot des 10. Schuljahrs oder 
die Tagesschule. Da Privatschulen in der Regel bes-
ser als die öffentliche Schule auf Einzelfälle einge-
hen können, bieten sie gerade für besonders leis-
tungsstarke oder -schwache, aber auch für von 
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Verband Schweizerischer Privatschulen

Für Qualität, die Schule macht
Der Begriff «Privatschule» ist im Fall des Verbands Schweizerischer Privatschulen weit 

gefasst: Da sind zum einen internationale Schulen mit weltweitem Zielpublikum, zum 

anderen die öffentliche Schule ergänzende Bildungsstätten mit alternativen päda-

gogischen Konzepten. Hinzu kommen private Anbieter auf Weiterbildungsstufe. Für ihr 

gemeinsames Ziel – günstige Rahmenbedingungen – setzt sich der Verband auf 

vielfältige Weise ein. Daniela Baumann

Von den 220 VSP-Privat-
schulen verfügt ein  
Drittel über internationale 
Ausstrahlung.
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Krankheit oder familiären Problemen 
betroffene Schüler eine ideale Alter-
native.

Zwei Kulturen – ein Verband

Vom Kindergarten, über die Volksschule, 
Gymnasien und die Berufsbildung bis 
zur höheren Berufsbildung und Fach-
hochschulen decken private Bildungs-
anbieter in der Schweiz ein breites 
Spektrum an Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten ab. 220 von ihnen sind 
Mitglied des VSP. Rund ein Drittel sind 
International Schools; mit gegen 40 Pro-
zent stammen auffallend viele Mitglie-
der aus der Westschweiz. Der Verband 
legt gemäss Markus Fischer viel Wert 
auf den Austausch zwischen den Sprach-
regionen, auch wenn diese strukturell 
unterschiedlich aufgestellt sind: In der 
lateinischen Schweiz existieren Regio-
nalverbände, während die Deutsch-
schweizer Schulen in Fachverbänden 
organisiert sind.

Auch mit Blick auf das Angebot fallen 
sprachregionale Unterschiede auf: Wäh-
rend in der Romandie die Privatschulen 
in der obligatorischen Schule und bei 
den Gymnasien stärker vertreten sind, 
haben sie in der Deutschschweiz im 
Weiterbildungsbereich mehr Gewicht. 
«Man spürt, dass in unserem Verband 
zwei verschiedene Kulturen aufeinan-
dertreffen, aber die Beziehung unter-
einander wird bei uns stark gelebt.»

Die Differenzen haben nicht zuletzt 
historische Gründe: Seit Beginn des 20. 
Jahrhunderts verfügten die Deutsch- 
und die Westschweiz über je einen ei-
genen Verband. Als im föderalistisch 
organisierten Bildungswesen der Bund 
zunehmend Kompetenzen zu überneh-
men begann, kam in der Branche das 
Bedürfnis nach einer geeinten Stimme 
auf eidgenössischer Ebene auf. Dies 
führte 1990 zur Gründung des Verbands 
Schweizerischer Privatschulen.

Öffentlichkeitsarbeit und 

Qualitätssicherung im Fokus

Der VSP verfügt über ein starkes Stand-
bein in der Öffentlichkeitsarbeit, um 
seine Mitgliedschulen im In- und Aus-
land noch bekannter zu machen. Er 
bietet ihnen verschiedene Möglichkei-
ten, sich zu präsentieren, so in den Ver-
zeichnissen «Schweizerische Privatschu-

len» und «Swiss International Schools» 
sowie auf der verbandseigenen Web-
site. Eine Beratungs- und Informations-
stelle vermittelt zwischen potenziellen 
Kunden und den Mitgliedschulen. Wei-
ter können Verbandsmitglieder von Sti-
pendien der Stiftung Schweizerischer 
Privatschulen profitieren, dank denen 
Schülerinnen und Schülern ein reduzier-
tes Schulgeld gewährt werden kann.

Darüber hinaus hat der VSP zusam-
men mit anderen Organisationen – so 
auch dem Schweizerischen Arbeitge-
berverband – das Privatschulregister 
Schweiz gegründet: Wer gewisse Krite-
rien erfüllt, wird in das Verzeichnis auf-
genommen und stellt damit seine Seri-
osität und Vertrauenswürdigkeit unter 
Beweis. «Die Qualitätssicherung hat für 
uns zentrale Bedeutung, deshalb sind 
wir da sehr aktiv», sagt Markus Fischer. 
So bedingt die VSP-Mitgliedschaft, dass 
die jeweilige Schule über ein anerkann-
tes Qualitätssicherungs-System verfügt. 
Damit fährt man gut: «Wir hatten in der 
Vergangenheit praktisch keine Quali-
tätsprobleme», so der Jurist, der den 
Verband seit dessen Gründung führt.

Politische Erfolge – und 

aktuelle Herausforderungen

Als den grössten Erfolg der letzten Jahre 
auf dem politischen Parkett bezeichnet 
Fischer die Tatsache, dass private Bil-
dungsleistungen weiterhin nicht der 
Mehrwertsteuer unterliegen. Vor Kur-
zem gelang es, einen höheren Steuer-
abzug für die berufliche Aus- und Wei-
terbildung durchzusetzen. Zudem ver - 
langt der Verband, dass der allgemein-
bildende Bildungsweg in Zukunft gleich 
hohe Abzüge erlaubt wie die Berufsbil-
dung und damit steuerpolitisch nicht 
mehr benachteiligt wird.

Zufrieden ist man mit den laufenden 
Geschäften zum Weiterbildungsgesetz, 
insbesondere der sich abzeichnenden 
Zustimmung des Parlaments zum freien 
Wettbewerb und gleich langen Spiessen 
zwischen staatlichen und privaten An-
bietern, und zur höheren Berufsbildung: 
Künftig sollen bei den Vorbereitungskur-
sen auf eidgenössische Prüfungen an-
stelle der Schulen die Kandidatinnen 
und Kandidaten finanziell unterstützt 
werden – ebenfalls im Sinne einer 
Gleichbehandlung aller Anbieter.

Mehr Bauchschmerzen verursachen den 
Bildungseinrichtungen aktuell die stei-
genden urheberrechtlichen Abgaben an 
die Verwertungsgesellschaften. «Heu te 
existieren gegen 40 verschiede  ne Tarife, 
und bei jeder technologischen Neue-
rung kommt ein weiterer hinzu», schil-
dert Markus Fischer das Problem. Den 
Kampf gegen diese zunehmenden Ab-
gaben führt der VSP Seite an Seite mit 
den kantonalen Erziehungsdirektoren. 
Man pflege auf institutioneller Eb e ne 
ein kooperatives Verhältnis mit den 
staatlichen Bildungsakteuren, wo ge-
meinsame Interessen bestünden. Zwi-
schen den Schulen ist das Verhältnis 
hingegen klar von Konkurrenz geprägt. 
Fischer stellt fest: «Der Staat schöpft 
auf den unteren Bildungsstufen immer 
mehr ab. Öffentliche Gymnasien füllen 
heute ihre freien Kapazitäten mit Schü-
lern auf, die früher eine Privatschule be-
sucht hätten.»

Um bei bildungspolitischen Anliegen 
künftig noch mehr Durchschlagskraft 
zu entfalten, hat der VSP gemeinsam 
mit den beiden anderen Privatschul-Ver-
bänden – den Katholischen Schulen 
Schweiz und der Arbeitsgemeinschaft 
der Rudolf Steiner Schulen in der 
Schweiz und Liechtenstein – unlängst 
den Verband Private Bildung Schweiz 
ins Leben gerufen. Dieser wird sich aus-
schliesslich auf die politische Tätigkeit 
konzentrieren; derzeit laufen die Auf-
bauarbeiten. 3

Gründung : 1990
Mitglieder : 220
Präsident : NR Dr. Gerhard Pfister
Generalsekretär : Markus Fischer

Kontakt

Verband Schweizerischer Privatschulen (VSP)
Hotelgasse 1
Postfach 316 
3000 Bern 7
Tel. +41 (0)31 328 40 50
info@swiss-schools.ch
www.swiss-schools.ch 
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Chères lectrices, chers lecteurs,

Notre marché du travail ressentira de 
plus en plus les effets de l’évolution 
démographique et en particulier du 
vieillissement. Ceci devrait se tradu i - 
re par une pénurie croissante de per-
sonnel qualifié dans l’économie suis- 
se. Dans ce contexte il sera crucial pour 
les entreprises d’utiliser au mieux les 
potentialités offertes par les femmes, et 
en particulier par celles qui souhai -
tent se réinsérer sur le marché du travail 
après avoir exercé les respon sabilités 
de la maternité.

Les femmes en réinsertion profession-
nelle après leur maternité peuvent 
 apporter beaucoup aux entreprises. 
Elles disposent de nombreuses com-
pétences formées par les circonstances, 
ainsi en particulier savoir s’organiser 
et faire face toutes seules aux problè-
mes qui surgissent. S’occuper d’une 
famille d’un ou de plusieurs enfants de 
manière harmonieuse revient à gérer 
souvent sous forte pression une petite 
«PME». Il s’agira donc d’utiliser au 
mieux ces qualités. Notre Dossier est 
consacré à cette thématique, en 
 par ticulier sous la plume de Gudrun 
Sander de l’Université de St. Gall.

A notre Entretien, nous avons invité 
Joseph Michel, patron de Michel 
Stores SA. Cette PME basée à Sion et 
occupant une cinquantaine d’em-

ployés allie avec succès industrie et 
artisanat pour offrir des prestations 
complètes et sur mesure dans le sec-
teur des stores et protections contre  
le soleil et les intempéries. Pour Joseph 
Michel, la clé du succès de son entre-
prise est son audace. Ajoutons que la 
formation professionnelle a toujours 
été une de ses préoccupations priori-
taires. Nous présentons également 
l’entreprise Trunz Holding dirigée par 
Remo Trunz. Cette société familiale 
basée dans le canton de St. Gall s’est 
spécialisée dans les technologies des 
métaux, les systèmes de canalisation 
d’air et des installations de traitement 
des eaux. Trunz, dont le patron a déjà 
assuré la relève est aussi une forte 
 entreprise formatrice.

Membre de l’Union patronale suisse, la 
Fédération Suisse des Écoles Privées 
regroupe nombre d’institutions d’ensei-
gnement allant du jardin d’enfants au 
gymnase et aux hautes écoles spéciali-
sées. Parmi ses 220 membres, près 
d’un tiers sont des écoles internationa-
les dont un fort contingent installé 
en Suisse romande. Markus Fischer, Se-
crétaire général de cette Fédération 
nous présente l’activité d’une branche 
passionnante.

Demain, on rase gratis! Qui n’a pas rê vé 
en plus de la gratuité des soins den-
taires? C’est en effet ce que propose 
sans ambages une initiative popu -
laire dans le canton de Vaud. Dans son 
Eclairage, Claudine Amstein analyse 
les rouages de ce projet dont la facture 
serait adressée aux employeurs et  
aux salariés …

Je vous souhaite une excellente 
 lecture! 3

Une chance pour l’avenir
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Alexandre Plassard, membre de la direction 
de l’Union patronale suisse, est responsable de 
la rédaction romande d’«Employeur Suisse».
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En termes de statistiques, plus de 50 ac-
cidents se produisent toutes les heures. 
En 2013, les assurés ont ainsi annoncé 
462 776 accidents ou maladies profes-
sionnelles à la Suva, soit un nombre re-
lativement stable: les accidents profes-

sionnels enregistrés (181 500) ont di mi - 
nué de 1,15 pour cent, et les accidents 
non professionnels (263 021) ont aug-
menté de 0,78 pour cent.

En 2013, la Suva a versé 1,27 milliard 
de francs d’indemnités journalières, soit 
une augmentation de 3,4 pour cent par 
rapport à l’exercice précédent. La du rée 
moyenne de perception des indemni-
tés journalières a augmenté de 1,9 pour 
cent.

Les soins médicaux et thérapeutiques 
des assurés ont coûté 1,15 milliard de 
francs. Les frais de traitement ont ain - 
si progressé de 12,4 pour cent. Cette 
haus se est liée à la suppression com-
plète en 2013 des contributions canto-
nales dans le domaine des tarifs station-
naires. Depuis le passage au système 
de forfait par cas SwissDRG en 2012, les 
assureurs-accidents doivent par ailleurs 
participer au financement des coûts 
d’ut i lisation des bâtiments. Enfin, un im-
portant retard de facturation de la part 

des hôpitaux contribue également à 
cette forte augmentation des frais de 
traitement stationnaires. La Suva a reçu 
les factu res de 2012 si tard que 40 pour 
cent des coûts n’ont pu être décomp-
tés qu’en 2013. La Suva met tout en 
œuvre pour maîtriser la hausse des frais 
de traitement. Elle procède ainsi tous 
les ans à la vérification manuelle et élec-
tronique d’environ 2 millions de factu-
res. Ce con trôle lui permet d’éviter de 
verser indûment près de 140 millions 
de francs annuellement. Elle lutte éga-
lement contre la fraude à l’assurance et 
contrôle environ 300 cas suspects par 
an. «La découverte d’une fraude peut 
engendrer des économies pouvant aller 
jusqu’à un demi million de francs», dé-
clare Felix Weber, membre de la Direc-
tion de la Suva et chef du département 
prestations d’assurance et réadapta-
tion. 3

www.suva.ch

Lors de ce premier sommet national de 
la formation professionnelle, les parte-
naires sociaux, les milieux de la forma-
tion et les acteurs politiques et écono-
mi ques ont discuté de l’avenir d’une 
formation professionnelle forte. Les par-
ticipants ont unanimement estimé que 
la formation professionnelle méritait 
d’être consolidée pour rester le pendant 
équivalent des voies de la formation 
générale et la garante de la formation 
de personnel qualifié dont a besoin 
notre économie. 

Pour consolider la formation profes-
sionnelle, ils ont défini les priorités sui-
vantes: les offres de la formation pro-

fessionnelle supérieure doivent être 
mieux positionnées sur le plan natio-
nal et international; la maturité profes-
sionnelle doit être développée en vue 
d’accroître encore l’attrait de la forma-
tion professionnelle; les offres de for-
mation destinées aux adultes doivent 
ouvrir de nouvelles perspectives de for-
mation et d’emploi aux personnes qui 
n’ont pas suivi d’enseignement post-
obligatoire.

Lors de ce sommet, l’Union patronale 
suisse (UPS) a souligné la nécessité d’a- 
dapter continuellement la formation 
pro fessionnelle afin de l’adapter aux be-
soins évolutifs du marché du travail. La 

réalisation de cet objectif implique une 
étroite collaboration entre les autorités, 
les employeurs et les associations pro-
fessionnelles. Le développement de la 
formation professionnelle doit aussi 
s’appuyer sur la pratique et sur les ré-
sultats issus du monitoring suisse de la 
formation. 

Pour l’UPS, la loi sur la formation pro-
fessionnelle entrée en vigu eur en 2004 
offre par ailleurs une marge de manœu-
vre suffisante pour consolider la forma-
tion professionnelle en Suis se. Ces préa-
lables sont essentiels pour faire face à la 
pénurie de main-d’œuvre qualifiée de 
plus en plus perceptible. 3

Accidents professionnels  
moins fréquents chez les assurés de la Suva
La Suva a recensé, en 2013, une diminution du nombre des accidents et maladies professionnels  

mais une hausse des indemnités journalières et des frais de traitement. 

Pour une formation professionnelle forte
Demain comme hier, la formation professionnelle doit permettre de couvrir les besoins en  

main-d’œuvre qualifiée. Les participants au premier sommet national de la formation professionnelle  

ont avalisé les futurs champs d’action prioritaires pour consolider la formation professionnelle. 

Ph
ot

o: 
Su

va

Selon la Suva, les accidents  
professionnels ont diminué en 2013.
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À première vue, l’AI a dégagé un excé-
dent réjouissant si l’on considère son 
résultat de répartition de plus de 500 
millions de francs pour 2013. Mais l’im-
pression est trompeuse: sans le finan-
cement additionnel dû au relèvement 
temporaire de la TVA jusqu’à fin 2017 et 
la prise en charge par la Confédération 
des intérêts de la dette, l’assurance-in-
validité aurait de nouveau terminé l’an-
née dans les chiffres rouges. 

La situation de l’assurance-invalidité 
devient de plus en plus critique. Depuis 

que le Parlement a enterré le deuxième 
volet (6b) de la sixième révision, pour-
tant urgente, un assainissement durable 
de l’AI paraît plus improbable que ja-
mais sans mesures d’économie supplé-
mentaires. Et cela malgré l’objectif peu 
ambitieux de ne rembourser que d’ici à 
2030 la dette de l’AI, qui avoisine tou-
jours les 14 milliards de francs.

 L’Union patronale suisse appelle le 
Conseil fédéral à prendre les mesures 
qui s’imposent. 3

Le rapport «Pénurie de personnel qua-
lifié en Suisse», réalisé sur mandat du 
Secrétariat d’Etat à l’économie (Seco), 
offre une vue d’ensemble de la deman-
 de en main-d’œuvre qualifiée dans dif-
férents champs professionnels. Environ 
36 pour cent des actifs occupés exer-
cent une profession qui est susceptible 
de connaître une pénurie de spécialis-
tes. Les domaines du management, de 
l’administration, des finances et des af-
faires juridiques, de la santé, de l’ensei-
gnement et de la culture, ainsi que de 
l’informatique et des métiers techni-

ques (domaines «MINT») présentent 
assez fréquemment des signes de pé-
nurie. Le système d’indicateurs met en 
lumière les différents aspects et formes 
de la pénurie de main-d’œuvre en Suisse 
dans tous les métiers et propose des 
pistes à explorer pour désamorcer le 
problème dans différents champs pro-
fessionnels.

L’Union patronale suisse a déjà pris 
une mesure visant à accroître la parti-
cipation des seniors au marché du tra-
vail. Il s’agit de l’initiative «Marché du 
travail 45plus». 3

Le Fonds monétaire international (FMI) 
a légèrement relevé le 8 avril 2014 sa pré-
vision de croissance pour la zone euro 
cette année, tout en mettant en garde 
contre le risque de stagnation de l’éco-
nomie et de déflation. Dans ses der-
nières prévisions économiques, le FMI 
table sur une croissance de 1,2 pour cent 
en 2014 pour la zone euro au lieu de 
1 pour cent en janvier et sur une accé-

lération à 1,5 pour cent l’an prochain. 
Si la zone euro a réussi à résoudre cer-
taines difficultés héritées de la crise, des 
risques subsistent selon le FMI. Parmi 
eux, une «reprise molle, l’inflation qui 
reste sous l’objectif de la Banque cen-
trale européenne et la fragmentation 
financière». De tous ces problèmes, le 
niveau de l’inflation est le «plus préoc-
cupant». 3 (Fondation Schuman, avril 2014)

Assainissement de l’AI : 
la situation devient critique

La pénurie de main-d’œuvre 
qualifiée déjà largement répandue 

Perspectives économiques du FMI

P E R S P E C T I V E S

Croissance en vue

Les prévisions sont favorables pour 

l’économie suisse et la conjoncture.

Le baromètre conjoncturel du Centre de re-
cherche conjoncturelle (KOF) a cédé 0,04 point 
en mars 2014 pour s’établir à 1,99 point. Il sug-
gère ainsi la persistance de perspectives favo-
rables pour l’évolution du produit intérieur 
brut (PIB) de la Suisse dans le proche avenir. 
Le recul du baromètre en mars 2014 est no-
tamment imputable aux variables reflétant le 
contexte international, suivi de l’industrie do-
mestique et de la place financière suisse. Le 
secteur hôtelier et le bâtiment ont produit des 
effets négligeables sur le baromètre conjonc-
turel. En revanche, il a été soutenu par les va-
riables liées à la consommation intérieure.

L’économie suisse affichera une croissance 
vigoureuse jusqu’à la fin de l’an prochain. Se-
lon les dernières prévisions du KOF, le produit 
intérieur brut (PIB) progressera de 2 pour cent 
cette année et de 2,1 pour cent en 2015. La 
relance de l’économie mondiale stimulera les 
exportations suisses. Il s’ensuit que les impul-
sions de croissance se transfèreront de l’éco-
nomie intérieure vers les exportations. Le KOF 
prévoit que l’approbation de l’initiative contre 
l’immigration massive aura surtout accru l’in-
certitude liée aux décisions d’investissement. 
En 2015, il se pourrait que l’activité de con-
struction soit plus modérée. 3

Baromètre conjoncturel du KOF  
et PIB

Source: KOF

Baromètre conjoncturel du KOF
PIB réel (Variation par rapport à 
l’année précédente, en %)
PIB provisoire: 2012–2013
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La volonté populaire doit être traduite 
en actes sans tarder. Il convient donc 
de ralentir l’immigration. Mais la nou-
velle disposition constitutionnelle exi-
ge aussi que les besoins de l’économie 
soient pris en considération pour pré-
server la prospérité du pays. Au sein 
d’un groupe d’experts, l’Union patrona-
 le suisse a défini à Berne les paramè tres 
d’un modèle qui permet d’appliquer le 
texte constitutionnel sans mettre en 
danger les accords bilatéraux, lesquels 
ont fait leurs preuves et garantissent 
aux entreprises et travailleurs suisses 
le libre accès au marché unique euro-
péen.

La proposition de l’Union patronale 
suisse (UPS) repose sur ces quatre élé-
ments: 

 3 La nouvelle réglementation a pour 
but de réguler l’immigration. En prin-
cipe, elle ne reconnaît comme immi-
grants que les personnes désireuses 
de s’installer en Suisse. Figure toute-
fois au cœur de la liberté fondamen-
tale «de circulation des personnes» 
la volonté de laisser chacun et cha-
cune exercer une activité lucrative sur 

tout le territoire de l’UE. A cet ég ard, 
l’accord de libre circulation et l’initia-
tive sur l’immigration de masse con-
cernent deux sujets totalement dif-
férents. 

 3 Les travailleurs étrangers au bénéfice 
d’une autorisation de courte durée 
(une année au maximum, actuels per-
mis L) ne relèvent pas non plus de ce 
statut. Par voie de conséquence, il 
faudra veiller, au niveau de l’applica-
tion, à ce qu’ils quittent la Suisse au 
terme d’une année ou fassent une 
demande d’autorisation de séjour or-
dinaire soumise à contingent (l’actuel 
permis B). 

 3 Il faut une nouvelle réglementation 
de l’autorisation de séjour ordinaire 
(permis B actuel) et du permis d’éta-
blissement (permis C). Seuls ces deux 
titres d’autorisation relèvent de l’im-
migration proprement dite et, ipso 
facto, du champ d’application de la 
nouvelle disposition constitutionnelle. 

 3 Il faut une nouvelle «autorisation ex-
ceptionnelle» (un permis P, nouveau). 
L’économie a besoin d’autorisations 
spéciales de plus d’une année pour 
certaines catégories d’actifs qui n’ont 

en principe pas l’intention de s’établir 
en Suisse. Les chercheurs, experts et 
spécialistes étrangers de haut niveau 
que nous faisons venir pour nos pro-
jets contribuent de manière détermi-
nante à notre prospérité. Ils font l’ob-
jet d’une forte demande, puisque le 
personnel autochtone équivalent fait 
souvent défaut. En règle générale, 
toutefois, ils n’acceptent de venir qu’ 
en échange d’une garantie de séjour 
de plus d’une année. Au terme de 
leur contrat ou du projet, ces étran-
gers quittent la Suisse, à l’expiration 
de leur autorisation de séjour. 

Par ailleurs, l’UPS assume ses responsa-
bilités et réitère son engagement à sou-
tenir le Conseil fédéral dans ses efforts 
pour exploiter au maximum le poten-
tiel des travailleurs indigènes (réinser-
tion des femmes, retour ou maintien 
en emploi des seniors). Le peuple veut 
aussi attribuer une priorité aux travail-
leurs du pays – et cette exigence doit 
être appliquée dans le cadre de l’immi-
gration. 3 (UPS)

Immigration 

Application de l’initiative : les 
employeurs font une proposition
Depuis l’acceptation de l’initiative populaire sur l’immigration de masse du 9 février 2014, le monde 

économique est plongé dans l’incertitude. Laquelle pourrait inciter des entreprises à émigrer et  

se traduire par des pertes d’emplois. C’est ce que l’Union patronale suisse entend éviter à tout prix 

en contribuant à clarifier la situation dans les plus brefs délais. Elle propose donc à cette fin un 

modèle d’application compatible avec l’accord de libre circulation (ALC).

Souhaitez-vous obtenir régulièrement des in formations actualisées sur des sujets

susceptibles de vous intéresser en tant qu’employeur?

Alors n’hésitez pas à vous abonner gratuitement à la

Newsletter de l’Union patronale suisse

Sur notre site web : www. employeur. ch
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C’est presque un rituel: à peine une procédure 
de consultation prend-elle fin que les médias 
en tirent péremptoirement le bilan. La réforme 
de la prévoyance vieillesse n’y a pas échappé. 
Normalement, un rapport d’évaluation du Con-
seil fédéral devrait suivre. Mais on peut en faire 
l’économie puisque l’ATS nous dit déjà ce qu’il 
faut en penser: il y a deux camps, celui des fi-
dèles du Conseil fédéral, avec les syndicats au 
premier rang, qui soutiennent le multi-pack 
vanté par le Conseiller fédéral Berset sur le mode 
du «tout ou rien» et qu’on ne saurait raisonna-
blement refuser. Et le camp des adversaires du 
Conseil fédéral, emmenés pas l’Union patro-
nale suisse (UPS), qui réclament une procédure 
fractionnées en portions digestes et respec - 
tant des priorités. Un très classique tableau en 
noir et blanc, donc. Mais au profit de qui? 

C’est très clair: si l’on veut maintenir demain les 
mêmes niveaux de rentes qu’aujourd’hui, il 
faut agir sans tarder. C’est tout aussi évident 
pour les chefs syndicalistes, même s’ils ne 
 l’admettent pas toujours publiquement. D’où 
leur profession de foi pour un gros paquet  
de mesures dans un grand emballage. Seule-
ment, que contient dans leur optique ce «pa-
quet», dont le mot fait penser aux cadeaux de 
Noël. Rien ou pas grand-chose. En tout cas 
 aucune réponse utile aux défis de l’heure. Un 
plaidoyer pour des rentes AVS accrues (petit 
coup de pouce donné au passage à leur initia-
tive populaire) et le refus d’une baisse du 

taux de conversion minimal. Je vois pâlir les re-
gards d’enfants devant l’arbre de Noël. Parce 
que le grand paquet n’en contient qu’un autre 
plus petit et sans contenu. Avec au bout une 
grande déconvenue. La même que pourrait con-
naître la Suisse avec le gros paquet de la pré-
voyance vieillesse si dans quelques années, il 
n’en restait rien ou presque.

L’Union syndicale suisse a opté une fois de plus 
pour la stratégie classique: «d’emblée refuser 
ce qui ne nous convient pas et poser nos exigen-
ces maximales». Dans les partis bourgeois et 
les milieux de l’économie aussi, cette approche 
en séduit toujours quelques-uns, qui pensent 
que le Parlement sera capable de trouver de 
bons compromis au fil de ses délibérations. 
Peut-être cela marchait-il au temps où il y avait 
des deux côtés une volonté nette d’aboutir. 
Mais les exemples qu’on nous sert sans cesse 
dans ce sens, comme celui de la 10e révision  
de l’AVS, remontent à fort loin. Depuis lors, la 
politique a changé et l’on voit les projets s’en-
liser les uns après les autres, pas seulement d’ail-
leurs dans le domaine complexe des as su ran-
ces sociales. 

Il est grand temps que les organisations faîtières 
assument leurs responsabilités et changent 
leur fusil d’épaule. L’UPS l’a fait. Elle a su avaler 
des couleuvres et proposer une solution de 
compromis. Reste à souhaiter que ce sens des 
responsabilités s’impose à tous. Sur la base  
de quoi le Conseil fédéral pourra présenter un 
message offrant une réelle chance à la réfor - 
me. Or, il ne reste pas beaucoup de temps. L’ex-
emple de la révision de la LAMal, qui a finale-
ment abouti grâce au compromis des partenai res 
sociaux, pourrait être inspirant, mais elle a 
quand même demandé dix années d’efforts le 
plus souvent infructueux. La prévoyance  
vieillesse ne dispose pas d’un temps si long. 3

Un impossible « tout ou rien »
Les syndicats soutiennent le Conseil fédéral, qui veut traiter toute 

la réforme de la prévoyance vieillesse dans un multi-pack. Question: 

que restera-t-il au bout du compte? Par Martin Kaiser
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Martin Kaiser est membre 
de la direction de l’Union 
patronale suisse.
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Monsieur Michel, quelles sont les particularités 
de votre entreprise  ?
Joseph Michel: À 20 ans, sans argent et sans for-
mation commerciale, j’avais pourtant des idées 
plein la tête. Polymécanicien de formation, j’ai sil-
lonné les chantiers de toute la Suisse comme mon-
teur de stores. Je découvre Sion à la fin des années 
quarante et rumine longtemps sur l’opportunité 
de créer ma propre entreprise. En 1961, j’ai débuté 
la pose de stores à mon compte. Le choix de lan-
cer mon affaire en Valais découle de mon affection 
particulière pour la population et la mentalité de 
cette région. Alors, la perspective de contribuer à 
l’activité économique cantonale était séduisante 
pour moi. À cette époque, poser des stores en bois 
et fabriquer des accessoires mécaniques formaient 
l’essentiel de mes revenus. Par la suite, j’ai progres-
sivement édifié un outil de production en investis-
sant dans des infrastructures. 

Quels ont été les moteurs de l’expansion de votre 
entreprise ? 
Toujours soucieux de suivre les évolutions de la 
branche, j’ai introduit graduellement et en fonc-
tion du marché de nouveaux produits dans notre 
gamme. L’aluminium a succédé aux stores en bois, 
puis ce fut l’époque des lamelles et des toiles cou-
sues. Parallèlement, le développement, dès la fin 
des années 60, de programmes informatiques per-
sonnalisés a permis de simplifier la gestion de la 
production et des livraisons en fonction des re-
quêtes du client. Michel Stores a ainsi pu amélio-
rer sa rentabilité, s’étendre, acquérir une véritable 
autonomie et offre actuellement des services in-
cluant fabrication, pose, réparation et entretien 
d’une trentaine de produits. Enregistrée en qua-

lité de SA depuis 1981, l’entreprise compte aujour-
d’hui une cinquantaine d’employés.

Au niveau des ressources humaines, avez-vous 
de la difficulté à trouver le personnel nécessaire ? 
Pas vraiment. La bonne atmosphère au sein de l’en-
treprise fidélise les employés; d’ailleurs, plusieurs 
de nos anciens apprentis sont d’actuels collabora-
teurs. Quant à nos 20 collaboratrices, elles consti-
tuent l’un des moteurs de l’entreprise et dévelop-
pent des qualités indispensables au bon fonction - 
nement de nos activités: la polyvalence, l’ouverture 
et l’habileté. Dotées d’une bonne capacité d’adap-
tation, elles occupent ainsi différents postes en 
fonction de la fluctuation de la demande. Notre 
équipe déploie un éventail de professions: nos col-
laboratrices et collaborateurs des bureaux commer-
cial et technique côtoient notamment des chefs 
de fabrication, des magasiniers, des couturières, des 
monteurs storistes, des réparateurs, etc. 

Quelle importance donnez-vous à la formation 
professionnelle ?
Depuis 35 ans, la formation professionnelle consti-
tue une de nos préoccupations prioritaires. La pro-
fession de storiste regroupe deux métiers: celui 
de monteur / installateur et celui de fa bricant /pro-
ducteur de stores. Cette conjugaison confère à la 
formation une dimension complète et polyvalente. 
Nos collaborateurs les plus expérimentés trans-
mettent ainsi à nos apprentis un savoir-faire riche 
et varié. De plus, nous avons participé activement 
à la mise en place du centre de formation romand 
par le biais de la VSR (association faîtière de la 
branche en Suisse). La commission de la forma-
tion pour la Romandie est présidée depuis peu par 
l’un de nos employés.

Quelles sont les clés de votre succès ? 
En premier lieu et sans aucun doute: l’audace. 
Quand j’ai décidé de monter mon affaire, j’aurais 
pu me cantonner à la solution la plus simple: la 

Joseph Michel, patron de Michel Stores SA à Sion

« La bonne atmosphère dans 
l’entreprise fidélise les employés»
Depuis plus de cinquante ans, l’entreprise Michel Stores conjugue industrie et arti sa nat 

pour offrir des prestations complètes et sur mesure dans le secteur des stores et 

protections contre le soleil et les intempéries. Cette pérennité, l’entreprise la doit notam-

ment à l’engagement sans limite de son fondateur, Joseph Michel. À 86 ans, il ar - 

pente quotidiennement ses locaux de la zone industrielle sédunoise. Par Agathe Seppey

« Afin de toujours rester à la  
pointe, s’adapter à l’évolution  
du marché est capital ! »
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revente de stores. J’ai pourtant choisi 
d’intégrer le secteur de la production. 
En outre, plusieurs acteurs ont permis 
à Michel Sto res d’occuper sa place ac-
tuelle sur le marché économique du 
Valais: les four nisseurs partenaires, les 
revendeurs, les architectes, les collabo-
rateurs et évidemment les clients (du 
secteur privé pour la majorité) ont été 
indispensables à notre essor. 

Quelle est la situation de votre bran-
che actuellement  ?
D’abord, dans le secteur du store, les 
entreprises sont confrontées à une con-
currence qui se fait de plus en plus vi-
rulente, en Suisse mais aussi avec l’étran-
ger. Afin de toujours rester à la pointe, 
s’adapter à l’évolution du marché est 
capital. Puis, les bouleversements clima-
tiques influent sur la profession. Depuis 
des décennies, les rayons du soleil sont 
de plus en plus difficiles à supporter et 
le danger lié à l’exposition a augmenté. 
Ces changements nous pous sent à ajus-
ter la qualité des protections contre les 
UV. Et enfin, le développement des 
stores électriques ne cesse de s’accen-
tuer, en lien avec nos préoccupations 
environnementa les: l’intégration des 
motorisations à énergie solaire dans les 

mécanismes des stores en 
est un exem ple. Au final, la 
mondialisation est deve-
nue une composante irremplaçable 
dans les conditions actuelles de la bran-
che: sans importations de matériaux de-
puis l’Europe et la Chine, une entreprise 
comme la mien ne ne peut plus rivali-
ser avec la concurrence étrangère. 

Quels ont été les projets phares  ? 
Au milieu des années soixante, nous 
avons reçu une sollicitation pour la fa-
brication de stores en PVC, mission ac-
ceptée avec joie! J’ai en effet moi-mê me 
mis sur pied un tel système de fabrica-
tion; cela a été l’occasion de tester son 
efficacité. Nous avons aussi été parmi 
les premiers à bénéficier de prototypes 
pour la soudure des toiles par ultrason. 
Dans la même lignée, lorsque nous 
avons dû renouveler une fraiseuse pour 
nos stores en bois, nous nous sommes 
adressés à la HES-SO Valais à Sion. Une 
collaboration fructueuse: l’école a dé-
veloppé en quelques mois un automate 
sur mesure. Ces innovations, conjuguées 
à un service après-vente soigné, profes-
sionnel et apprécié de nos clients ont 
stimulé notre notoriété et ainsi forgé 
notre image. Quelques-unes de nos ré-

alisations: nous avons notamment équi -
 pé les dix points de vente des boulan-
geries-confiseries Zenhäusern, le Lycée- 
Collège des Creusets et l’Ecole Profes-
sionnelle Commerciale et Artisanale à 
Sion. En cours: l’équipement avec des 
volets roulants en bois de la résidence 
hôtelière Bellevue au Rigi Kaltbad (LU). 

Comment l’avenir de l’entreprise se 
dessine-t-il  ?
Deux défis principaux touchent actuel-
lement notre entreprise. D’une part, la 
situation politique et économique est 
fragilisée par les récentes votations, ce 
qui va notamment compliquer les affai-
res valaisannes et suisses. D’autre part, 
la succession de mon entreprise me 
don ne du fil à retordre. Bien que solli-
cité par plusieurs acheteurs potentiels, 
je n’ai pas encore été en mesure de re-
mettre l’œuvre que j’ai bâtie ma vie du-
rant. Mais n’ai-je pas tout le temps ? … 3
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Joseph Michel débute sa vie professionnelle par une 
formation de polymécanicien. Par ce biais, il côtoie 
rapidement l’industrie du store. Il découvre ensuite le 
Valais à l’âge de 21 ans et y ouvre 12 ans plus tard sa 
propre entreprise. Président des Arts et Métiers de Sion 
durant plus de dix ans, il en dynamise la structure et 
œuvre, à travers le succès de Michel Stores, à créer de 
l’emploi dans le canton.

Agathe Seppey est rédactrice  
chez Cadence Conseils à Lausanne.
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Faits

A. a travaillé au service de X. depuis le 
13 novembre 2010 en qualité de casse-
rolier. Une période d’essai de trois mois 
avait été convenue. Le 19 janvier 2011, 
à la fin du quart du matin, il a voulu se 
rendre au vestiaire pour y prendre ses 
objets de valeur, mais la porte du local 
était fermée à clé. Cette dernière, dont 
les employés se partageaient l’utilisa-
tion, était introuvable: ni les collabora-
teurs présents ne la détenaient ni ceux 
qui étaient absents et auxquels la ques-
tion a été posée par téléphone. A. a alors 
cherché à forcer la porte à l’aide d’une 
lime et, ce faisant, l’a détériorée. A. n’a 
abandonné sa tentative qu’au moment 
où un représentant de X. est apparu avec 
un double de la clé. Le jour même, A. a 
été licencié avec effet immédiat, orale-
ment et par écrit.

Extraits des considérants

Licenciement avec effet immédiat

En l’espèce, il y a lieu de prendre en 
con sidération le fait que A. se trouvait 
dans son temps d’essai au moment du 
licenciement. Or, compte tenu de la briè-
veté du délai de congé caractérisant 
cette période, la licéité du renvoi sur le 
champ devait répondre à des exigences 
particulièrement élevées. D’un autre 
côté, on s’interrogera sur le point de 
savoir si le dommage à la propriété de X. 
provoqué par A. est à considérer comme 
un juste motif de renvoi immédiat. 

En particulier, on notera que A. n’a pas 
commis son acte sans raison aucune. Il 
voulait, de facto, accéder à ses objets 
de valeur (billet de tram, clé de maison, 
argent et un pullover) afin de pouvoir 
profiter pleinement de son temps libre 
pendant la longue pause accordée entre 
deux quarts. Quand bien même les me-

sures qu’il a prises étaient dispropor-
tionnées dans le cas concret et auraient 
fondamentalement justifié un licencie-
ment sans délai au-delà de la période 
d’essai, X. n’avait pas lieu de craindre 
d’autres déprédations au cours des sept 
jours de délai de congé applicables pen-
dant le temps d’essai. Aussi, on pouvait 
attendre de sa part qu’il respecte cette 
durée.

X. a fait valoir qu’auparavant, des re-
montrances avaient déjà dû être adres-
sées à A. en raison de multiples arrivées 
tardives, d’abandons de son poste de 
travail sans s’annoncer et d’attitudes un 
peu agressives. Toutefois, X. n’a pas éta-
bli qui avait donné les avertissements, 
quand et pour quelles raisons. L’absence 
de documents écrits et autres moyens 
de preuve n’a pas permis d’étayer l’ex-
istence de ces mises en garde.

Aussi, le renvoi de A. avec effet immé-
diat n’était pas justifié. Il n’y a pas lieu 
d’allouer à A. une réparation pour licen-
ciement abusif selon l’art. 337c al. 3 CO. 
La mise à pied avec effet immédiat est 
imputable pour une grande part à A. 
qui s’est rendu coupable d’un domma ge 
à la propriété. La mesure est à consi-
dérer comme injustifiée uniquement 
parce qu’elle est intervenue pendant la 
période d’essai et que le délai de congé 
était, de ce fait, très court. Dans ces cir-
constances, X. ne saurait être condam-
 né au paiement d’une réparation pour 
résiliation abusive. 

Compensation des frais  

de réparation de la porte 

L’employé répond des dommages qu’il 
cause à l’employeur intentionnellement 
ou par négligence (art. 321 e CO). A. a 
abîmé la porte du vestiaire de X. de pro-
pos délibéré, raison pour laquelle il lui 

appartient de couvrir la perte subie. Si 
l’objet détérioré peut être réparé, les 
coûts engendrés sont supportés par l’au-
teur du méfait. Et si les frais en question 
sont disproportionnés par rapport à la 
valeur résiduelle dudit objet, il s’agit 
d’une perte totale obligeant à compen-
ser les frais d’acquisition d’un objet de 
remplacement équivalent. Le dommage 
prend naissance au jour de l’incident, 
raison pour laquelle il est aussi suscep-
tible être invoqué lorsque l’objet con-
cerné n’a pas (encore) été réparé. X. a 
fait valoir un préjudice de 2297.95 francs 
ce qui est excessif. Au vu des photos de 
la porte produite par X., une réparation 
sur la base du devis de 1495.95 francs 
établi par M. paraît elle aussi exagérée 
par rapport au dommage concret. 
Comme l’offre de K. AG le montre, la 
porte – et non pas la serrure ainsi que 
l’a soutenu à tort le représentant de X. 
à l’audience – est susceptible d’être ré-
parée également en installant une pla-
que de propreté en acier inoxydable. 
Dans ce cas, les frais de réparation s’élè-
veraient à 300 francs. Si l’on tient compte 
de la diminution de valeur inéluctable 
subie après une réparation même faite 
dans les règles de l’art, on peut estimer 
le préjudice à 500 francs en tout.

En revanche, les déprédations causées 
à la serrure n’ont pas été suffisamment 
établies. Incontestablement, A. n’a pas 
réussi à faire céder la porte le 19 jan-
vier 2011, même en y mettant toutes 
ses forces. Celle-ci a été ouverte au 

Jugement

Licenciement immédiat à la suite  
d’un dommage à la propriété 
Pendant la période d’essai, qui est caractérisé par un très bref 

délai du congé, les raisons pour un renvoi sur le champ doivent 

répondre à des exigences élevées. Les frais pour la réparation 

d’un dommage à la propriété, causé par l’employé ne doivent 

pas être disproportionnés.
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moyen d’une clé par C. (comme l’em-
ployeur le prétend) ou par D. (selon les 
affirmations de A.). Par conséquent, la 
serrure fonctionnait encore après le 
dommage causé à la porte par A. Ce 
point est confirmé par un e-mail de D. 
à K. AG dans lequel il explique que la 
porte se fermait encore sans difficulté. 
On retiendra comme autre indice à cet 
égard le fait que X. ait sollicité deux 
devis de réparation de la porte et que 
ni l’un ni l’autre ne mentionne la répa-
ration ou le remplacement de la serrure. 
En outre, la mise à disposition ininter-
rompue du vestiaire pour les employés 
désireux d’y déposer leurs objets de va-
leur malgré l’absence de réparation de 
la porte donne à penser que cette der-
nière peut encore être fermée à clé. En-
fin, aucun dommage à la serrure elle-
même n’apparaît sur les photos pro - 
duites par X. Aussi, il y a lieu d’admet-
tre que la serrure a continué de fonc-
tionner.

Au vu de ce qui précède, une somme 
de 500 francs doit être allouée au titre 
de créance compensatoire pour la re-
mise en état de la serrure et le camou-
flage des dommages causé au bois se-
lon l’offre de K. AG ainsi que pour la 
perte de valeur de la porte.

Recueil de jugements du Tribunal  
des Prud’hommes de Zurich,  
(décision AN110011 du 17 avril 2012) 
(Traduit de l’allemand)
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Discrimination liée à l’âge 

Un licenciement effectué dans les règles lorsque le travailleur at teint 

l’âge de la retraite n’est pas abusif. Le fait de fixer des limites d’âge 

vise, aussi selon la Cour de justice de l’Union euro péenne, à pour-

suiv re un «objectif légitime de politique sociale» consistant à créer  

une structure d’âge équilibrée et à encourager l’intégration pro fes-

sionnelle des jeunes travailleurs afin de favoriser la répar tition de 

l’emploi entre les géné rations. 

Faits 

A. a travaillé depuis octobre 1988 en tant 
que professeur à temps partiel spécia-
lisé pour l’enseignement du droit au 
sein de l’ETS «Institut P.» Cette école 
d’ingénieurs a ensuite changé plusieurs 
fois d’entité, la dernière étant la «Fon-
dation B.» (jusqu’au 31 décembre 2011). 
Le 1er janvier 2012, l’établissement sco-
laire privé B. devait être rattaché à «Y.»; 
il porte le nouveau nom «Y.» depuis le 
13 juillet 2012.

Dans un courrier commun de B. et de 
Y. daté du 9 mai 2011, A. a été informé 
qu’en raison de sa charge d’enseigne-
ment inférieure à 20 pour cent, il avait 
été classé dans la catégorie de person-
nel «A indemniser au cas par cas», et 
que les personnes de cette catégorie 
seraient informées par écrit entre juin 
et août 2011 de leur future affectation.

Par un deuxième courrier en date du 
11 mai 2011, B. a notifié à A. que leurs 
rapports de travail prendraient fin le 
15 août 2011. Au moment du licencie-
ment, A. était âgé de 70 ans.

Extraits des considérants 

3.1 Sur la base de l’ATF 136 III 552, le 
recourant fait valoir que son licencie-
ment, compte tenu de son âge et des 
conditions d’embauche au sein de Y., 
constitue un contournement de l’art. 333 
CO. Selon lui, ce contournement est no-
tamment attesté par le fait que son 
poste de travail n’a pas été supprimé 
mais attribué à une nouvelle personne. 
Ainsi, il affirme que son poste a été oc-
cupé par une nouvelle chargée de cours 
dès la date de son licenciement, et que 
la première instance ne justifie pas pour-
quoi il est «dans la nature des choses» 
de ne pas y voir de contournement de 

la loi. Selon le recourant, son âge seul 
ne saurait suffire pour déclarer que son 
licenciement, intervenu dans le con tex te 
d’un transfert d’entreprise, ne constitue 
pas un contournement de l’art. 333 CO. 
En outre, le recourant estime qu’une 
non-application dudit article du fait de 
son âge viole le principe de non-discri-
mination de l’art. 8, al. 2, Cst.

Par ailleurs, le recourant considère qu’ 
un licenciement motivé par l’âge est en 
soi déjà abusif, dans la mesure où le 
congé est, dans ce cas, donné pour une 
raison inhérente à la personnalité du 
travailleur au sens de l’art. 336, let. a, CO. 
Pendant des années, son âge n’a jamais 
été sujet à discussion; il dit ainsi avoir 
été employé durant de nombreuses an-
nées sans qu’il soit question d’une sup-
posée «limite d’âge». Ce n’est qu’avec 
le transfert de l’entreprise que son âge 
est soudain devenu un problème, et 
c’est à ses yeux en cela que son licen-
ciement est abusif et représente un con-
tournement de l’art. 333 CO. 

3.3 A. était recruté par l’établissement 
Y. systématiquement (et uniquement) 
pour la durée d’un semestre scolaire en 
tant que professeur à temps partiel 
spécialisé; son contrat d’embauche pré-
voyait que les rapports de travail se pro-
longeaient automatiquement de la du-
rée d’un semestre dès lors qu’aucune 
des parties ne le résiliait avant le 15 fé-
vrier ou le 15 août. Par son courrier du 
11 mai 2011, l’intimé a résilié les rapports 
de travail avec A. dans les règles avec 
une prise d’effet au 15 août 2011 ou, le 
cas échéant, à la fin du semestre sco-
laire prévu dans le contrat de travail du 
3 / 8 octobre 1988. (…) L’arrêt faisant l’ob-
jet du présent recours ne précise pas 
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que A. a été licencié parce que, «en rai-
son du transfert d’entreprise», il était 
impossible de continuer à l’employer. 
La première instance a au contraire re-
tenu que, «comme l’indiquait le cour-
rier de licenciement, le plaignant, alors 
âgé de 70 ans, avait été licencié parce 
qu’il avait atteint depuis longtemps l’âge 
de la retraite, parce qu’un engagement 
de droit public était exclu à compter du 
1er janvier 2012, et parce qu’un engage-
ment de droit privé ne pouvait être en-
visagé pour des raisons d’égalité de trai-
tement avec les titulaires d’un contrat 
de droit public». Il en résulte par consé-
quent que le véritable motif du licen-
ciement était bien l’âge de A.

3.4 La résiliation des rapports de tra-
vail par l’intimé a ainsi objectivement 
été motivée par l’âge de A. Un licencie-
ment effectué dans les règles lorsque 
le travailleur atteint l’âge de la retrai te – 
sous réserve de circonstances particu-
lières – n’est pas abusif. En considérant 
ce licenciement comme une discrimi-
nation liée à son âge (art. 8, al. 2, Cst.), 
A. omet que, dans les rapports de tra-
vail de droit privé, il ne peut pas invo-
quer directement ce droit fondamen-
tal. Notons par ailleurs que la Cour de 
justice de l’Union européenne, souvent 
appelée à déterminer, sur la base de la 
Directive 2000 / 78, y compris dans le ca-
dre de rapports de travail relevant du 
droit privé, si le fait de fixer un âge li-
mite constituait une discrimination liée 
à l’âge, a jugé à plusieurs reprises que 
de telles réglementations poursuivaient 
un «objectif légitime de politique so-
ciale» consistant à créer une structure 
d’âge équilibrée et à encourager l’inté-
gration professionnelle des jeunes tra-
vailleurs afin de favoriser la répartition 
de l’emploi entre les générations. La 
Cour de justice a ainsi estimé qu’il n’y 
avait pas de discrimination. 
 

Arrêt du Tribunal fédéral suisse,
17 février 2014 (4A_399 / 2013)
(Traduit de l’allemand)

Jugement

Supplément pour travail  
de nuit effectué volontairement 
Le fait qu’un employeur tolère que ses collaborateurs travaillent de 

nuit le place dans l’obligation de payer la majoration prévue, 

même s’il n’a pas imposé le travail de nuit à son personnel, car les 

astreintes liées au travail de nuit restent les mêmes. L’employeur 

ne doit pas se contenter de déclarer qu’il ne veut pas que ses col-

la borateurs travaillent la nuit; il doit aussi faire respecter son 

interdiction. 

Faits

Le Tribunal cantonal a débouté A. de sa 
demande concernant le versement de 
la majoration pour travail de nuit car il 
a estimé que la société Y. SA avait plu-
sieurs fois rappelé à l’ordre ses emplo-
yés sur la question du travail de nuit et, 
ce faisant, ne l’avait pas imposé. Le Tri-
bunal cantonal en a déduit que la so-
ciété n’était donc pas tenue de payer 
de majoration de salaire.

Extraits des considérants

4.1 A. s’appuie sur les déclarations d’un 
témoin indiquant que la société Y. SA 
était heureuse de ce que ses employés 
travaillent plus longtemps. Aux dires 
d’un autre témoin, plusieurs employés 
auraient déjà travaillé à 4 h du matin. 
Un troisième témoin aurait confirmé 
qu’il était déjà arrivé à la plupart des 
employés de commencer le travail à 
5 h du matin et de le terminer à 22 h ou 
23 h. Certains collaborateurs auraient 
même été sommés par téléphone de 
revenir au travail après avoir effectué 
des heures supplémentaires. A. fait va-
loir qu’il n’est pas le seul à avoir com-
mencé son travail systématiquement 
avant 6 h du matin et qu’Y. SA n’a jamais 
trouvé à y redire. Y. SA dit n’avoir pris 
conscience de l’obligation de rémuné-
rer le travail de nuit par un supplément 
de salaire de 50 pour cent seulement 
suite aux revendications de deux de ses 
employés. A partir de ce moment, elle a 

demandé à A. de ne plus venir travailler 
avant 5 h du matin. A. explique que l’af-
firmation selon laquelle il aurait été plu-
sieurs fois rappelé à l’ordre éma ne de 
trois membres de la direction de l’en-
treprise qui ne sont pas impartiaux. Son 
supérieur se serait contenté de dire que 
A. avait parfois commencé à travailler 
avant 6 h de son propre chef. Or, ni la 
loi sur le travail, ni la CCNT ne prévoient 
l’exemption de majoration du tra vail de 
nuit lorsque ce dernier est effectué sur 
une base volontaire. 

4.2 Le fait que Y. SA soit heureuse de 
ce que ses employés travail lent plus 
longtemps ne signifie pas qu’elle leur 
ait imposé de travailler de nuit. En re-
vanche, le fait de téléphoner aux em-
ployés pour les sommer de revenir au 
travail après les heures supplémentai-
res effectuées est bien constitutif d’un 
ordre. Cependant cette affirmation ne 
concerne manifestement pas le début 
de la journée de travail. A. n’est ainsi pas 
en mesure d’infirmer le fait, preuves à 
l’appui, que manifestement le travail de 
nuit n’était pas imposé, mais effectué 
volontairement. La déclaration du su-
périeur de A., rapportée par ce dernier 
et indiquant que celui-ci avait agi «de 
son propre chef», va également en ce 
sens. Il convient donc d’examiner si cette 
circonstance déboute le demandeur de 
ses revendications comme le concluent 
les instances cantonales. 

www.employeur.ch
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4.2.1 En vertu de l’art. 10, al. 1 LTr, il y a 
travail de jour entre 6 heures et 20 heu-
res, et travail du soir entre 20 heures et 
23 heures. Ni l’un ni l’autre ne sont sou-
mis à autorisation. L’occupation des tra-
vailleurs est en revanche interdite en 
dehors des limites du travail de jour et 
du travail du soir de l’entreprise (travail 
de nuit; art. 16 LTr). Les dérogations à 
l’interdiction de travailler la nuit sont 
soumises à autorisation (art. 17, al. 1 LTr). 
En particulier, le travail de nuit régulier 
ne peut être autorisé que s’il s’avère in-
dispensable pour des raisons techni-
ques ou économiques (art. 17, al. 2 LTr). 
La loi sur le travail vise à protéger les 
travailleurs, notamment sur le plan des 
relations sociales et de la santé. Les dis-
positions relatives au travail de nuit et 
au travail de nuit régulier ont ainsi pour 

objectif premier d’éviter au travailleur 
des troubles de la santé ainsi que des 
contraintes excessives pour la vie fa-
miliale et sociale. Si la loi sur le travail 
dispose que le travailleur ne peut être 
affecté au travail de nuit sans son con-
sentement (art. 17, al. 6 LTr), elle n’en 
fait pas la seule condition de son auto-
risation. La protection des travailleurs 
serait en effet notablement affaiblie s’il 
était possible de la contourner à tout 
moment par un consentement indivi-
duel ou collectif, d’autant plus que les 
travailleurs peuvent parfois subir une 
pression considérable de la part de l’em-
ployeur ou des autres travailleurs. La ma-
joration de salaire prévue par l’art. 17b 
LTr est par ailleurs également due lors-
que l’entreprise n’a pas obtenu l’autori-
sation requise pour le travail de nuit. 

4.2.2 Même si l’employeur n’a pas don-
né l’ordre de travailler de nuit, les con-
séquences néfastes d’un tel travail se 
font bel et bien sentir. Lorsque l’activité 
de l’entreprise ne le requiert pas, les 
employés ne doivent pas travailler de 
nuit (même sur une base volontaire). Si 
le travailleur effectue régulièrement un 
travail de nuit au vu et au su de l’em-
ployeur, il peut prétendre aux compen-
sations prévues par la loi ou par la CCNT 
même si l’employeur n’a pas exigé qu’il 
travaille de nuit. Reste à déterminer si 
le travailleur a droit à la majoration de 
salaire quand il travaille de nuit malgré 
l’interdiction expresse de l’employeur. 
La question se pose uniquement pour 
la période suivant l’interdiction ou le rap-
pel à l’ordre de l’employeur, et à condi-
tion que cette interdiction n’ait pas été 
seulement prononcée pour la forme, 
mais qu’elle se soit accompagnée de 
mesures pour la faire respecter. L’em-
ployeur ne peut refuser de payer les 
suppléments pour le travail de nuit lor-
squ’il le tolère dans les faits en dépit 
d’un rappel à l’ordre. (…) Même si l’on 
suppose que des consignes ou des rap-
pels à l’ordre ont été émis dès le début, 
le fait que leur non-respect n’ait entraî - 
 né aucune réaction de la part de l’em-
ployeur signifie que celui-ci a effective-
ment toléré le travail de nuit malgré son 
avertissement formel. Par conséquent, 
il est tenu de s’acquitter de la majora-
tion due pour le travail de nuit. 
 
Arrêt du Tribunal fédéral suisse, 
19 décembre 2013 (4A_434 / 2013) 
(Traduit de l’allemand)

Commande: 

bestellungen@arbeitgeber.ch 

www.employeur.ch  

Téléphone: +41 (0)44 421 17 17

Peut-on licencier un employés actif au sein de la commission du personnel pour raisons économiques?
Par quel moyen et comment une attestation de prévoyance professionnelle doit être remise à l’employé? 
Vous trouverez les réponses à ces questions dans le

JU-TRAV 2013 
Recueil de jugements du droit du travail

L’instrument idéal pour les juristes et les responsables 
du personnel confrontés aux questions du droit du travail.
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Lorsque des femmes bien formées ne 
reviennent pas à leur profession après 
un congé parental prolongé, c’est un 
problème à la fois économique et so-
ciétal. Sur le plan macroéconomique, 
c’est une perte de précieuses ressources 
pour notre société, tandis que sociale-
ment, cela signifie que ces fem mes ne 
pourront tirer profit d’une évolution 
de carrière et auront une retraite amoin-
drie, puis qu’elles n’auront pas pu se 
constituer une rente suffisante. 

Notre société ne cesse de vieillir et 
notre système social ne peut plus être 
financé sur la base de l’actuel partage 
traditionnel des rôles. Parallèlement, les 
capacités d’un nombre croissant de 
femmes, pourtant de mieux en mieux 
formées, sont souvent ignorées par le 
marché du travail malgré une pénurie 
de personnel qualifié. C’est ainsi que 
10 pour cent environ des femmes entre 
30 et 45 ans possèdent un diplôme ter-
tiaire et n’ont pas d’activité profession-
nelle. S’y ajoutent un nombre important 
de femmes très qualifiées qui sont oc-
cupées à de petites tâches très au-des-
sous de leurs qualifications. 

La tripartition classique linéaire: en-
fance  /  jeunesse, activité professionnelle 
ou foyer/éducation des en fants, puis 
retraite, se dilue toujours plus. Ce mo-
dèle est souvent remplacé dans la vie 
par des opportunités permettant de 
prendre un nouveau départ – de plus 
en plus aussi pour les femmes entre 35 
et 50 ans. Une femme de 45 ans a plus 
de 15 ans de vie professionnelle devant 
elle et toutes les raisons de vouloir re-
lever un défi professionnel dans une 
activité gratifiante et d’améliorer en 
même temps sa future retraite. 

Qualifications clés variées 

De plus, les femmes en réinsertion pro-
fessionnelle offrent des atouts concrets 
dont toutes les entreprises ne sont pas 
forcément conscientes: la planification 
familiale est derrière elles, les collabo-
ratrices de retour dans le monde du 
travail sont très motivées et demeurent 
le plus souvent fidèles à l’entreprise, 
con trairement aux jeunes diplômés qui 

changent généralement de poste après 
deux à trois ans. De plus, ces femmes 
possèdent des compétences appréciées 
des entreprises: aptitudes à la commu-
nication et à la gestion de conflits, ta-
lents d’organisatrices, expérience des 
réseaux et fiabilité, etc. A côté de ces 
qualifications, elles occupent souvent 
bénévolement des fonctions de respon-
sables. 

Femmes en réinsertion professionnelle – un potentiel négligé 

Exploiter les ressources  
de la gent féminine 
Les effets de l’évolution démographique vont se faire sentir de plus en plus sur le marché du travail, 

sous la forme d’une raréfaction du personnel spécialisé et de dirigeants dans l’économie suisse.  

Or, à ce jour, les potentialités offertes par les femmes ne sont pas suffi samment utilisées. Cette situ-

ation devrait changer dans les années à venir, puisque celles d’entre elles qui sont très bien  

formées présentent un intérêt considérable pour de nombreuses entreprises. Par Gudrun Sander
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Gudrun Sander est responsable du programme de certification «Women Back to Business»  
de l’Université de St-Gall.
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Plus que chez des débutants, cet acquis 
les aide à rester sereines dans des si-
tuations délicates. Nombre de femmes 
ayant une bonne formation peuvent, 
grâce à leurs expériences et à leur ré-
seau, diriger efficacement des pro jets 
complexes. Elles sont donc pri ses au sé-
rieux et appréciées, par leurs équipes 
comme par la clientèle. 

Pour les nombreuses femmes qui ne 
peuvent plus exercer leur profession 
après une longue période consacrée à 
la famille, il existe tout de même un 
choix d’emplois passionnants où elles 
peuvent déployer leurs compétences 
et où leur expérience de vie est un réel 
atout. Cela se vérifie dans toutes les ac-
tivités qui exigent de bonnes aptitudes 
ou compétences, par exemple celles de 
responsable de projet ou de conseillère 
à la clientèle. 

Comment se fait-il que l’on mette si 
peu à profit ce potentiel? Beaucoup 
d’em ployeurs ont encore des réticences. 
Souvent leurs attentes ne coïncident 
pas avec celles des employées qui re-
mettent le pied à l’étrier, par exemple 
sur la flexibilité des horaires de travail, 
le cahier des charges et d’autres quali-
fications. Il faut donc commencer par 
rapprocher les positions.

Une femme titulaire de deux diplô-
mes, qui a été active en politique et s’est 
consacrée quelques années à sa fami lle 

est sous-employée dans une activité 
non-qualifiée à temps partiel. De plus, 
ses compétences ne sont souvent pas 
mises au premier plan, alors que le re-
cruteur pointe surtout du doigt des con-
naissances manquantes ou obsolètes sur 
la spécialité, la branche ou le marché. 

On demande employeurs 

favorables à la famille 

Les jobs qualifiés pour celles qui retour-
nent à la vie active diffèrent de ceux 
destinés aux jeunes en fin d’études. Les 
premières sont seulement une minorité 
à chercher un emploi à plein-temps, 
mais elles souhaitent une activité exige-
ante qui offre des conditions de travail 
flexibles et compatibles avec la famille. 
De plus, leur flexibilité géographique et 
horaire est (encore) limitée. Leurs ca-
pacités sont cependant aussi impor-
tan tes que chez les jeunes à «fort po-
tentiel». 

Par ailleurs, les incitations sont très 
diverses, notamment chez les femmes 
très bien formées qui ne veulent pas 
retravailler uniquement pour des mo-
tifs économiques. Pour elles, ce qui 
compte avant tout est une activité exi-
geante et motivante, une grande flexi-
bilité du poste, une bonne équipe et la 
liberté d’organisation. La réinsertion 
n’est pas, pour la majorité des femmes, 
un événement ponctuel, mais un pro-

cessus qui s’étend sur plusieurs années. 
Des modèles souples et créatifs d’inser-
tion ainsi qu’un soutien efficace sont 
donc nécessaires. Cette voie est déjà 

proposée par quelques sociétés aux 
Etats-Unis et en Allemagne grâce aux 
«returnships», stages personnalisés des-
tinés à celles et ceux qui reprennent une 
activité ou veulent se reconvertir. 

Les entreprises  

en profitent aussi 

Le monde politique voit clairement ici 
une mission pour l’économie suisse. Pour 
la Conseillère fédérale Doris Leuthard, 
«ce sont les entreprises qui sont les pre-
mières à profiter de l’intégration des 
femmes dans l’économie suisse. Il est 
donc essentiel qu’elle s’adaptent aux 
besoins des collaborateurs en matière 
d’obligations familiales.»

Quelques entreprises s’emploient déjà 
à mieux intégrer les femmes qui repren-
nent une activité. Et les premiers succès 
sont là: la part des femmes dans ces 
sociétés croît de manière continue, 
même si l’évolution est lente. Les fem-
mes aux postes de direction sont plus 
nombreuses et le pourcentage de celles 
qui reprennent leur emploi après une 
naissance augmente. 

Pour pouvoir affronter la concurren - 
ce internationale, la Suisse doit utiliser 
toutes ses ressources – surtout celles 
des femmes bien formées qui repren-
nent une activité. La création de condi-
tions-cadres politiques et sociétales fa-
vorables, tels le développement de 
l’offre d’accueil pour les enfants ainsi 
que des modifications dans le système 
fiscal et de rentes, fait partie des mesures 
essentielles dans ce sens, tout comme 
un changement de culture (d’entreprise) 
et la promotion ciblée de femmes mo-
tivées. 3

Une offre spécifique de formation continue  
et des portraits passionnants 

L’Université de St-Gall a développé une offre de formation continue spéciale-
ment adaptée à la situation des femmes en réinsertion professionnelle, offre 
appelée «Women Back to Business». En plus d’une formation continue spécia-
lisée dans tous les domaines importants du management, celles qui renouent 
avec le monde du travail y suivent des séances de coaching pour  retrouver 
leur compétitivité sur le marché de l’emploi. Car le manque de con fiance en 
soi et une estimation en partie irréaliste de leurs propres compétences sont 
souvent des obstacles majeurs à une candidature réussie. 

La publication de l’Université de St-Gall «Mutmacherinnen – zehn Erfolgs-
geschichten gelungener Wiedereinstiege» disponsible seulement en allemand, 
dresse le portrait de dix femmes ayant brillamment réussi leur réinsertion 
professionnelle. 3 www.es.unisg.ch  /  wbb 

Autres programmes offerts par les universités de Lausanne et Genève:
www.unige.ch / formev/ formation.html

www.formation-continue-unil-epfl.ch /

« Des modèles 
souples et créatifs 
d’insertion ainsi 
qu’un soutien effica - 
ce sont nécessaires. »
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Des études en économie d’entreprise, 
l’entrée dans la vie active auprès d’une 
grande banque, l’accession à un poste 
de responsabilités au sein d’une petite 
banque privée: voilà le démarrage type 
d’une carrière professionnelle. Sauf que 
pour les femmes, celle-ci s’interrompt 
souvent abruptement au moment de 
fonder une famille. Après une pause 
familiale qui dure parfois plusieurs an-
nées, la question d’un retour à la vie 
professionnelle se pose généralement 
pour les mères. Ce fut le cas pour Patricia 
Widmer qui s’était éloignée du monde 
du travail neuf années durant pour s’oc-
cuper de ses enfants et s’engager bé-
névolement au service de diverses or-
ganisations.

Loin d’un choix délibéré

En réalité, lorsqu’elle attend son premier 
enfant en 2004, Patricia Widmer ne sou-
haite pas arrêter de travailler. «J’avais 
toujours imaginé que je resterais active 
professionnellement. Ce sont les circons-
tances qui m’ont imposé d’interrompre 
mon parcours professionnel au profit 
de la vie de famille», explique la jeune 
quadra à propos de la voie choisie dix 
ans plus tôt. A l’époque, elle et son mari 
décident de séjourner aux Etats-Unis le 
temps que celui-ci passe un MBA. Avec 
une fillette en bas âge et un deuxième 
enfant en route, le couple ne tente 
même pas d’obtenir un second visa de 
travail ou d’études. Patricia Widmer sait 
qu’il sera difficile pour elle de quitter 
complètement la vie active. Arrivée sur 
place, elle s’engage alors auprès d’or-
ganismes d’utilité publique. «Tout cela 
était passionnant et m’apportait un 
équilibre bienvenu avec les enfants et 
le travail à la maison.»

Elle ne regrette pas d’avoir renoncé à 
un emploi lucratif pendant cette pé-
rio de: «J’ai adoré cette période de ma 
vie et la liberté qu’elle m’offrait». Ce 
séjour à l’étranger s’est révélé d’ailleurs 
une ex périence si gratifiante pour elle 
comme pour toute sa famille que les 
deux années prévues au départ en sont 
finalement devenues quatre, pour être 
suivies de trois années supplémentai-
res passées en Allemagne. Bien qu’il 

eût été facile d’obtenir un permis de 
travail allemand, Patricia Widmer y a 
renoncé: «Il est particulièrement diffi-
cile de con cilier vie de famille et vie 
professionnelle dans un environnement 
complètement nouveau et lorsque la 
mère n’est pas connectée à un réseau 
existant. Sans appui, si un enfant tom - 
be malade ou qu’il n’y a pas école, elle 
se retrouve complètement seule pour 
gé rer la situation.» Voilà pourquoi Patri-
cia Widmer a décidé de reporter son 
retour à la vie active à son retour en 
Suisse.

Retour réussi  

grâce au réseautage

La banquière au bénéfice d’un diplôme 
universitaire et de huit années d’expé-
rience – d’abord parallèlement à ses 
études puis à plein temps – a toujours 
su qu’elle retrouverait tôt ou tard un 
emploi. La question était plutôt de sa-
voir s’il serait aisé ou non de concilier 
sa vie de maman avec un travail à l’ex-

térieur. Patricia Widmer se met donc en 
quête d’un emploi, tout en réactivant 
son réseau professionnel. Et grâce à lui, 
elle renoue plus vite que prévu avec le 
monde du travail. Elle envisage néan-
moins la vie professionnelle avec prag-
matisme: «Je savais que je ne pouvais 
guère avoir de grandes attentes.» Mais 
elle a tout de même des exigences, es-
timant par exemple que le travail en 
question doit correspondre à ses qua-
lifications et lui apporter quelque chose 
à titre personnel. «Pour une mère, tra-
vailler implique un déploiement consi-
dérable en termes de logistique et d’or-
ganisation et l’activité professionnelle 
doit être suffisamment satisfaisante 
pour en valoir la peine», estime-t-elle.

Sur le temps de travail, Patricia Widmer 
a eu d’emblée des idées claires: 50 pour 
cent au maximum. «Le changement me 
paraissait suffisamment important pour 
moi et pour ma famille». Mais les cho-
ses allaient se présenter différemment: 
elle prit contact avec une banque pri-
vée à Zurich, sans savoir que celle-ci 
cherchait bien à pourvoir un poste, mais 
à 100 pour cent. Les parties ont trouvé 
un terrain d’entente: «J’ai accep té un 
poste à 70 pour cent qui n’a pas tardé à 
être porté à 80 pour cent. A la condi-
tion toutefois que ma présence au bu-
reau soit limitée à trois jours par semai - 
ne, le reste de mon travail étant prévu 
à domicile». C’est ainsi que Mme Wid-
mer décrit le compromis négocié. Son 
supérieur hiérarchique a heureusement 
bien compris son désir de gérer son 
temps de travail avec souplesse. 

La famille doit jouer le jeu 

Outre un employeur arrangeant, Patri-
cia Widmer a également pu trouver une 

Portrait de Patricia Widmer

« Le réseau, un allié indispensable »
Après une pause familiale de plusieurs années, Patricia Widmer souhaitait ardemment reprendre une 

activité professionnelle. C’est ainsi qu’elle a trouvé – plus vite que prévu – un emploi de conseillère  

à la clientèle et de responsable RH dans une banque. Au-delà de son retour réussi à la vie active, cette 

mère de deux enfants de 8 et 10 ans en est convaincue: si l’économie entend à l’avenir tirer un 

meilleur parti des femmes très qualifiées dans notre pays, les employeurs doivent offrir davantage 

de modèles de travail flexibles. Par Daniela Baumann

« Nous manquons  
de confiance en nous 
après un arrêt ! »
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formation continue qui a facilité sa ré-
intégration. Ne sachant à quel rythme 
sa recherche d’emploi allait aboutir, elle 
s’est mise en parallèle à rafraîchir ses 
connaissances en management. Elle a 
pu tirer profit du cours «Women Back 
to Business» de l’Université de Saint-Gall, 
sanctionné par un certificat (cf. encadré 
p. 47) qui lui a apporté des connais-
sances professionnelles. «Le coaching, 
la présentation devant un public et les 
échanges avec d’autres femmes en ré-
insertion m’ ont redonné confiance en 
vue d’un processus de can didature». 
Entretemps, elle a suivi tous les mo-
dules de cours. Il ne lui reste plus qu’à 
présenter son travail final. 

La mère de deux enfants relève l’im-
portance de la participation de la fa-
mille aux efforts de réinsertion. «Mon 
mari me soutient beaucoup. Il peut tra-
vailler un jour par semaine à la maison 
et organiser son travail de manière 
flex ible.»

A-t-elle fait des expériences qui ont 
freiné ce mouvement de retour à l’em-
ploi? La réponse de Patricia Widmer 
peut surprendre: «C’est la plupart du 
temps nous autres femmes qui sommes 
le plus grand obstacle à nous-mêmes. 
Nous manquons de confiance en nous 
après un arrêt». Elle a en outre relevé 
un danger au cours du processus d’en-
gagement, surtout dans les grandes 
entreprises: que les personnes souhai-

tant se réinsérer soient immédiatement 
éliminées et n’aient aucune chance de 
se présenter. Si les démarches vont jus-
qu’à l’entretien d’embauche, c’est sou-
vent le désir de flexibilité et de temps 
partiel qui est à l’origine du blocage. 
«Les postes qui nécessitent des qualifi-
cations élevées sont la plupart du temps 
annoncés à 100 pour cent.»

Dans ses entretiens d’embauche, on 
lui a sou vent demandé si elle réussi-
rait le raccordement à la vie profes-
sionnelle après dix ans d’interruption. 
Elle pense qu’il est possible de «rattra-
per l’évolution survenue dans un do-
maine spécialisé, mais aussi la TI. En re-
vanche, la personnalité, la motivation, 
l’enthousiasme et le rendement d’une 
personne qui revient au travail sont des 
éléments qui ne relèvent pas de l’ap-
prentissage». Elle est toujours étonnée 
elle-même de la rapidité avec laquelle 
elle a repris pied dans le monde de la 
banque. 

Ne pas se laisser décourager

Forte de ses propres expériences, Patri-
cia Widmer recommande aux femmes 
qui souhaitent se réinsérer d’en faire un 
thème de discussion en famille et de 
bien réfléchir à la manière de répartir 
les différentes tâches à l’avenir. «Il est 
normal que, lors de l’entretien d’enga-
gement, l’employeur potentiel cherche 
à savoir si la prise en charge des enfants 

sera assurée et si elle est durablement 
garantie». Il est aussi important de ne 
pas se concentrer sur les postes annon-
cés, mais de recourir parallèlement aux 
contacts personnels. Il ne faut pas se 
laisser décourager à la moindre décon-
venue. Mme Widmer sait de quoi elle 
parle. «J’ai aussi essuyé des refus. Lors-
que j’étais mère à plein temps avec des 
activités bénévoles, j’avais l’impression 
que tout le monde était bien inten-
tion né à mon égard et était heureux 
de mon engagement. C’était donc dur 
au début de se sentir rejetée». En son-
ge ant à sa famille, la mère très portée 
sur la pâtisserie livre une réflexion: 
«Lors qu’un emploi s’ajoute au rôle de 
mère, il faut lâcher certaines activités à 
la maison.»

La flexibilité s’impose

Et les employeurs? Là, Patricia Widmer 
considère l’ouverture à la flexibilité et 
aux modèles de travail à temps partiel 
comme une nécessité. «Une nouvelle 
venue sur le marché du travail a besoin 
d’avoir un employeur qui lui fasse con-
fiance et qui accepte l’idée que le tra-
vail est tout aussi bien fait si l’on est ab-
sente deux jours par semaine.» Mais les 
hommes devraient eux aussi pouvoir tra-
vailler davantage à temps partiel, pour 
mieux soutenir leurs épouses dans les 
activités familiales et favoriser ainsi leur 
réinsertion. 3 
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«Lorsqu’un emploi s’ajoute au rôle de mère, il faut lâcher certaines activités à la maison», confie Patricia Widmer. 
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Quel potentiel les femmes offrent-elles 
pour le marché du travail suisse? Com-
bien de femmes renoncent-elles, en 
tout ou partie, à leur emploi pour des 
raisons familiales ou de maternité par 
exemple? Combien souhaitent-elles, 
après une pause plus ou moins longue, 
reprendre leur activité professionnelle 
ou en commencer une autre? Autant 
de questions intéressantes auxquelles 
aucune statistique ne peut répondre, 
faute de chiffres.

Néanmoins, on ne manque pas d’élé-
ments indiquant qu’il y a beaucoup de 
femmes dont le potentiel n’est pas plei-
nement mis à profit sur le marché du 
travail et qui, compte tenu de leurs ca-
pacités et niveau de formation, seraient 
parfaitement disposées à faire carrière. 
Valable pour les femmes en général, 
cette remarque s’applique aussi à celles 
qui souhaitent reprendre une activité 
professionnelle. A cet égard, Gudrun 
Sander de l’Université de St-Gall (voir 
article en page 46) constate avec d’au-
tres experts que la part des femmes aux 
postes de direction reste comparative-
ment faible. Autrement dit, bien que la 
proportion de cadres ou de dirigeants 
féminins augmente lentement, il reste 
du chemin à faire. Dans cette perspec-
tive, les entreprises, toutes branches 
con fondues, sont elles aussi invitées à 
prendre des mesures en vue de promou-
voir les femmes aux postes clés.

Les femmes gagnent du terrain

Force est cependant d’admettre que la 
Suisse est l’un des pays où la participa-
tion des femmes au monde du travail – 
indépendamment des qualifications et 
de l’échelon hiérarchique – est l’une des 
plus élevée. On en veut pour preuve 
l’évolution du taux d’activité net selon 
l’Office fédéral de la statistique (OFS): 

en hausse constante depuis trois ans, 
le taux d’activité des femmes âgées de 
15 à 64 ans s’est établi à 77,6 pour cent 
en 2013. Par rapport à 1996 (70,1 pour 
cent), il a ainsi augmenté de pas moins 
de 7,5 pour cent et dépasse nettement 
les valeurs observées dans de nom-
breuses nations industrielles compa-
rables. En Europe, seuls le Danemark et 
la Norvège devancent la Suisse.

A cet égard, il faut souligner le léger 
recul du taux d’activité, lui aussi très 
élevé, des hommes sur les trois derniè - 
res années: de 88,4 pour cent en 2010, 
il a passé à 88,1 pour cent en 2013, une 
évolution qui, selon l’OFS, tend à prou-
ver que la hausse générale du taux d’ac-
tivité en Suisse est due principalement 
à la participation accrue des femmes 
au marché du travail. Cette évolution 
est particulièrement marquée pour les 
groupes de femmes de 25 à 39 ans et 
de 55 à 64 ans. Cela indique que, d’une 

part, conjuguer famille et profession de-
vient la norme parmi les jeunes femmes 
et, d’autre part, que le relèvement de 
l’âge de la retraite à 64 ans pour les 
femmes commence à déployer ses ef-
fets sur le marché du travail.

Les femmes ont moins tendance 

à quitter le monde du travail

On constate aussi que la part des fem-
mes qui se retirent (temporairement) 
du monde du travail après avoir fondé 

une famille tend à diminuer. Depuis 1990, 
ce phénomène s’est en effet sensible-
ment affaibli en Suisse pour les femmes 
de 30 à 40 ans, comme il ressort d’une 
étude réalisée en 2008 par l’OFS. Une 
tendance qui se poursuit, puisque les 
femmes interrompent de moins en 
moins souvent leur activité profession-
nelle pour faire face à des obligations 
familiales ou se consacrer à l’éducation 
des enfants. Le nombre des femmes qui 
continuent de travailler, le cas échéant 
à temps partiel, après un congé mater-
nité ne cesse de croître.

Les femmes sont plus nombreu-

ses à travailler à temps partiel

Aujourd’hui, la Suisse se distingue par 
une très forte proportion de femmes tra-
vaillant à temps partiel. Selon les der-
niers chiffres publiés par la Confédéra-
tion, 58,9 pour cent des femmes actives 
étaient occupées à temps partiel au qua-
trième trimestre 2013, soit une hausse 
considérable depuis 1991 (49,1 pour 
cent). A titre de comparaison, cette part 
n’était que de 14,6 pour cent chez les 
hommes à fin 2013.

Si les explications possibles de l’aug-
mentation du temps partiel chez les 
femmes sont multiples, cette hausse 
peut aussi indiquer que les femmes sont 
de plus en plus nombreuses à pouvoir 
ou vouloir concilier activité profession-
nelle et autres tâches telles que la prise 
en charge des enfants ou les travaux 
ménagers. Il s’agit alors de femmes qui 
ne quittent pas du tout le marché du 
travail et ne doivent dès lors pas non 
plus entreprendre des démarches en 
vue de reprendre une activité profes-
sionnelle. 3

Evolution de la participation des femmes au marché du travail

Hausse du taux d’activité des femmes
Il n’existe pas de statistique sur le nombre de femmes qui, après avoir cessé de travailler pendant 

un certain temps, renouent avec la vie active. Mais une chose est sûre: le taux d’activité des femmes 

augmente en Suisse et dépasse nettement celui observé dans des pays comparables. En outre, le 

temps partiel est de plus en plus prisé par les femmes. Par René Pfister

« Le nombre des 
femmes qui se 
 retirent du monde 
du travail tend  
à diminuer ! »
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En 1972, le jeune ferblantier industriel 
diplômé Remo Trunz vend sa chère Pon-
tiac et s’installe en indépendant à Wit-
tenbach (St-Gall) dans le domaine de 
la ventilation et climatisation. En sous-
traitance, il monte des conduits d’aéra-
tion avec un collègue. Le commerce 
prospère rapidement et, quelques an-
nées plus tard, Trunz démarre à St-Gall 
avec des canaux et des tubes qu’il monte 
et produit aussi lui-même. 

Le jeune entrepreneur bâtit son en-
treprise par étapes et conquiert de nou-
veaux champs d’activité. A partir de 1988, 
le secteur des technologies des métaux 
prend son envol et trois années plus 
tard Trunz acquiert la division carrosse-
rie de Saurer, à Arbon. La reprise, en 
2003, de NAW Véhicules utilitaires SA, à 
Arbon, marque les débuts de Trunz Tech-
nique des véhicules. En 2007, la fonda-
tion de Trunz Water Systems SA vient 
s’ajouter à la holding. 

Une entreprise classique  

de sous-traitance

Actuellement, Trunz Holding comprend 
trois secteurs et emploie près de 180 
collaborateurs. «Le secteur le plus im-
portant est celui des technologies des 
métaux auquel appartient également 
la technique des véhicules. Dans ce do-
maine, nous réalisons un chiffre d’af-
faires d’environ 20 millions de francs», 
explique Remo Trunz. Le développe-
ment et la construction sont des do-
maines essentiels de réussite pour la 
technologie des métaux. Les technolo-
gies de fabrication vont du découpage 
au laser au couvrage et à l’impression, 
en passant par le pliage et le soudage. 
Les clients sont entreprises industriel - 
les plus ou moins grandes, telles que 
Daim ler, MAN, Bühler, AFG, Oerlikon, 

Sulzer, Metrohm ou Mowag. L’aména-
gement intérieur des véhicules ferro-
viaires a pris de l’importance. Par ex em-
ple, pour les trains de Stadler Rail, à 
Bussnang, l’entreprise saint-galloise dé-
veloppe et produit des plafonds, des 
porte-bagages, des cloisons de sépara-
tion en verre, etc. «Dans le domaine de 
la construction de machines et d’ap-
pareils, le marché est particulièrement 
disputé. Cela nous oblige à nous con-
centrer encore plus sur des créneaux 
précis», souligne M. Trunz. Le secteur 
des canalisations d’air est également 
important, dont le chiffre d’affaires avoi-
sine les 16 millions. 

Avec deux sites à Langenthal (BE) et 
Wittenbach (SG), la présence de Trunz 
est forte sur les grands projets et la so-
ciété fait partie en Suisse des fabricants 
majeurs. Parmi ses références: AFG-Are - 
na à St-Gall, la nouvelle HES de St-Gall, 
le KKL à Lucerne, ou divers secteurs de 
l’aéroport de Zurich, tous équipés des 
systèmes de canalisation d’air Trunz. 
Tant que le secteur de la construction 

restera dynamique, il en sera de même 
pour Trunz grâce à sa réputation et au 
savoir-faire de ses collaborateurs. 

Un exigeant business planétaire 

Les installations de traitement de l’eau 
représentent le dernier et le plus exige-
ant secteur exploité par l’entité Trunz 
Water Systems AG. Remo Trunz raconte 
comment il y est arrivé: «En tant qu’en-
treprise classique de sous-traitance, je 
souhaitais depuis longtemps dévelop-
per un produit propre. L’impulsion m’est 
venue d’un collègue n’appartenant pas 
à la société. Avec Ralph Hangartner nous 
avons porté l’idée à maturité avant de 
développer divers produits sur le mar-
ché». Les installations de Trunz Water 
Systems sont utilisées dans d’autres do-
maines par les pays émergents et en 
développement. Grâce à de multiples 

filtrations, l’eau fortement polluée ou 
salée peut être purifiée. La particularité 
des installations réside dans le fait qu’ac-
tionnées par le soleil ou le vent, elles 
réclament très peu d’énergie et fonc-
tionnent de manière entièrement auto-
nome. Depuis, environ 800 installations 
produites à Steinach tournent dans 40 
pays. Surtout en Asie du Sud-Est, mais 
aussi en Amérique du Sud, en Afrique 
et au Moyen-Orient. On les trouve dans 
des villages éloignés, des écoles et des 
lieux touristiques, ou mobilisées pour 

Trunz Holding

Quand l’eau fait tourner le business
Technologies des métaux, systèmes de canalisation d’air et installations de traitement des eaux:  

40 ans après sa création, la société familiale basée en Suisse orientale est largement diversifiée. Les 

prochaines années verront un changement de génération à la direction opérationnelle. Le groupe 

vise du même coup une forte croissance de son chiffre d’affaires, grâce surtout à sa société Trunz 

Water Systems. Par Michael Zollinger 
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Remo Trunz, patron de Trunz Holding

« L’entreprise  
forme pas moins  
de 20 apprentis 
dans cinq métiers  
différents !  »
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des approvisionnements d’urgence, par 
exemple en cas de catastrophe. Selon 
les versions, les installations produisent 
de 1000 à 80 000 litres d’eau potable par 
jour et 3000 litres à partir d’eau salée. 

Développer un  

nouveau modèle d’affaires

Selon les chiffres de l’ONU, 780 millions 
de personnes dans le monde n’ont pas 
accès aujourd’hui à l’eau potable. Les 
experts onusiens estiment que d’ici au 
milieu du siècle, 40 pour cent de l’hu-
manité vivra dans des régions où l’eau 
est rare. Pour Trunz, le potentiel est én-
orme, mais pour une PME suisse ce 
marché constitue également un défi 
considérable. «Nous avons besoin de 
bons partenaires sur place, rompus au 
travail avec les gouvernements et les 
autorités. Tout est question d’organisa-
tion et d’infrastructure sur place», ex-
plique Remo Trunz. Récemment, une 
succursale dirigée par Ralph Hangar-
tner s’est ouverte au Panama. A ses dé-
buts, celui-ci était le directeur de Trunz 
Water Systems. La société est restée 
petite avec ses 10 collaborateurs. Elle 
est aujourd’hui dirigée par Lars Willi et 
produit un chiffre d’affaires annuel 
d’environ 5 millions de francs. 

Un nouveau modèle d’affaires a été 
développé suite à une progression plus 
lente que prévu. Sous l’appellation Ne-
xus de petits points de rencontre sous 
forme de kiosques doivent être créés 
dans les villages, sous l’égide des au-
tochtones. Divers services sont propo-
sés, tels qu’électricité, radio-TV, douches 
et autres. On trouvera en permanence 
dans ces centres des installations de trai-
tement de l’eau. Pour financer le projet, 
Trunz se tourne actuellement vers di-
verses fondations. 

Remo Trunz s’investit maintenant en 
priorité dans les systèmes de traitement 
de l’eau: «C’est le domaine où nous dis-
cernons le plus grand potentiel à plus 
long terme et qui, de plus, utilise plei-
nement la production de la technolo-
gie des métaux. Sans négliger celle-ci, 
ni les systèmes de canalisation de l’air, 
nous allons investir beaucoup de temps 
et d’argent dans ce domaine». Avec ses 
installations de traitement de l’eau, Trunz 
évolue entre le monde des affaires et 
celui de l’aide au développement. Remo 

Trunz admet que cela revient à faire par-
fois le grand écart, mais convient bien 
à la philosophie de l’entreprise. 

Un patron au sens positif 

Informer l’ensemble des collaborateurs 
sur les projets dans les pays émergents 
va dans le sens de la culture d’entreprise. 
Cela crée aussi un lien affectif. La tech-
nologie métallurgique profite directe-
ment du dernier-né des secteurs, dont 
elle fabrique les installations à Steinach.

Pour Remo Trunz, le bien-être de son 
équipe est important. Lui qui faillit être 
footballeur professionnel – il fut engagé 
une saison au club leader du FC St-Gall – 
est un patron au meilleur sens du ter-
me. «Nous voulons offrir un lieu où les 
gens peuvent s’épanouir, comme dans 
une famille», précise-t-il. Trunz est aussi 
une entreprise formatrice, qui occupe 
actuellement pas moins de 20 appren-
tis dans 5 métiers différents. A vrai dire, 
cela répond aussi à un besoin: trouver 
du personnel qualifié malgré une pé-
nurie croissante. En 2012, Trunz a reçu 

l’Export Award de Switzerland Global 
Enterprise (l’ancien Office suisse d’ex-
pansion commerciale – OSEC) pour ses 
résultats entrepreneuriaux.

Assurer la 

continuité de la direction

A 64 ans, le patron a assuré la relève 
depuis longtemps. Aux côtés de son 
épouse, sont également présents dans 
l’entreprise sa fille Andrea (37 ans) et 
son fils (32 ans). Dans 2 ou 3 ans, Remo 
Trunz voudrait se concentrer sur la pré-
sidence du Conseil d’administration. 
L’en trepreneur envisage de doubler le 
chiffre d’affaires du groupe à moyen 
terme. L’espace nécessaire à son expan-
sion est déjà là. Le nouveau bâtiment 
de Steinach, dans lequel bureaux et 
production évoluent dans des espaces 
fonctionnels depuis 5 ans, est actuelle-
ment occupé à raison de 70 pour cent 
seulement, offrant ainsi la place à cette 
future croissance. 3 

L’eau fortement polluée ou salée peut être purifiée grâce aux installations de traitement de l’eau, 
comme ici dans un village d’Afrique.
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La réforme de la prévoyance vieillesse 
constitue l’un des grands défis de so-
ciété et de politique sociale des années 
à venir. Il s’agit de permettre au système 
suisse de prévoyance vieillesse, cons-
truit et développé avec succès ces der-
nières décennies, de garantir à notre 
société vieillissante la possibilité d’af-
fronter sereinement le futur. Les milieux 
économiques – Union patronale suisse 
(UPS), Economiesuisse et avec elles tou-
tes les grandes associations de bran ches, 
de nombreuses associations commer-
ciales et industrielles ainsi que de gran-
des entreprises – soutiennent la vision 
globale du premier et du deuxième pi-
liers qui est celle du Conseil fédéral. En 
revanche, elles sont résolument oppo-
sées au paquet global de mesures qu’il 
préconise car, comme l’a souligné en 
conférence de presse Valentin Vogt, 
président de l’Union patronale suisse, 
celui-ci «est totalement surchargé, trop 
coûteux et n’est supportable ni pour le 
simple citoyen ni pour l’économie.»

Eviter le risque d’un fiasco total

Le directeur de l’UPS Roland A. Müller 
illustre cela par un exemple: un couple 
de retraités touchant 4700 francs de 
rentes par mois subirait une perte de 
plus de 200 francs par mois si l’intégra-
lité du projet gouvernemental était ap-
pliquée. «Le Conseil fédéral risque donc, 
poursuit M. Müller, de voir son projet 
essuyer un refus au plus tard en vota-
tion populaire, s’il n’est pas désavoué 
dès le stade des délibérations parlemen-
taires». L’économie n’est pas disposée à 
accepter le risque d’un fiasco total, c’est-
à-dire à investir des années d’efforts 
dans une réforme dont les chances de 

succès sont dès le départ infimes. La 
nécessité d’une action efficace interdit 
pareille aventure: pour faire face au défi 
démographique, il va falloir s’assurer 
pour l’AVS dans les années à venir des 
milliards de francs de recettes supplé-
mentaires et d’économies. Du fait de la 
progression de l’espérance de vie et de 
la baisse des rendements, les rentes du 
deuxième pilier ne pourront plus être 
financées si l’on maintient le taux de 
conversion minimum à son niveau ac-
tuel.

Cela est aussi évident pour Heinz Kar-
rer, président d’Economiesuisse: «Face 
aux difficultés financières qui se profi-

lent, il faut impérativement remettre 
l’ouvrage sur le métier». L’économie tient 
donc à assurer ses responsabilités vis-
à-vis de la société et à apporter une con-
tribution essentielle à la pérennité des 
principales assurances sociales du pays.

Moins de mesures, 

mais plus faciles à appliquer 

L’objectif est d’empêcher une réduc-
tion des prestations de l’assurance vieil-
lesse malgré les enjeux financiers. Ro-
land A. Müller présente aux journalistes 
une exigence concrète: une mar che à 
suivre étape par étape, liée aux besoins 
de financement du moment, avec une 

Réforme de la prévoyance vieillesse 

L’économie présente  
une solution pour des rentes sûres 
Le système suisse de prévoyance vieillesse, aujourd’hui efficace, ne tardera pas à se transformer en 

gouffre financier du fait de l’évolution démographique. L’économie a présenté au Conseil fédéral  

des solutions constructives en vue de préserver le niveau actuel des rentes. Au lieu de porter tout 

l’effort sur un seul et même paquet mammouth de mesures, elle y réclame une vision globale 

s’appuyant sur des actions segmentées en portions digestes et obéissant à des priorités claires. 
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L’espérance de vie des rentiers est aujourd’hui nettement plus élevée que lors  
de l’introduction de l’AVS en 1948.
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échelle de prioriré claire et un fraction-
nement du projet surdimensionné 
soumis à consultation. 

Deux grands projets parallèles doi - 
vent être discutés en priorité: le premier 
comprend le relèvement de l’âge de 
référence de la retraite à 65 ans pour 
les deux sexes, la flexibilisation des ren-
tes entre 62 et 70 ans, l’augmentation 
de la TVA en faveur de l’AVS de 0,6 point 
au maximum et la réduction à 6 pour 
cent du taux minimal de conversion. Le 
tout assorti de mesures de compensa-
tion, tels que des bonifications de vieil-
lesse plus élevées, ou l’obligation de 
cotiser dès l’âge de 21 ans. La hausse de 
la TVA doit en outre être subordonnée 
à celle de l’âge de référence de la re-
traite. C’est ainsi, selon Roland A. Mül ler, 
que le niveau actuel des rentes pourra 
être garanti pour les dix prochaines 
années. 

Le second grand projet est celui d’un 
mécanisme de stabilisation de l’AVS qui, 
dans le futur, prévoie en temps utile 
des mesures correctives pour remédier 
à des situations financières critiques me-
naçant l’avenir des assurances sociales. 
L’économie propose à ce titre une nou-
velle hausse par étapes de l’âge de la 
retraite, de 24 mois au maximum, cou-
plée une nouvelle fois à des supplé-
ments de recettes provenant d’une nou-
velle augmentation de la TVA de 0,4 
point. Ainsi toutes les couches de la 
population et l’économie seraient mis 
adéquatement à contribution – plutôt 
que de piocher dans le porte-monnaie 
des rentiers par le biais d’une suspen-
sion de l’indice mixte, comme cela est 
proposé par le Conseil fédéral. En outre, 
l’augmentation de l’âge de référence 

de la retraite au-delà de 65 ans n’aurait 
lieu qu’à partir du moment où le mar-
ché du travail serait capable d’absorber 
le personnel équivalent à cette hausse. 
Tant les règles de stabilisation que les 
projets principaux doivent être soumis 
au Parlement cette année encore, afin 
de pouvoir entrer en vigueur dès 2018. 

Relever l’âge de la retraite est 

indispensable à plus long terme

Ainsi que l’ont encore souligné les as-
sociations économiques, on ne peut ré-
soudre dès maintenant et par avance, 
pour ainsi dire, l’ensemble des problè-
mes de la prévoyance vieillesse. D’au-
tant moins que, dès 2020, des réformes 
supplémentaires séparées seront enga- 
gées au gré des mesures à prendre. «Sur 
le long terme, il sera impossible d’échap-

per à des actions plus poussées touchant 
les prestations. L’adaptation de l’âge de 
la retraite ne doit donc plus être traitée 
comme un sujet tabou», a souligné 
Heinz Karrer, en se référant notamment 
au fait que l’espérance de vie des ren-
tiers est aujourd’hui nettement plus éle-
vée que lors de l’introduction de l’AVS 
en 1948. 

La balle est à présent du côté du Con-
seil fédéral. Pour Valentin Vogt, le Gou-
vernement doit prendre au sérieux le ré-
sultat de la procédure de consultation 
pour élaborer un paquet de mesures 
qui offrirait de vraies chances de con-
crétiser sa judicieuse vision globale. 
«S’il ne le fait pas, les milieux économi-
ques concentreront leurs efforts sur la 
réalisation par étapes de mesures in-
dispensables.» 3

AVS: résultats nettement moins bons en 2013 

L’an dernier, la situation financière de l’AVS s’est considérablement détériorée. 
En 2013, notre assurance vieillesse n’a encaissé que 14 millions de francs de 
plus (en cotisations) qu’elle n’a dépensé en rentes. L’année d’avant, le résultat 
de répartition (résultat actuariel) s’élevait encore à 260 millions. Le résultat 
d’exploitation, qui comprend la contribution de la gestion de la fortune (607 
millions) et les intérêts de la dette de l’AI, payés par la Confédération (287 mil-
lions), a reculé dans le même temps de plus de la moitié à 908 millions (contre 
2026 millions en 2012). Tels sont les derniers chiffres de l’Office fédéral des as-
surances sociales. 

Le résultat de répartition avait déjà légèrement diminué en 2012. La diffé-
rence entre les cotisations encaissées et les rentes versées qui, en 2013, a 
fondu comme neige au soleil pour s’établir à 14 millions de francs, met en re-
lief le problème du vieillissement démographique: le rapport entre le nombre 
d’actifs et celui de rentiers ne cesse de se détériorer. Pour l’Union patronale 
suisse, cette tendance négative irréversible fera bientôt basculer l’AVS dans 
les chiffres rouges. Ce développement alarmant met en évidence l’impérieuse 
nécessité d’une action urgente en faveur de l’AVS. 3

socialdesign est un bureau d’études et de conseil qui propo-
se des services sur mesure pour les entreprises ainsi que pour 
les responsables politiques et administratifs. En collaboration 
avec ses client-e-s, socialdesign développe des solutions réf-
léchies, durables et pertinentes pour la pratique. 

 � Recevoir un soutien qualifié 
 � Identifier et développer le potentiel de 

votre équipe ou de votre entreprise
 � Piloter les processus de changement 

Prenons les bonnes décisions

socialdesign SA  ·  case postale 1416  ·  1001 Lausanne
T +41 21 510 20 80  ·  www.socialdesign.ch  ·  info@socialdesign.ch

Conseil stratégique et organisationnel
Coaching, mandats de direction
Gestion de la qualité
Formation et enseignement
Recherche et évaluation
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L’initiative sur les salaires minimums 
voudrait que l’Etat impose un salaire 
minimum légal de 22 francs de l’heure. 
En comparaison internationale, ce serait 
un record absolu, qui causerait un tort 
massif à l’économie suisse et aux travail-
leurs. «Beaucoup de PME ne pourraient 
tout simplement pas payer de tels sa-
laires et devraient donc fermer leurs 
portes, à moins de supprimer des em-
plois ou de rationaliser pour amortir la 
hausse des coûts salariaux», a affirmé 
Jean-François Rime, président de l’Un-
ion suisse des arts et métiers Usam. 

Choc de coûts et fermetures 

d’entreprises garantis

«Cette initiative nous mettrait échec et 
mat face à la concurrence internationa-
 le», a averti Valentin Vogt, président de 
l’Union patronale suisse. «Le salaire mi-
nimum légal viderait de sa substance 
un partenariat social éprouvé», a-t-il aj-
outé. Si l’initiative passait, a expliqué 
Alain Guttmann, président de Bobst 
Group SA à Lausanne, même les gran-
des entreprises tournées vers l’expor-
tation, confrontées aujourd’hui déjà à 
une forte concurrence internationale 
liée au standard élevé des salaires en 
Suisse, subiraient un véritable choc dû 
à l’explosion des coûts salariaux. La 
hausse serait telle que l’économie suis se 
d’exportation ne pourrait plus suivre le 
rythme international. Et elle perdrait des 
emplois. 

Cette vague frapperait aussi de plein 
fouet le tourisme suisse, où l’initiative 
sur les salaires minimums risque de pro-
voquer une véritable hécatombe parmi 
les petites exploitations de l’hôtellerie 
et de la restauration. «Nous payons 
d’ores et déjà le double des salaires que 
paient les Autrichiens. Si nous devons 
hausser encore nos prix, nous risquons 
de perdre beaucoup de clients suisses 
et de touristes étrangers. L’acceptation 
de cette initiative forcerait des entre-
prises à débaucher du personnel, voire 
à fermer boutique», a souligné Gugli - 
el  mo L. Brentel, président d’Hotellerie-
suisse. 

Les emplois à temps  

partiel seraient aussi menacés

Marianne Meister, cheffe d’entreprise et 
présidente de la commune de Messen 

(SO), a pris l’exemple de son commerce 
de détail pour montrer combien les jeu-
nes professionnels peu expérimentés 
ont de peine à accéder au monde du 
travail. Ce sont, plus que d’autres, les 
jeunes en quête d’un premier emploi, 
les femmes et les personnes à faible re-
venu qu’un salaire minimum légal éli-
minerait du marché du travail. Même 
les emplois à temps partiel, qui permet-
tent, aux femmes surtout, de gagner un 
revenu supplémentaire important pour 
la famille, seraient menacés de dispari-
tion du fait de la hausse des coûts sala-
riaux. 

L’entrepreneur tessinois Fabio Regazzi 
a, quant à lui, démontré les effets per-
vers qu’aurait un salaire minimum sur 
les zones rurales et les régions de mon-
tagne. Si certaines régions comme le 
Tessin bénéficient de perspectives éco-
nomiques favorables, c’est justement 
du fait de leur capacité concurrentielle 
liée à la modicité du coût de la vie et 
des coûts salariaux. L’initiative sur les 
 salaires minimums n’en tient aucun 
comp te et son adoption ferait ainsi 
perdre à bien des régions de Suisse un 
de leurs atouts essentiels, celui des 
moindres coûts. Et Regazzi d’ajouter: 
«Plus encore qu’ailleurs, dans les régions 
rurales où il faut lutter pour chaque em-
ploi, l’ex ode d’une famille faute de pos-
sibilités de gagner sa vie se répercute 
directement sur la collectivité». 3

Non au diktat salarial 

Tous unis contre 
le salaire minimum étatique !
Un salaire minimum imposé par l’Etat mettrait en péril la compétitivité de l’économie suisse 

et menacerait les petites et moyennes entreprises dans leur existence. Les premiers à en  

souffrir seraient les jeunes désireux d’entrer dans la vie active, les femmes et les travailleurs à  

bas revenus des zones rurales et des régions de montagne: tel est le message qu’ont mar- 

telé des respon sables et des associations économiques lors d’une conférence de presse à Berne. 

Campagne 
contre l’initiative
Informez-vous à fond sur la cam-
pagne du Comité interpartis «NON 
au smic en Suisse» et participez 
aussi personnellement! Contre un 
salaire minimum uniforme imposé, 
vous trouverez des données et des 
arguments très intéressants sous:

www.smic-non.ch 3

Suivez-nous sur Twitter:
@arbeitgeber_ch
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J usqu’où doit-on aller dans l’effort de so-
lidarité des employeurs et des salariés 
en faveur du reste de la population? La 
gauche a malheureusement tendance 

à considérer qu’il est pres que indéfiniment ex-
tensible. Il y a quelques mois, elle a ainsi déposé 
une initiative fédérale demandant une hausse 
de 10 pour cent des rentes AVS. Elle devrait  
bien entendu être financée  paritairement. A 
moins que l’initiative sur l’imposition des 
 successions ne passe la rampe, ce qui serait dra-
matique pour l’emploi. 

Le dernier exemple en date de dérive de la 
gauche a eu lieu dans le canton de Vaud. Une 
coalition allant des syndicats aux socialistes  
en passant par les Verts a déposé une initiative 
populaire cantonale visant à instaurer ni plus 
ni moins que la gratuité des soins dentaires pour 
l’ensemble de la population. Retraités, étu-
diants, femmes ou hommes au foyer, enfants en 
bas âge, tous seraient logés à la même en-
seigne. La facture? A adresser aux employeurs 
et aux salariés, de manière parfaitement 
 paritaire!

Les initiants évaluent l’ardoise globale entre 254 
et 355 millions de francs. Leur texte ne men-
tionne aucun taux précis de cotisation à préle-
ver sur les salaires, mais celui-ci pourrait oscil-
ler entre 0,47 et 0,65 pour cent (à multiplier par 
deux pour avoir le total paritaire). Il en coûtera 
522,60 francs par an pour un salarié qui gagne 
6000 francs par mois si le taux appliqué est  
de 0,65 pour cent sur la base de treize salaires. 

Avec la part patronale, cela donne un total  
de 1045,20 francs. 

N’est-ce pas un peu cher? Selon les initiants, 
chaque personne dépense en moyenne  
450 francs par an pour ses soins dentaires. Le 
système proposé obligerait donc environ la 
moitié des salariés vaudois (ceux qui gagnent 
6000 francs et au-delà) à payer au minimum 
le double de ce qu’ils consomment chez le 
dentiste.

Soulignons que cette initiative ne propose pas 
une assurance dentaire obligatoire pour tous. 
Le débat serait différent. Elle propose simple-
ment d’offrir le dentiste aux 743 000 habitants 
du canton de Vaud, puis de faire supporter la 
note par les 350 000 employés occupés par  
les entreprises et les administrations.

Les promoteurs de cette idée parlent d’équité. 
Mais où est-elle? Chacun paie bien son assu-
rance-maladie. Il n’y a aucune raison que ce soit 
différent pour les soins dentaires. L’argument 
de la gauche selon lequel 5 pour cent de la po-
pulation renonce à aller chez le dentiste, dans 
la région lémanique, pour des raisons financières 
n’est pas plus pertinent. Des moyens ciblés  
sur ces 5 pour cent seraient bien plus efficaces 
et économiques qu’un fardeau de 250 à 350 
millions de francs par an sur tous les salariés. 

Personne n’est dupe, la logique est bien évi-
demment d’étatiser le système des soins et 
que tant qu’à faire, autant commencer par les 
dentistes. La facture globale est moins lourde. 
L’initiative prévoit d’ailleurs de créer des poly-
cliniques dentaires dans chaque région du 
 canton. On imagine sans problème que si un tel 
texte devait passer, les dentistes devraient 
alors être agréés pour que les frais de leurs pa-
tients soient remboursés. Bonjour la bureau-
cratie. Si le vôtre ne l’est pas, vous devrez aller 
à la polyclinique! 3

Claudine Amstein

Dentiste gratuit pour tous ?  
La gauche vaudoise promet la lune 
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Claudine Amstein, directrice de la Chambre  
vaudoise du commerce et de l’industrie (CVCI).
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Quiconque fréquente l’école et reçoit son diplôme – 
que ce soit au terme d’une formation profession-
nelle ou générale – effectue le plus souvent son 
parcours dans des institutions publiques. Cela ne 
signifie pas que les écoles privées n’assument pas 
une fonction importante dans notre système de 
formation. Ainsi, chaque année, 90 000 écoliers et 
étudiants préfèrent, pour diverses raisons, effectuer 
leur scolarité dans une école rattachée à la FSEP 
plutôt que dans un établissement public. Cela cor-
respond à l’effectif de tout le canton de Berne. Dans 
le canton de Genève, où l’empreinte internationale 
est forte, près d’un élève sur cinq étudie dans une 
institution privée. 

Source de l’innovation 

Les écoles internationales ne forment toutefois 
qu’une partie de nos écoles privées. Elles s’adres-
sent d’une part aux enfants des salariés du monde 
entier, temporairement actifs en Suisse. D’autre part, 
elles attirent des jeunes de l’étranger qui viennent 
en Suisse suivre une formation. Un exemple pres-

tigieux: l’actuel Secrétaire d’Etat américain John 
Kerry, qui, dans les années 1950, a suivi ses cours 
dans un internat helvétique. Markus Fischer, Secré-
taire général de la FSEP, reconnait la valeur des 
éco les privées helvétiques vue de l’ét rang er, mais 
insiste aussi sur l’importance des écoles privé es 
pour l’image du pays: «Ceux qui ont vécu une pé-
riode marquante de leur vie en Suisse en de-
viennent par la suite les ambassadeurs dans leur 
pays.» 

A côté des «International Schools», la FSEP repré-
sente aussi des écoles locales. Elles complètent à 
différents égards l’offre de l’école publique, en ce 
sens qu’elles suivent un concept pédagogique par-
ticulier, qu’elles s’appuient sur un arrière-plan reli-
gieux, ou encore qu’elles placent de nouveaux ac-
cents en général. De nombreuses innovations dans 
le domaine de la formation reviennent à des initia-
tives privées et sont reprises par les écoles publi-
ques. Il en est ainsi, par exemple, de la maturité 
bilingue, des passerelles en 10e année ou des écoles 
en horaire continu. Comme les établissements pri-
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Fédération Suisse des Écoles Privées (FSEP)

La qualité en point de mire
La notion d’«écoles privées» recouvre une large réalité dans le cas de la Fédération Suisse 

des Écoles Privées (FSEP), puisque celles-ci concernent aussi bien des écoles inter natio nales 

avec un public cible issu des quatre coins du monde que des programmes de forma tion 

complémentaires intégrant des concepts pédagogiques alternatifs. S’y ajoutent des fournis-

seurs dans le domaine de la formation continue. La fédération s’engage de diverses 

façons pour un objectif commun: des conditions-cadres avantageuses. Par Daniela Baumann

Environ un tiers des membres 
de la FSEP sont des écoles 
internationales. La plupart 
sont situées en Suisse 
romande. 
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vés peuvent en général mieux s’occu-
per des cas particuliers, elles offrent 
une solution idéale aux élèves les plus 
dou és – ou aux plus faibles –, ou à ceux 
qui souff rent de maladies ou de pro-
blèmes familiaux. 

Deux cultures – une association

Du jardin d’enfants à la formation pro-
fessionnelle supérieure et aux hautes 
écoles spécialisées, en passant par l’éco le 
élémentaire, le gymnase et la formation 
professionnelle initiale, l’offre privée 
suisse couvre un large éventail de pos-
sibilités de formations, y compris per-
manentes. Parmi elles, 220 appartien-
nent à la FSEP. Environ un tiers sont des 
écoles internationales et 40 pour cent 
sont situées en Suisse romande. Comme 
le souligne Markus Fischer, la fédération 
accorde une grande importance aux 
échanges entre les régions linguistiques, 
même si celles-ci sont structurellement 
différentes: il existe des associations ré-
gionales en Suisse latine, alors que les 
écoles alémaniques sont organisées en 
associations professionnelles. 

Sur le plan de l’offre également on 
trouve des différences entre les régions 
linguistiques: Alors qu’en Romandie, les 
écoles privées sont plus fortement re-
présentées dans le domaine de l’école 
obligatoire et des gymnases, leur poids 
est supérieur en Suisse alémanique 
dans le secteur de la formation conti-
nue. «Dans notre fédération, nous sen-
tons que deux cultures différentes se 
superposent, mais ici le rapport entre 
elles est vécu intensément.» 

Les différences ont aussi et surtout 
des origines historiques: depuis le début 
du 20e siècle, la Suisse alémanique et la 
Suisse romande ont chacune leur propre 
association. Alors que dans un système 
d’éducation fédéraliste la Confédération 
commença à accroître ses compétences, 
un besoin d’unité se fit sentir dans la 
branche sur le plan fédéral. Cela con-
duisit en 1990 à la création de la Fédé-
ration Suisse des Écoles Privées. 

Relations publiques 

et assurance qualité 

Pour mieux faire connaître ses mem bres 
en Suisse et à l’étranger, la FSEP dispose 
d’un solide pilier en matière de relations 
publiques. Il leur offre diverses possibi-

lités de se présenter, que ce soit dans les 
répertoires des «Ecoles privées en Suis-
 se» et des «Swiss International Schools», 
ou sur le site propre de la Fédération. 
Un bureau de conseil et d’information 
sert d’intermédiaire entre les clients po-
tentiels et les membres. De plus, les 
mem bres de la Fédération peuvent pro-
fiter de bourses de la Fondation des 
Écoles Privées Suisses, grâce auxquelles 
des écolages réduits peuvent être ac-
cordés à des élèves. 

En outre, la FSEP a créé avec d’autres 
organisations, dont l’UPS, le Registre des 
écoles privées en Suisse: ceux qui rem-
plissent certains critères y sont admis 
et font ainsi la preuve de leur sérieux et 
de leur fiabilité. «Nous travaillons très 
activement à l’assurance qualité, qui 
revêt pour nous une importance primor-
diale», souligne M. Fischer. L’adhésion 
à la FSEP suppose que les écoles qui s’y 
affilient disposent d’un système d’assu-
rance qualité reconnu. A l’évidence, cela 
fonctionne bien: «Nous n’avons prati-
quement pas eu de problème de qua-
lité dans le passé», affirme le juriste Fi-
scher, qui dirige la Fédération depuis 
sa création. 

Succès politiques  

et défis actuels 

Sur le plan politique, le plus grand suc-
cès des dernières années, rappelle M. 
Fischer, est l’exonération des prestations 
éducatives privées de la TVA. Il a aussi 
été possible d’obtenir récemment une 
déduction fiscale plus élevée pour les 
formations professionnelles initiales et 
continues. La Fédération demande en-
core qu’à l’avenir les filières générales 
puissent pratiquer les mêmes déduc-
tions fiscales que la formation profes-
sionnelle et qu’elles ne soient ainsi plus 
prétéritées sur le plan de la politique 
fiscale. On est satisfait des affaires en 
cours concernant la loi sur la formation 
continue, notamment de l’accord du 
parlement, qui se dessine, sur les con-
ditions de concurrence à armes égales 
entre fournisseurs publics et privés et 
de la formation professionnelle supé-
rieure: à l’avenir, seront financièrement 
soutenus pour les cours préparatoires 
pour les examens fédéraux non plus 
les écoles, mais les candidats – dans 
l’esprit d’une égalité de traitement entre 

tous les fournisseurs. Les redevances 
croissantes concernant les droits d’au-
teur versés aux sociétés de gestion po-
sent actuellement problème aux éta-
blissements d’enseignement. «Il existe 
aujourd’hui environ 40 tarifs différents 
et il s’en ajoute un de plus à chaque in-
novation technologique», souligne M. 
Fischer. Le combat contre la multiplica-
tion de ces charges place la FSEP côte 
à côte avec les directeurs cantonaux 
de l’instruction publi que. Sur un plan 
institutionnel, on favorise les liens de 
coopération avec les acteurs publics 
de la formation là où existent des inté-
rêts communs. En revanche, un climat 
de con cur rence règne clairement entre 
les écoles. Et M. Fischer de cons tater: 
«L’État est toujours plus présent aux 
éche lons inférieurs de la formation. Les 
gymnases publics comblent aujourd’hui 
leurs disponibilités avec des élèves qui, 
auparavant auraient fréquenté une 
école privée.» 

Afin de renforcer le poids de ses re-
quêtes en matière de politique de for-
mation, la FSEP a créé récemment Edu-
cation privée suisse avec les deux 
au tres associations d’écoles privées, les 
Ecoles catholiques de Suisse et la Com-
munauté de travail des Écoles Rudolf 
Steiner, en Suisse et au Liechtenstein. 
Après sa mise en place, Education pri-
vée suisse se con sacrera exclusivement 
à l’activité politique. 3 
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Ce nouveau statut a pour but d’offrir aux 
entreprises une nouvelle option leur per-
mettant d’accroître leur flexibilité en 
matière de recrutement. En effet, les 
salariés-actionnaires ne sont pas soumis 
à l’intégralité des règles de droit du tra-
vail.

Application du droit du travail

Ainsi, ces salariés bénéficient notam-
ment des règles suivantes de droit du 
travail:

 3 maintien de salaire en cas de mala-
die;

 3 congé maternité, paternité et adop-
tion;

 3 possibilité de contester son licencie-
ment en cas de discrimination ou de 
licenciement prononcé en raison de 
l’état de santé du salarié;

 3 respect des durées minimales de pré-
avis;

 3 règles relatives à la consultation des 
salariés en cas de licenciement pour 
motif économique;

 3 règles relatives au transfert d’entre-
prise;

 3 salaire minimum légal;
 3 congés payés;
 3 règles de protection contre les dis-
criminations.

Toutefois, les salariés-actionnaires sont 
exclus du champ d’application de cer-
taines règles telles que:

 3 le droit de contester son licenciement 
en cas de licenciement abusif à par-
tir de deux ans d’ancienneté 

 3 le droit à l’indemnité légale de licen-
ciement pour motif économique;

 3 le droit de demander un aménage-
ment flexible du temps de travail, sauf 
pendant les deux semaines suivant 
le retour d’un congé parental;

 3 certains droits permettant de pren-
dre un congé de formation.

Par ailleurs, ces salariés doivent respec-
ter un délai de prévenance de 16 semai-
nes en cas de retour anticipé de congé 
de maternité, de congé de paternité ad-
ditionnel ou de congé d’adoption.

L’employeur a la possibilité de prévoir 
des dispositions plus favorables que 
celles-ci.

Actions en contrepartie

En contrepartie, le salarié-actionnaire 
devra recevoir des actions pour un mon-
tant minimum de 2 000 £ (soit environ 
2 423,5 €) de l’entreprise qui l’emploie 
ou de la société mère. Le montant des 
actions accordées au salarié n’est pas 

plafonné et celles-ci doivent lui être at-
tribuées gratuitement.

Le salarié-actionnaire doit être infor-
 mé par écrit des particularités de son 
statut, y compris des règles de droit du 
travail dont il est exclu. Il doit également 
bénéficier d’un conseil concernant son 
statut spécifique délivré par un expert 
indépendant payé par l’entreprise qui 
souhaite embaucher le salarié, que ce-
lui-ci soit effectivement embauché ou 
non. En outre, le salarié doit respecter 
un délai de réflexion de sept jours à 
compter du moment où il a reçu le con-
seil de l’expert avant d’accepter un tel 
emploi.

Si les conditions relatives à l’attribu-
tion des actions et à l’information du 
salarié ne sont pas respectées, alors ce-
lui-ci ne sera pas considéré comme un 
salarié-actionnaire. 3

Source: Site internet du gouvernement 
britannique, in UIMM – Social Internatio-
nal, mars 2014

Flexibilité

Nouveau statut de  
salarié-actionnaire au Royaume-Uni
Le 1er septembre 2013 est entré en vigueur au Royaume-Uni un nouveau statut de salarié-

actionnaire. Ce nouveau statut a été adopté suite à une consultation lancée en octobre 2012  

par le ministre britannique des Entreprises, de l’Innovation et des Compétences.

Pour suivre les prises de position et les activités
de l’Union patronale suisse,

abonnez-vous à notre news service.
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